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l. Verzeichnis der Teilnehmer

an dem

neunzehnten Städtetage der Provinz Westpreußen in Danzig 1911.

Amtliche Stellung

inz . . . · . . . . . .

tto Vallentin . . . . . .

Lfd.

N
Name der Stadt Vertreten durch: bezw.

r.

Stand des Vertreters

1. Berent . . . . . . . . .

Keine
. . . . . . . . . . Ratsherr

’athke . . · . . . . . · Stadtverordneter

H. Schmidt . . . . . Stadtverordneter

2. Bischofswerder . . . . . . Densch . . . . . . . . . Bürgermeister

Z. Briesen . . . . . . . . . Dr. Klomfaß . . . . . . . Bürgermeister
Dr. Hopmann . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

4. Christburg . . . . . . . . Dr. Busfe . . . . . . . . Bürgermeister

5. Culm . . . . . . . . . . Liebetanz . . . . . . . . Bürgermeister
O. Schumacher . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

-6. Culmsee . . . . . . . . . Hartwich . . . . . . . . Bürgermeister
A. Peters . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

"·7. Danzig . . . . . . . . . Scholtz . . . . . . . · . Oberbürgermeister
ehlhaber . . . . . . . . Stadtbaurat.
ein . . . . . . . . . . Stadtrat.
laaßen . . . . . Stadtrat.

Münsterberg Stellv. Stadtverordnetenvorsteher
Herzog . . . . . . · . . Stadtverordneter
Dr. Herrmann . . . . . . Stadtverordneter

Schade . . . . . . . . . Stadtverordneter
Rabe . . . . . . . . . . Stadtverordneter

8. Dirschau. . . . Cichhart . . . . . . . . . Bürgermeister
Schuckett . . . . . . . . Stadtrat.
Raube . . . . . . - . . . Stadtverordnetenvorsteher
Hein, Herm. . . . . . . . Stadtverordneter

—9. Elbing . . . . . . . . . Dr. Merten . . . . . . . Erster Bürgermeister
Dr. Schaller . . . . . . .

ZweiterBürgermeisterBraun . . . . . . . . cOtadtbaurat
Dr. Bleyer . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher
Joh. F· Wegmann . . Stadtverordneter

Alsred Müller . . . . . . Stadtverordneter

10. Dt. Eylau . . . . . . . . Giese . . . . . . . . · . Bürgermeister
Stürckow . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher

11- Flatow . . . . . . . . . Haack . . . . . . . . . . Bürgermeister-

12. Freystadt . . . . . . . . Wende . . . . . . . . . Bürgermeister

113. Pr. Friedland . . . . . .. K. Bürgermeister
Stadtverordnetenvorsteher



Amtliche Stellung
Lsd.

Name der Stadt Vertretcn durch«: bezw.

Stand des Vertreters

14. Gollub .

«

. . . . . . . Meinhardt . . . . . . Bürgermeister.
Aronsohn . . . . . ." . . Stellv. Bürgermeister.

15. Graudenz . . . . . . . . Dr. Stolzenberg . . . . . Zweiter Bürgermeister-.
Tzschüter . . . . . Stadtrat·

Spaencke . . . · . . . . . Stadtrat.
Tettenborn . . . . . . . . Stellv. Stadtverordnctenvorsieher.
Biron. . . . Stadtverordneter.

16. Dt. Krone . . . . . . Müller . . Bürgermeister.
«

Milczewski . . Stadtoerordneter.

17. Lautenburg. . Jung Bürgermeister.

18. Lessen. . Retz Bürgermeister.

19. Löbau Kude . . . . . . . . Bürgermeister
Machs . . . . . . Magistratsmitglied

20. Marienburg Born · . . . . · . . . Erster Bürgermeister.
Arndt . . . . . Zweiter Bürgermeister.
Korth . . . . . Zweiter Stadtverordnetenvorsteher..
Teichert Stadtverordneter.

21. Marienwerder . . . . . . Zitzlaff . . . . Bürgermeister.
L. Wagner . . Stadtrat.
Fabian . . . . . . . Stadtverord11eter.
Prof. Dr. Rosenstock. StadtverordnetenVorsteher.

22· Mewe Fanelsa . . . . . , . . Bürgermeister.
RDfEUckaUtz Stadtoerordnetenvorsteher.

23. Neumark. . Liedke . . . . . . . . . . Bürgermeister.
Schulz . . . . . . . . . Stadtvcrordnetenvorsteher.

24· Neuenbürg . . . . . . . . Buchhorn . Bürgermeister-
·

Engelien . . . . . . . . Schulrut, Stadtverorduetenvorsteher.-

25· Neustadt . . . . . . . . . Erdmann . . . . . Bürgermeister
Lemke . . . . . . . . . . Stadtrat.
v. Dombrowski . . . . . . Stadtverordneter.

26. Neuteich . . . . . . . . FesixRuhm . . . . . Beigeordneter.
Ilda . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

27· Putzig . . . . · Wahner . . . . . . . . . Bürgermeister.
Templm . . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

28, Riesenburg . . . . . . . . Eggcrt . . . . . . . . . Bürgermeister.

29, Rosenberg . . . . . . . . Hermsdorf -. . . . . Bürgermeister
R. Hanne . . . . . . etadtverordnetenvorsteher.

30. Schlochau . . . . . . . . Ziegcr. . . Bürgermeister.

31, Schöneck- . . . .
». . . Joost . . . . . . Bürgermeister·

«D1·.de Cuvry . . . . . Stadtverordneter.

32» Schönsee Wange . . . . . . . Bürger-meisten



L·d
Amtliche Stellung

s .

N
Name der Stadt Vertreten durch: bezw.

r.

Stand des Vertreters

33. Schwetz . . . . . . . . . Ennulat . . . . . . . . . Bürgermeister.
Kronisch . . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
du Bosque . . . . . . . .

34. Pr. Stargard . . . . . . Dr.«Leyde . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher.
F. Magnus . . . . . . . Stadtrat.

Hellmich . . . . . . . . . Steuerinspektor.
Klein . . . . . . . . . . Stadtrat.

35. Strasburg . . . . . . . . R. Heinrich . . . . . · . Beigeordneter.
Schwarz . . . . . . . Stadtverordneter.

36. Stuhm . . . . . . . . . Schmidt · . . . . . . . . Bürgermeister.
Nawrocki . . . . . . . . Stadtverordneter.

37. Tiegenhof . . . . . . . . v. Schroeter . . . . . . . Bürgermeister

38. Thorn . . . . . . . . . . Dr. Hasse . . . . . . . . Erster Bürgermeister.
Weese . . . . . . . . . . Stellv. Stadtverordnetenvorsteher.

39, Tuchel . . . . . . . . . . Lutze . . . . . . . . . . Bürgermeister.

40. Zoppot . . . . . . . . . Woldtnann . . . . . . . . Bürgermeister
Dr. Laue . . . . . . . . Stadtrat.
Kaufmann . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

auer . . . . . . . . . . Stadtverordneter.

Ehrengäste.

Oberpräfidentder Provinz Westpreußenv o n J a g o w - Danzig.
RegierungspräsidentF o e r st e r - Danzig.
RegierungspräsidentDr. S chilling-Marienwerder.
Landeshauptmann Fr eiherr S enf«ftv on Pilsa ch-Danzig.
PolizeipräsidentW esse l- Danzig.
Oberpräsidialratv o n L i e b e r m a n n - Danzig.
Regierungsrat W e x - Danzig.



II. Verhandlungen
Nach stenographischer Aufzeichnung.

Erste Sitzung.

Montag, den 31. Juki 1911. —- gyaak des Yanziger Hofes- — 10 Ahr vormittag-.

——«))1(0——-—-—

VorsitzendenOberbürgermeisterHcholtz-Danzig:Meine

Herren!: Ich eröffne den 19. WestpreußischenStädte-

tag. Ich teile zunächstmit, daß der Vorstand mich
kooptiert hat und außerdemgestern noch Herrn Ersten
BürgermeisterDr. H as s e - Thorn, nachdemHerr Bürger-
meister Stachowitz sein-Amt niedergelegt hat. Ich
bitte Herrn Kollegen Hartwich als Schriftführer zu
wirken und Herrn Kollegen Dr. Hasse die Rednerliste
zu führen.

Meine sehr geehrten Herren! Es ist eine schöne
Gepflogenheit bei unseren WestpreußischenStädtetagen,
daß wir vor Beginn unserer Verhandlungen zuerst
unsers Kaisers und Herrn gedenken. (Die Anwesenden
erheben sich von den Plätzen) Meine Herren, wir

fühlen uns ganz besonders eng mit Seiner Majestät
verbunden; wissen wir doch, daß der Kaiser für uns

,Westpreußeneine ganz besondere Vorliebe hat. Wir

haben erst im letzten Jahre die große Freude gehabt,
Seine Majestät in Begleitung Ihrer Majestätder Kaiserin
und der Prinzen und Prinzessinnen des Kaiserlichen
Hauses hier in der Provinz Westpreußenund ins-

besondere auch in unserer Stadt zu sehen· Wir wissen
auch, daß Seine Majestät die Gnade gehabt hat, in

Aussicht zu nehmen, Seiner Kaiserlichen Hoheit dem

Kronprinzen das Kommando eines westpreußischenRegi-
ments zu übertragen. Ich weiß, meine Herren, daß
Sie alle dankbar sind für diesen Gnadenbeweis, daß
Sie sich mit uns freuen, daß Seine Kaiserliche Hoheit
mit seiner Familie längere Zeit in unsern Mauern

weilen wird. Ich möchteSie bitten, mit mir einzu-
stimmen in den Ruf: Seine Majestät, unser aller-

gnädigsterKaiser, König und Herr lebe hoch! (Die
Versammlung stimmt dreimal lebhaft in den Ruf ein.)

Ich schlage vor, folgendesTelegramm an den Kaiser
zu schicken:

Seiner Majestät dem Kaiser
Berlin.

Die in Danzig zum 19. WestpreußischenStädtetage
versammelten Städtevertreter sendenEw. Majestättreuen

Westpreußengruß
I. A.:

Scholtz
Oberbürgermeister-E-

8 Auf dieses Huldigungstelegramm ist nach Schluß des

Städtetages folgende telegraphische Antwort eingegangen:
Seine Majestät der Kaiser und König lassen den zum Städte-

tage dort vereinten Vertretern der westpreußischenStädte für
den uldi un s ruß danken.H g g g

Der Geheime Kabinettsrat.

I. V.:

von Strempel.

Ich nehme an, daß Sie damit einverstanden sind·
Meine sehr geehrten Herren! In meiner Eigen-

schaft als Vorsitzender des Städtetages und zugleichals

Bürgermeister der Stadt Danzig heiße ich Sie heute
herzlichwillkommen, insbesondere die Herren Ehrengäste.
Wir freuen uns sehr, daß Seine Exzellenz der Herr
Obervräsident die Liebenswürdigkeitgehabt hat, wieder

bei uns zu erscheinen. Ich habe aus den früheren
Protokollen ersehen, daß seine Exzellenzschonsehr häufig
bei uns war, auch in seiner früheren Eigenschaft als

Regierungspräsident. Das ist uns eine große Freude.
Sehr erfreut sind wir auch, die Herren Regierungs-
präsidenten von Danzig und Marienwerder hier be-

grüßen zu können. Der Herr Regierungspräsidentvon

Danzig ist zum ersten Male bei uns erschienen, ebenso
der Herr Regierungspräsidentvon Marienwerder. Die

Herren haben den Städtetag bisher noch nicht besuchen
können,weil er immer in solchen Zeiten stattfand, in

denen sie nicht diensstfreiwaren. Heute heißenwir sie
mit Freuden willkommen, ebenso den Kommunal-Dezer-
uenten Herrn Regierungsrat Wex, der ja schon mehr-
fach an den Beratungen des Städtetages teilnahm, den

Herrn Landes-Hauptmann und den Herrn Polizeipräsi-
denten, den ich als alten Bekannten begrüßendarf. Ich
heiße ferner alle anderen Gäste und Anwesenden recht

herzlich willkommen.

Oberpräsident von Hagern-Danzig: In meinem

eigenenNamen und zugleichim Namen der ebensoliebens-

würdig begrüßtenanderen Herren Ehrengästehabe ich
die Ehre Jhnen, Herr OberbürgermeisterScholtz und

allen Herren Vertretern der westpreußischenStädte herz-
lichsten Dank zu sagen für die liebenswürdigenWorte,
mit denen Sie uns begrüßt haben und Sie gleich-
zeitig auch von unserer Seite bei dieser Tagnng auf
das Herzlichstezu begrüßen Ich darf diese Wünsche
und Grüße aussprechen auch im Namen der anderen

Herren, in Sonderheit der hier anwesenden beiden

Regierungspräsidentenvon Danzig und Marienwerder,
welche ja die nächste und unmittelbare Aufsicht über
die westpreußifchenStädte zu führen haben, die also
nach unserer gemeinsamen Auffassung der Bedeutung
der kommunalen Aussicht in erster Linie die Pflicht und

Freude haben, zum Gedeihen der westpreußischenStädte
mitzuwirken. Ich darf gleichzeitigden Wunsch aus-

sprechen, daß auch Ihre diesjährigeTagung, in der Sie

sich ja wieder mit einer Reihe fchwerwiegendekund zum
Teil recht schwierigerFragen zu beschäftigenhaben, wie

die bisherigen zum weiteren Blühen und Gedeihen der

westpreußischenStädte beitragenmöge. (Beifall.)



Vorsitzenden Namens des Städtetages danke ich
Euerer Exzellcnz herzlich für die liebenswürdigenWorte,
die Sie uns gewidmet haben.

Die Verhandlungen der anderen Städtetage liegen
dort oben aus.

Wir kommen zum

Geschäft-beruht
Über die Ausführung der vorjährigenBeschlüsse

teile ich folgendes mit: «

1. Zum Vortrage des Herrn BürgermeistersErd-
mann-Neustadt: »Statistische Mitteilungen über

Steuern und Abgaben, Einrichtungen, Anleihen usw.
der westpr. Städte« wurde durch Beschluß:
»der Vorstand mit der alljährlichenAufstellung
einer Gemeindesteuerstatistikder westpr. Städte
betraut.«

Jn Ausführungdieses Beschlusses ist die Statistik
aufgestellt worden. Herr BürgermeisterErdmann wird
die Liebenswürdigkeithaben, Ihnen am heutigen
Sitzungstage über das Ergebnis der Statistik näheren
Bericht zu erstatten. Die Statistik wird gedruckt den

Verhandlungenbeigefügt ttnd somit Jhnen zugänglich
gemacht werden.

II. Zu dem Vortrage des Herrn Stadtrat Jurschs
Elbing: »Die Ausbildung der indirekten Gemeinde-

steuern nach dem Kommunalabgabengesetz«wurde fol-
gender Antrag zum Beschlußerhoben:

»Der Städtetag wolle beschließen,die Vor-

stände des Preußischen und des Deutschen
Städtetages zu ersuchen,
1. ihrerseits der Frage der Besteuerung ekektrischer

Energie durch die Gemeinden näher zu treten.

2. eine Abänderungder gesetzlichenBestimmungen
dahingehend anzustreben, daß das durch die

§§ 13 und 77 des Kommunalabgabengesetzes
geregelte Besteuerungsrecht der Gemeinden

nötigenfalls unter Abänderung der Reichs-
gesetzgebungerweitert werde.«

Diese Beschlüssehabe ich den Vorständen des

Preußischenund des Deutschen Städtetages mit dem

Ersuchen utn Unterstützungund um weitere Veranlassung
mitgeteilt.

Der Deutsche Städtetag hat beschlossen, der An-

regung aus dem Grunde keine Folge zu geben, weil

es sich um eine preußischeAngelegenheit handele uttd

bereits gegen eine Reichs-ElektrizitätssteuerStellung
genommen sei. Die Beschlüssedes preußischenStädte-

tages hierüberstehen noch aus. Es ist aber- für den

nächstenpreußischenStädtetag ein entsprechender Vor-

trag in Aussicht genommen.
III. Zu dem Vortrage des Herrn Stadtrat

Twistel-Zoppot: »Die Reichswertzuwachssteuer«ist
in Ausführungdes Beschlusses: »Der westpr. Städte-

tag ersucht seinen Vorstand, an den Reichstag eine

Petition dahin zu richten, daß die Wertzuwachssteuer
den Gemeinden überlassenwird« eine entsprechende
Petition dem Reichstage übersandtworden.

IV. Zu dem Vortrage des Herrn Bürgermeisters
Eggert-Riesenburg: »Die Finanznot der Städte in

Verbindung mit der Belastung der Gemeinden mit

Staatsgeschäften«wurde beschlossen, eine Kommission
bestehend aus den Herren:
BürgermeisterE g g e r t- Riesenburg,

» Z i tzl a ff- Marienwerder,
«

K u d e - Löbau,

» Stachowitz-Thorn,
Stadtrat Dr. Stolzenberg-Graudenz,

einzusetzen, die statt einer allgemeinen Resolution be-

stimmte Einzelvorschlägevorbereiten sollte. Dies ist
geschehen, die Kommission hat Herrn Bürgermeister
Zitzlaff zum Referenten bestellt, welcher Bericht er-

statten wird.

V. Jm Anschlußan den Vortrag des Herrn Stadt-

rat Arn d t-Pr. Stargard: »Bestellungvon Provinzial-
revisoren für Sparkassen und Kommuualkassen«wurde

folgender Beschlußgefaßt:

»I. Der Städtetag hält es für wünschenswert,einen

sachverständigenBeamten für die Revision von

Sparkassen und Kommunalkassen der mittleren

und kleinen Städte zu bestellen,
er ersucht den Vorstand, zu diesem Zwecke mit

dent Vorstande des ost- und westpreußischen
Sparkassenverbandes in Verbindung zu treten.«

Einer von dem Vorstande des oft- nnd west-
preußischenSparkassenverbandes an den Herrn Landes-

hauptmann in dieser Angelegenheit gerichteten Eingabe
ist der Vorstand des Städtetages mit weiterer Be-

gründung beigetreten, um einen Provinzialbeamten als

Revisor zu gewinnen. Der Herr Landeshauptmann
hat jedoch die Bereitstellung eines Provinzialbeamten
mit Rücksichtdarauf abgelehnt, weil ein für diesen
Zweck geeigneter und entbehrlicherBeamter z.Zt. nicht
zur Verfügungsteht. Jn dankenswerter Weise hat sich
jedoch der Herr Landeshauptmann zu weiteren Ver-

handlungen über den vorliegenden Gegenstand für den

Fall bereit erklärt, falls sich andere Wege zu dem an-

gestrebten Ziel für den Sparkasfenverband nicht gang-
bar erweisen sollten.

Der Vorstand wird diese Angelegenheit weiter

fördern und Ihnen im nächsten Jahre über die

weiteren Verhandlungen Mitteilung machen.
Der Vorstand hat sich in Elbing am 5. Juli 1910,

wie folgt, konstituiert:

1. Stadtrat Mitzlaff-Danzig, Vorsitzender,
2. Stadtverordnetenvorsteher Justizrat O b u ch- Grau-

denz, stellv. Vorsitzender,
3. stellv. Stadtverordnetenvorsteher Münsterb erg-

Danzig, Kassenführer,
4. BürgermeisterHartwich-Culmsee, Schriftführer,
5. Beisitzer:

a) Erster BürgermeisterDr. Merten-Elbing,
b) BürgermeisterStachowitz-Thorn,
c) BürgermeisterMüller-Dt. Krone.

Anstelle des ausgeschiedenenMitgliedes, Herrn Stadt-

rat Mitzlaff, bin ich alsdann als Vorsitzender gewählt
worden. An Stelle des Herrn BürgermeisterStachowitz,
der sein Amt niedergelegt hat, wurde wie schon er-

wähnt, Herr Erster BürgermeisterDr. Hasse-Thorn
gewählt.

to



Der bisherige Mitgliederbestand hat sich seit
dem vorjährigenStädtetage insofern geändert,als Pr.
Friedland am 29. Mai dieses Jahres seinen Beitritt

erklärt hat. Dem Städtetage gehörendanach 49 Städte

an, d. h. sämtlicheStädte der Provinz mit Ausnahme
von Baldenburg, Märk. Friedland, Gorzno, Kamin,
Krojanke, Landeck, Schloppe und Tütz.

Ich möchtenoch darauf hinweisen, daß der Luft-
flottenverein uns ein Aktenstücküberfandt hat, das dort

oben ausliegt. Er möchtein Westpreußeneinen Rund-

slug veranstalten und bittet die Städtevertreter, die

Interesse daran haben, sich das Aktenstückanzusehen
und sich einzutragen.

Vor der Entlastung der Rechnungfür 1910—11

haben wir zweiRechnungsprüserzu wählen. Ich würde
die bisherigen bewährtenRechnungsprüferHerrn Bürger-
meister Dr. Stolzenb-erg-Graudenz und Herrn
BürgermeisterLiebetanz-Culn1 zur Wiederwahl vor-

schlagen. Ich höre keinen Widerspruch Ich stelle fest,
daß die Herren gewähltsind nnd darf annehmen, daß
sie sich der Arbeit der Rechnungsprüfungunterziehen
werden.

Ich bitte die Herren, ihre Namen in die Anwesen-
heitslisteeinzutragen. Den stenographischenBericht wird

wie bisher Herr Parlamentsberichterstatter Dr. Daniel

erstatten.

Ich erteile nunmehr das Wort Herrn Ersten Bürger-
meister Dr. Merten-Elbing zu seinem Vortrage:

Die Helbstvetsikherung der Hiädta

gerichtersiattey Erster BürgermeisterDr. Werten-
Elbing: Euere Exzellenz! Hochgeehrte Herren! Als

vor wenig Jahren das 100 jährige Iubiläum der Stein-

schen Städteordnung gefeiert wurde, konnte ein be-

kannter Kommunalpolitiker und Oberbürgermeistereiner

rheinischen Großstadt triumphierend ausrufen, daß es

in der wirtschaftlichenBetätigungder Städte ein ,,noli me

tangere« nicht mehr gebe. In der Tat hat sich nicht
nur der Kreis der gesetzlichenAufgaben der Städte nach
allen Richtungen hin erweitert, die Städte haben auch

Fragen und Angelegenheiten freiwillig zu Gemeinde-

aufgaben gemacht, an die man früher nicht gedacht.
Während indes lange Zeit lediglich sozialpolitischeGe-

sichtspunkte zur Begründung der Gemeindebetätigung
in wirtschaftlichenUnternehmungenherangezogen wurden,
tritt in neuerer Zeit der finanzpolitischeGesichtspunkt in

den Vordergrund und zieht dem Gemeindesozialismus
vernünftigeGrenzen. Die freiwillige Übernahmeeiner

bisher privatwirtschaftlichen Unternehmung auf die Ge-

meinde erscheint mir nur dann berechtigt und ver-

nünftig, wenn sie entweder im öffentlichenInteresse
geboten ist und die Erfüllung der gesetzlichenAufgaben
der Gemeinde nicht-etwa durch zu hohe fteuerlicheBe-

lastung — gefährdetoder aus finanziellenInteressen, um

bei geringstmöglichemeigenen Risiko möglichsthohen
Gewinn oder möglichstgroße Ersparnisse für die All-

gemeinheitzu erzielen.
DieseGrundsätzemüssenauch für ein Gebiet gelten,

dem in neuerer Zeit viele Städte ihr Augenmerk zu-

gewendet haben, für das Versicherungswefen. Es ist
bekannt, daß die Städte wie jederordentlicheHausvater

und sorgsame Kaufmann sich gegen die Gefahr ihnen
erwachsender, meist von ungewissenZufällen abhängiger
Schäden zu ,,versichern«pflegen, d. h. das Risiko durch
Zahlung eines bestimmten Geldbetrages, der Prämie,

—

auf einen anderen, die Versicherungsgefellfchaft,abzu-
wälzen suchen.

In neuerer Zeit ist jedoch die Frage des Übergangs
zur Selbstversicherung, der Übernahmedes Gefahren-
risikos auf die eigenen Schultern, in Städten und

Städteverbänden mehrfach Gegenstand lebhafter Erörte-

rungen gewesen. Voraus ging die ja auch eine Art

SelbstversicherungdarstellendeÜbernahmeder Pensions-
und Hinterbliebenenfürforgefür die städtischenBeamten

auf die Städte selbst, statt durch Versicherung bei den

Lebensversicherungsgesellschaften,und der Zusamenschluß
namentlich der kleineren Städte und Kommunalverbände

zu gemeinschaftlichenRuhegehalts- und Witwen- und

Waisenkassenauf Gegenseitigkeit,eine Regelung, wie sie

bekanntlicherst vor wenigen Jahren auch in unserer Pro-
vinz zum Segen der Beteiligten zustande gekommen ist.

Nach dem Vorgang von Reich und Staat wurden

nun hier und da auch andere Versicherungenunter Los-

lösung von den Versicherungsgesellschaftenin den Bereich
derkommunalen Tätigkeitgezogen,insbesondere die Feuer-,
die Haftpflicht- und die Unfallversicherung, indem ent-

weder die einzelneStadt die Versicherungunter Bildung
von Selbstversicherungsfonds und Speisung derselben
durch jährlicheRücklagenselbst übernahm (Einzelselbst-
versicherung) oder sich mit anderen Städten und Kom-

munalverbändeu zu einem Selbstversicherungsverbande
auf Gegenseitigkeit zusammenschloß.Ausschlaggebend
hierfürwaren in der Hauptsache finanzielleErwägungen,
auf die ich bei den einzelnen Versicherungsarten näher
eingehen werde. Für alle Versicherungsartengemeinsam
gilt ferner folgende Betrachtung über das Risiko des

Versicherers, die ich festzuhaltenbitte. Die Leistung des

Versicherers, die Zahlung der Versicherungssumme,hängt
von einem mehr oder minder zufälligenEreignis ab. Dieser

Zufall entzieht sich im Rahmen eines einzelnen Versiche-
rungsoertrags der Vorausberechnung, sodaß jeder Ver-

ficherungsvertrag in seiner Vereinzelungein leichtsinniges
Wagnis darstellt. Im Rahmen eines großen,zahlreiche
Einzelverträgeumfassenden Versicherungsbetriebes da-

gegen gleichensichdie dem Versicherer günstigenund die

ihm ungünstigenChancen einigermaßenaus und gestatten
eine annäherndeBerechnungdes Gesamtrisikos, welchesev.

bei all seinenVerträgen zufammenläuft. Will der Ver-

sicherer keinen Schaden haben, so muß er dafür sorgen,
daß diesem Gesamtrifiko die Summe der Vergütungen,
die er bei all feinen Verträgen zusammen empfängt,
mindestens entspricht.

Was für den Versicherer im allgemeinen gilt, muß
auch für die Gemeinden als Selbstversichererzutreffen-
d. h. je größer die Zahl der Versicherungsobjekteund

der Kreis der Versicherten ist, desto wahrscheinlicherist
auch für die Gemeinden der Ausgleichder übernommenen

Risiken.

Für die folgendenBetrachtungenbeschränkeichmich
auf die bereits genannten hauptsächlichenVersicherungs-
gebiete (Feuerversicherung, Haftpflicht, Unfall) und



scheide die nur vereinzelt vorkommenden Versicherungen
gegen Einbruchsdiebstahl, Versicherunggegen Beraubung
und dergleichen aus.

I. Feuerversicherung.
Die Frage der SelbstversicherungstädtischenEigen-

tums gegen Vrandschaden, der ich mich zunächstzu-

wende, hat, wo sie zur Erörterunggelangte. eine sehr
verschiedeneBeantwortung, auch bezüglichdes Umfangs
der Versicherung, erfahren. Am weitesten gegangen ist
Halle a. S., das sämtlicheImmobilien und Mobilien,
währendKönigsberg vorläufig nur 50 0X0,Mühlhausen
i. E. nur 10»,-0des Wertes in städtischeSelbstversiche-
rung übernahm, ferner Düsseldorf die seit 1908 er-

richteten Gebäude nicht mehr bei Privat-Gesellschaften
versichert.

Eine zweite Gruppe umfaßt nur einen Teil der

Gebäude: Frankfurt a. M. und Dortmund.

Die dritte Gruppe der selbstversichernden Städte
beschränktsich auf das Inventar der städtischenGe-

bäude, und zwar versichern sämtlichesInventar selbst:
Stettin und Offenbach, dagegen nur einen Teil des

Inventars Berlin, Dresden, Leipzig, Planen, Zittau,
Düren.

In anderen Städten wird die Einführung der

Selbstversicherung durch Fondsbildung vorbereitet, z. B.

in Frankfurt a. M. und Bautzen für Mobiliar, in

Kolmar und Dortmund für Gebäude und Mobiliar.

Der NiederschlefischeStädtetag nahm im Jahre 1910

folgende Leitsätzeau:

»Für alle Städte, die eine gut eingerichtete und

sausgestatteteFeuerwehr besitzenund von denen jährlich
hohe Summen als Prämien an die Feuerversicherungs-
gesellschaften zu zahlen sind, empfiehlt es sich, zur

Selbstversicherung ihres im Weichbilde der Stadt ge-

legenen Eigentums überzugehen. Für die Selbst-
sversicherungist ein besonderer Fonds zu bilden, in den

mindestens die bisher zu zahlende Prämie abzuführen
ist. Wenn neue Vermögensobjektehinzukommen, so ist
diese Einzahlung entsprechend zu erhöhen. Wie hoch
der Fonds anzusammeln ist, ist nach den örtlichenVer-

hältnissenfestzusetzen.«
Andererseits hat es nicht an warnenden und ab-

»lehnendenStimmen gefehlt. Städte wie Charlotten-
burg- Köln, Magdeburg sahen nach eingehenden Um-

·fragen und Erörterungen von dem Unternehmen ab.

Daß öffentlicheInteressen, z. B. ein allgemein
empfundenes Bedürfnis, welches auf andere Weise nicht
befriedigt werden könnte,oder Mißständein dem Geschäfts-
betriebe der Versicherungsanstaltendie Städte zur Selbst-
versicherungnötigen,läßt sichtrotz des Monopolcharakters
ider Feuerversicherungnicht behaupten, es sind vielmehr
lediglich finanzielle Gründe, die von den Freunden der

Selbstversicherungins Feld geführtwerden: Die Ver-

sicherungsprämiender Gesellschaftenseien im Verhältnis
zur Vrandgefahr und den selbst während längerer
Zeiträume nur in geringem Umfange tatsächlichvor-

gekommenenBrandschädenin den Städten und nament-

lich an städtischemEigentum zu hoch; es sei bekannt-
daß die aus den Städten gezogenen Prämienüberschüsse
dazu dienen müßten, die Zuschüsseauf dem platten

Lande zu decken, durch die Selbstversicherung würden
die hohen Verwaltu11gskosten,Propaganda- und Agentur-
spesen der Versicherungsgesellschaften,die bei den pri-
vaten Anstalten 30—40 0Z0 der Prämieueinnahmen
betragen, gespart, die Selbstversicherungmüssedeshalb,
eine genügend breite Basis der Gefahrenausglcichung
vorausgesetzt, billiger sein.

Diese Gründe haben zweifellos viel Bestechendes.
Es läßt sich nicht leugnen, daß die zerstreute Lage der

einzelnen städtischenGebäude und Baulichkeiten und

des in ihnen untergebrachten Inventars die solide Bau-

art gerade der öffentlichenGebäude, ihre Benutzungsart
(man denke an Schulen und Schlachthäuser),ihre ständige
Überwachungdurch städtischeAngestellte,ihre gute bauliche
Unterhaltung, die ständig verbesserten Feuerlöscheinrich-
tungen, die gesteigerteFeuerbereitschaftbesonders der Be-

rufsfeuerwehren, die Gefahr größererBrandschäden er-

heblich verringern und daß in sehr vielen Städten die

Prämienzahlungendie Schäden überwiegen. So sind
z. V. — leidet haben nicht alle Städte sich die Mühe

genommen, die Fragebogenerschöpfendzu beantworten —

von Danzig in den letzten 20 Jahren rund 240000M

Prämien gezahlt, Brandschädenaber nur in Höhe von

71000 M entstanden, in den drei Mittelstädten Elbing,
Thorn, Graudenz standen 223000 M Prämien zu-

sammen 68000 M Brandschädengegenüber,in sieben
Städten von 5—20000 Einwohnern 93000 M Prä-
mien 67000 M Schäden, in 18 Städten unter 5000

Einwohnern 44000 M Prämien 11000 M Schäden,
im ganzen waren bei 601000 M Prämien 217000M

Schäden an städtischemEigentum zu verzeichnen. Aber

es gibt doch auch in WestpreußenStädte, die mehr
Schäden gehabt haben, als Prämien gezahlt, z. V.

Graudenz mit etwa 24000MPrämien und 30319M

Schäden in 7 Fällen, Riesenburg mit 20000M Prä-
mien und 42000 M Schäden in 4 Fällen. Vielfach
stehen ferner auch in den Städten guten Risiken schlechte
gegenüber,z. B. Gasanstalteu, Theater, Leih- und

Lagerhäuser, und daß trotz aller das Risiko vermin-

deruden Umstände und trotz der besten Feuerwehr
großeBrandschäden auch an nicht bewohnten öffent-
lichenGebäuden entstehen können,zeigt z. V. der Brand

der Garnisonkirche in Berlin.

Selbst die Freunde der Selbstversicherung halten
deshalb die Bildung genügenderReservefonds für
nötig, um nicht im Falle eines größerenBrandunglücks
Steuermittel in Anspruch nehmen und die Stabilität

der Haushaltspläneerschütternoder besondere Anleihen
ausnehmen zu müssen· Königsberg verwendet dazu
den der Stadt nach Auflösung der früherenstädtischen

Feuersozietätzugefallenen Reservefonds-, dem von den

einzelnen Verwaltungsstellen mindestens die bisher ge-

zahlten Prämien jährlichzugeführtwerden sollen, bis

der Fonds auf 30Xo der Versicherungssumme ange-

wachsen sein wird.» Um zu diesem Ziel zu gelangen,
werden unter Annahme des Veharrens des Schadens-
durchschnitts der letzten 35 Iahre noch 20 Jahre hin-
durch die Prämien in bisheriger Höhe entrichtet werden

müssen. Ob diese Annahme zutrifft, wird die Zukunft
lehren. Jedenfalls wird der städtifcheHaushalt für
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lange Jahre nichts von Ersparnissen durch die Selbst-

versicherung spüren. Audere Städte, die nicht auf so
angenehme Weise wie Königsberg in den Besitz eines

Grundstocks für den Reservefonds gekommen sind,
müsseneinen solchen erst bilden, sei es durch Dotierung
mit Kapitalien oder verstärkte Prämienzahlung Bei

der wachsendenBelastung der Städte mit immer neuen

Aufgaben, die fast immer eine Vermehrung der Aus-

gaben bedeuten-, werden meines Erachtens nur wenige
Großstädte im Reiche und, wie ich glaube, auch unsere
Provinzhauptstadt nicht leistungsfähig genug sein,
für das immerhin zweifelhafteVersicherungsunternehmen
erhöhteAufwendungen zu machen. Werden aber nur

Rücklagenin Höhe der bisher gezahlten Prämien ge-

macht, so würde der Fonds durch einen einzigen
größeren Brandschaden oder mehrere hintereinander
bald aufgezehrt, Kleinere Städte können ebenso wie

Prioatleute erst recht uicht an eine Einzelselbstversiche-
rung denken, schon weil die Zahl ihrer Versicherungs-
objekte für einen Gefahrenausgleich zu gering ist und

weil es garnicht möglichist, innerhalb absehbarer Zeit
aus den ersparten Prämien derartige Fonds aufzu-
sanuneln, daß aus ihnen ein größeres Brandunglück
gedeckt werden könnte. Für sie und damit für die

westpreußischenStädte würde also nur die Selbstver-
sicherung in Form eines Verbandes auf Gegenseitigkeit
diskutabel sein.

Cici solcherVerband ist theoretisch denkbar entweder

in der Form einer öffentlichenFeuersozietätoder einer

privaten Versicherungsgesellschastauf Gegenseitigkeit
Die Durchführung der ersteren Form dürfte voraus-

sichtlich an dem Widerspruch der bestehendenöffent-
lichen Feuersozietätenscheitern, deren Zustimmung nach
§ 8 des neuen preußischenGesetzesbetreffend die öffent-
licheu Feuerversicherungsanstalten vom 25. Juli 1910

erforderlich ist, will die neue Anstalt im Gebiet einer

anderen bereits bestehenden öffentlichenFeuersozietät
Versicherungen übernehmen. Ich glaube, daß unsere
Provinzial-Feuersozietätsich gegen die neue Konkurrenz,
die ihr die besten Risiken entführenkönnte, energisch
wehren würde.

Bei Gründung einer privaten Versicherungsgeer-
schaft der Städte würde die Aufsichtsbehördevoraus-

sichtlicheinen nicht unerheblichenGarantiefonds fordern.
Angenommen, dieser wäre gezeichnet, so würde eine

neue Schwierigkeit auftauchen in dem Mangel einer

Rückversicherungsgelegenheit.Diese Schwierigkeitwürde
voraussichtlich nur behoben werden können durch ähn-
liche Städteverbände anderer Provinzen, die noch erst
zu schaffen sein würden. Füge ich nun noch hinzu,
daß zahlreicheVerbandsmitglieder zur Zeit durch lang-
friftigeVersicherungsverträgean Gesellschaften gebunden-
sind, andere — wie mir mitgeteilt ist, über 50 OXz—

bereits bei der WestpreußischenProvinzial-Feuersozietät
versichert sind oder ihren Beitritt für die Zukunft
bereits fest zugesagt haben, und daß Zweck und Ziele
der Provinzial-Sozietät rein gemeinniitzige sind im

Interesse unserer Provinz, so glaube ich Ihrer Zu-
stimmung sicher zu sein, wenn ich —- ohne der zu-

künftigenEntwickelungvorzugreifen —

zur Zeit weder
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die Einzelselbstversicherungnoch den Anschlußan einen

etwa neu zu gründendenVerficheruugsverband gegen

Feuerschädenunseren westpreußischenStädten empfehle.

Zur Zeit wird vielmehr unser Bestreben darauf
gerichtet sein müssen,unter Ausnutzung der Konkurrenz
möglichstniedrige Prämien bei den bestehenden Ver-

sicherungs-Gcsellschaftenzu erzielen.
II. Haftpflichtversicherung.

Nunmehr zur Haftpflichtversicherung übergehend,
darf ich wohl in diesemKreise die Kenntnis der wesent-
lichenBestimmungen über die Haftpflicht der Gemeinden

voraussetzen
(Artikel 77 Einführungsgesetzzum Bürgerlichen

Gesetzbuch,
Gesetz vom 1. August 1909 betreffend die Haft-

pflicht für die Beamten,
§§ 823, 831 BürgerlichenGesetzbuches,
§§ 89, 31 BürgerlichenGesetzbuches,
§ 833 BürgerlichenGesetzbuches und Novelle-

von 1908,
Haftpflicht-Gesetz§§ 1 und 2,
Gesetz vom 11. März 1850 über die öffentlichen

Unruhen)
und nur hervorheben, daß durch das preußischeGesetz
vom 1. August 1909, wonach die Gemeinde unmittel-

bar für den Schaden haftet, den ihre Beamten bei

Ausübung der ihnen anvertrauten öffentlich-rechtlichen

Gewalt durch vorsätzlicheoder fahrlässigeVerletzung
ihrer Amtspflichten jemandem zufügen, und durch die

in neuerer Zeit immer häufigerenAusschreitungen bei

Wahlrechtsdenionstrationen und Streikunruhen die Ge-

fahr von Haitpflichtschädenauf Grund des preußischen
Tumultgesetzes nicht nur für große, sondern auch für
kleine Gemeinden nicht von der Hand zu weisen ist.
Jn Westpreußensind denn auch fast alle Städte gegen

Haftpflichtschädenversichert. Einige wenige, darunter

aber Thorn, haben die Versicherunggegen Tumultschäden
nicht für nötig gehalten, und Danzig bestreitet alle

Haftpflichtschädenaus Stiftungsmitteln, deren Revenüen

mit jährlich 1200 M in einen Haftpflichtfonds fließen..
Auch in anderen Provinzen und Bundesstaaten über-
wiegt bisher bei weitem die alte Form der Versicherung
bei einer Privatgesellschaft. Immerhin sind zur Selbst-
versicherung unter Bildung und jährlicher Speisung
von besonderen Haftpflichtfonds übergegangenBochum,
Köln, Dessau, Gelsenkirchen, Giessen, Görlitz, Königs-
berg, Plauen, Waldenburg, Zwickau, also Groß- und

vereinzelteMittelstädte.
Versicherungsverbändeauf Gegenseitigkeitmit zahl-

reichenMitgliedern haben sich gebildet in den sächsischen
Regierungsbezirken Dresden und Leipzig, deren Mit-

glieder früher 10 Jahre lang auf Grund eines Em-

pfehlungsvertrags zu Vorzugsprämienbeim Allgemeinen
Deutschen Versicherungsverein Stuttgart versichert
waren, ferner im Herzogtum Oldenburg und auch in.

Preußen haben sich bereits mehrere rheinische Ge--
meinden (Bochum,Gelsenkirchen,Herne) zu einem Vec-
bande zwecks gemeinsamer Tragung von Haftpflicht--
schädenzusammengeschlossen,der zunächst alle Städte
mit mehr als 20 000 Einwohner aufnehmen soll.



Jn der Provinz Hannover und Niederschlesien
haben die Städtetage des Jahres 1910 sich zwar im

Prinzip für eine Verbandsbilonng ausgesprochen, sind
aber über Kommissionsberatungen nocl; nicht hinaus-
gekommen

Welche Stellung sollen nun die westpreußischen
Städte einnehmen?
Prüsen wir zunächst die finanzielle Seite. Die

Freunde der Selbstversicherungkonstatieren auch hier
sein auffälligesMißverhältniszwischenPrämienleistung
und Gegenleistungender Gesellschaften, also zu hohe
Plämieth die dazu noch eine steigendeTendenz auf-
weisen. So seien in 10 Jahren im Rheinland und

Westfalen von 69 Städten über 5000 Einwohner
-485 000 M an Prämien gezahlt, währendnur 214325 M,
alsoerheblichweniger als die Hälfte, an Schäden zu
decken gewesen wären. Jn Schleswig-Holstein seien in

10 Jahren in 48 Gemeinden nur 98 Fälle vorgekommen,
deren Entschädigungssummennoch nicht V» der Prämien
betragen hätten. Jn Hannover seien in 29 Städten

über 5000 Einwohner gleichfalls in einem zehnjährigen
Zeitraum 236 Haftpflichtfällemit einer Entschädigungs-
summe von zusammen 37 606 M eingetreten, während
genau viermal so viel an Prämien bezahlt sei. Jm
KönigreichSachsen hätten die angefragten Gemeinden

in den Jahren 1900 bis 1908 an Prämien 147 708M

gezahlt, an Entschädigungenaber nur 71040 M er-

halten. 27 niederschlesische Städte endlich hätten
-67194 M aufgewendet, um schließlichmit 28 915 M

entfchädigtzu werden.

Die an die westpreußischenStädte gesandtenFraze-
bogen sind leider so ungenügendbeantwortet, daß das

Gesamtresultat ziffernmäßig nicht festgestellt werden

vkann. Jn den drei Mittelstädten und den Städten

unter 5000 Einwohner scheint das Gesamtergebnis für
die Gesellschaften günstig, in den Städten zwischen
.5 und 20 000 Einwohner dagegen ungünstigzu liegen.

Einzelne Städte, für sich betrachtet, haben mit der

Versicherung bei einer Privatgesellschaft gute Geschäfte
gemacht, z. B. hat nach der (im PreußischenVer-

waltungsblatt1908 Nr. 35 veröffentlichten)Zusammen-
stellung rheinischer Städte Duisburg in 10 Jahren
rund 21000 M an Prämien ausgegeben, jedoch auf
Kosten der Gesellschaft 53000 M an Schäden gedeckt,
ähnlich Elberfeld, wo 29 000 M Prämien rund

59 000 M Schäden gegenüberstanden; und wenn

Königsbergi. Pr. in 8Jahren mehr als das Doppelte
an Prämien gezahlt hat im Vergleich zur Schadens-
vergütung, so kann in den nächsten 8 Jahren das

Verhältnis ein ganz anderes werden. Von Mittel-

städten hat z. B. Osnabrück in 10 Jahren 29 150 M

M Prämien gezahlt, jedoch 3291 M an Schaden-
vergütungen erhalten, Elbing dagegen in den ersten
-5 Jahren der Versicherung dreimal soviel an Schadens-
vergütungeneingenommenals Prämiengezahlt,während
in den letzten 10 Jahren das Verhältnis umgekehrt
war und die Gesellschaft in den ganzen 15 Jahren
ganze 243 M verdient hat.

Aus dieserBetrachtung dürfte sich bereits ergeben,
daß die Ubernahme der Selbstversicherung auf eine
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einzelne Stadt, selbst eine Großstadt, ein riskantes

Geschäft ist, das eine vorsichtige Verwaltung ohne Not

nicht übernehmensollte, daß sich aber andrerseits der

bereits erwähnte versicherungstechnischeGrundsatz be-

stätigt, daß eine großeZahl von Risiken einen Aus-

gleich und Aussicht auf Gewinn verschafft.
Die Einzelselbstversicherungscheidetdeshalb unter

dem Gesichtspunkt eines vorteilhaften Finanzgeschästs
für mich aus; Ausnahmen mögen sehr große und

leistungsfähigeStädte machen, die wie Berlin un-

geheure Prämien zahlen müßten, wie ja auch Reich
und Staat die Haftpflichtversicherung selbst über-
nommen haben.

Einen Genteindeversicherungsverband,der ein ge-

niigend großes Wirtschaftsgebiet mit möglichstgroßer
Mitgliederzahl nmschließt,halte ich dagegen finanziell
für aussichtsvoll Die an einem solchen Verbande

beteiligten Städte werden an Beiträgen nicht uner-

heblich sparen können, zumal die hohen Spesen an

Provisionen für Agenten ganz wegfallen und bei

zweckmäßigerOrganisation die Vetwaltungskosten ge-

ring sein werden, Unkosten, die nach Nr. 41 der

Zeitschrift für Versicherungswesen1907 bei einer Netto-

einnahme der Deutschen Versichernngsgesellschaftenaus

Unfall- und Hastpflichtversicherungvon 54,7 Millionen

22,68 Millionen, also 2X5der ersteren betragen haben.
Nun wird allerdings behauptet, daß z. B. der Stutt-

garter Allgemeine Versicherungsverein gerade bei der

Gemeindeversicherungzusetze und daß die Mitglieder
gerade dieser Sektion seit einigen Jahren keine Divi-
dende erhalten. vDemgegenüberist indes von anderer

Seite mit Recht darauf hingewiesen, daß die betreffende
Sektion nicht nur die Gemeindeversichernng,sondern
auch noch andere Risiken umfaßt, und daß die Ent-

schädigungeneben nur ij der Prämien zu erreichen
brauchen, um infolge der Spesen ein Defizit herbei-
zuführen, Schließlichdarf man getrost annehmen, daß
die Versicherungsgesellschaftenderartige Versicherungen
nicht übernehmenwürden, wenn sie sich dauernd als

verlustbringend erwiesen.

Zu den finanziellen Gesichtspunkten, die für eine

Verbandsbiidung sprechen, kommen indes noch andere.

Es ist bekannt, und die von mir veranlaßteUmfrage
bestätigt es, daß die meisten Hastpflichtgesellschasten
ein Kündigungsrecht nach dem ersten oder späteren

Schadenssalle ausbedungen haben, und wenn dieses
auch nach der neueren Gesetzgebung ein gegenseitiges
sein muß, so droht doch durch die Möglichkeiteines

solchen Widerruss den Gemeinden, die das Unglück
haben, größere oder häufigere Haftpflichtschädenzu

haben, eine nicht zu unterschätzendeGefahr. Ferner
werden Tumultschädenwegen der Größe des Risikos
von den Gesellschaftennur ungern und stets nur gegen

hohe Prämie übernommen. Schließlich ist nicht zu

leugnen, daß die Versicherung gegen bestimmtePrämien
das Verantwortlichkeitsgefühlder Beamten und Ange-
stellten zu schwächengeeignet ist, während die Selbst-
versicherung, auch in der Form eines Verbandes auf
Gegenseitigkeitwegen des Zwanges der Gemeinde, an

den eigenen Schäden zu partizipieren, und der Gefahr



für die Beamten, wegen ihrer Versehen zur Rechen-
schaft gezogen zu werden, zur Verwendung besonderer
Sorgfalt auf die Schadenverhütungnötigt.

Diesen Mängeln der Privatversicherung gegenüber
können ihre Annehmlichkeiten:großeBequemlichkeit für
den Versicherten, der nur die Anzeige zu erstatten hat
und die Auseinandersetzung nebst etwaigemProzeß der

Gesellschaft überlassen kann, Wegfall der manchmal
unbequemen Erörterungen über den Schuldigen, Be-

stimmtheitder Prämienwährendderselben Versicherungs-
periode, nicht derart ausschlaggebend sein, daß der

Privatversicherung der Vorzug zu geben wäre vor

einem genügend leistungsfähigenSelbstversicherungs-
verbande.

GenügendeLeistungsfähigkeit,ein möglichstgroßer
Umfang der Versicherten ist allerdings, wie bemerkt,
Voraussetzung seiner wirtschaftlichen Zweckmäßigkeit
Ob das Wirtschaftsgebiet von Westpreußengroß genug

sein wird, um einen in sichtragenden allgemeinenHaft-
pflichtversicherungsverbandins Leben rufen zu können,
kann schon zweifelhaft sein, besser wäre jedenfalls ein

gemeinsamer Verband für Ost- nnd Westpreußen.

Das etwa auftauchende Bedenken, ob es möglich
sein wird, große und kleine Gemeinden, Wohn- und

Jndustriegemeinden bei Verschiedenheitihrer Verhältnisse
zu einem Verbande zu vereinigen, teile ichnicht. Selbst-
verständlichwerden die größerenStädte, Industriestädte,
Städte mit größeren gewerblichen Gemeindebetrieben

erheblich höhereBeiträgezahlenmüssen,als die andern·

Es ist wie von dem rheinischen Verbande und wie es

ja auch die Versicherungsgesellschaftenselbst machen,
unter Zuhilsenahme eines Versicherungsmathematikers
ein Tarif aufzustellen, der neben einer Grundprämie

für je 1000 Einwohner zahlreiche bis ins Einzelne
gehende Zuschläge für gefahrerhöhendeBetriebe und

Verhältnisse festsetzt, sodaß eine Berücksichtigungder

verschiedenartigenVerhältnissegewährleistetund dafür

Sorge getragen ist, daß jede Stadt nach dem Verhältnis
der Gefahrenklasse,in der sie rangiert, auch zur Deckung
herangezogen wird.

Wie die Ausführung eines solchen Verbandes im

Einzelnen zu denken nnd ob er als öffentlichrechtlicher
,,Zweckverband«oder als privater Versicherungsverein
zu konstruieren, kann ich bei dem heutigen bloß ein-

leitenden Vortrage uncrörtert lassen; erwähnenmöchte
ich nur, daß z. B. der rheinischeVerband zur Verein-

fachung der Geschäftsführungerst bei Schäden über
100 Mark eintritt, etwaige Prozesse auf Kosten des

Verbandes von den Städten selbst geführt werden, in

denen Schäden entstanden sind, daß über Anerkeuntnis

oder Bestreiten des Schadens bis zu 1000 Mark der

Geschäftsführer,darüber hinaus der Vorstand entscheidet,
ferner daß volle Deckung in unbegrenzter Höhe gewährt
wird und die nach dem Gefahrentarif im Einzelnen für
jedes Mitglied festzustellendePrämie im Verhältnis zur

Gesamtsumme der Prämien die Anteilziffer bildet, nach
der das Mitglied zur Repartition herangezogen wird;
Haftpflichtfondszum Ausgleich von Schwankungen in

schlechtenJahren zu bilden, bleibt den Städten über-

lassen usw-
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Für die westpreußischenStädte steht der Gründung
oder dem Anschlußan einen solchenVerband einstweilen
der Umstand entgegen, daß sie mit verschwindenden
Ausnahmen noch für eine längere Reihe von Jahren-
an Versichernngsgesellfchaftengebunden sind; aber schon
die Tatsache des vielfach vereinbarten Kündigungsrechtss
nach dem Eintritt eines Schadens nötigt sie, sich bei

Zeiten nach einer anderweiten Deckung1nnzusehen. Nach
einigen Jahren wird voraussichtlich der rheinische Ver--

band eine größereAusdehnung gewonnen haben, werden-

auch vielleicht schon Erfahrungen des Hannoverschen
und des NiederschlesischenVerbandes vorliegen, die wir

Uns zu Nntze machen können. Es ist deshalb nichts-
verloren, wenn der westpreußischeStädtetag zunächst
noch eine abwartende Haltung einnimmt· Nur dürftev
es sich empfehlen, einstweilen keine langfristigenVerträge
mehr abzuschließen.

III. Unfallversicherung
Jch gehe nunmehr zum letzten Punkt, der Unfall-

versicherung über. Reichsgesetzlichsind bekanntlich die

Gemeinden verpflichtet, ihre Arbeiter und nicht beam-

teten Angestellten bis zum Einkommen von 3000 M,
sofern sie in bestimmten Betrieben beschäftigtsind, bei

der zuständigenBerufsgenossenschaftzu versicheru. Die

bei der Ausführung von Regiebauarbeiten der Ge-

meinden beschäftigtenArbeiter und Betriebsbeamten sind
regelmäßigbei der Allgemeinen Tiefbau- und den zu-

ständigenBaugewerks-Berufgenossenschaftenversichert.
Durch § SZiffer 3 des Bau-Unfallversicherungsgesetzes
ist jedoch das Ausscheiden der als Arbeitgeber auf-
tretenden Gemeinden und Kommunalverbände aus den

Berufsgenossenschaftenund die Selbstversicherung zuge-

lassen, sofern diese Körperschastendurch die Landes-

Zentralbehördezur Übernahmeder durch die Versicherung
entstehenden Lasten für leistungsfähig erklärt sind.
Mehrere Gemeinden usw. können zum Zwecke der ge-

meinsamen Durchführung der Bau-Unfallversicherung
zu einem Verbande vereinigt werden. Also auch hier
ist Einzel- und Verbandsselbstversicherungmöglich. Von

dieser Befugnis haben zahlreicheStädte und Kommunal-
verbände Gebrauch gemacht. Das im Jahre 1910 er-

schienene Statistische Jahrbuch Deutscher Städte zählt
davon 13 Städte über 200000, 11 über 100000, 17

über 50000 auf. Es gibt aber auch noch kleinere

Städte und einzelne Landkreise, die felbstversichern.
Die Verbandsform haben gewählt z. B. zahlreiche

bayerischeStädte und Kommunalverbände mit Ausnahme
der Großstädte, die selbständigversicheru, ferner die

sächsischenStädte, die sich, ebenfalls mit Ausnahme der

Großstädte, zu einem Bau-Unfallversicherungsverband
sächsischerStädte zufammengeschlossenhaben und viele

hannoverscheStädte, die dem unter Führungder han-
noverschenProvinzial-VerwaltunggegründetenVersiche-
rungsverband für die bei Regie-Tiefbautenund Neben-

betrieben beschäftigtenArbeiter und nicht beamteten An-

gestellten beigetreten sind. In unserer Provinz hat
meines Wissens nur der ProvinziakVekbanddie Unfall-
versicherung und zwar bezüglichder Chausseearbeiter
selbst übernommen.



Die Gründe für das Ausscheiden aus den Berufs-
genossenschaftenliegen wiederum hauptsächlichausfinan-
ziellem Gebiete; die Beiträge besonders zur Tiefbau-
Berufsgenossenschafterscheinen im Verhältnis zu den

gezahlten Renten und Entschädigungenaußerordentlich
hoch und zeigen eine noch steigendeTendenz, die bis

zum Eintritt des Beharrungszustandes in 50 bis 60

Jahren anhalten wird. Der Grund hierfür liegt haupt-
sächlichdarin, daß diese Berufsgenossenfchaftstatt des

sonst üblichen Umlageverfahrens das Kapitaldeckungs-
Verfahren eingeführthat, sodaß jedesmal der Kapital-
wert der ihr im abgelaufenen Rechnungsjahre zur Last
gefalleuen Renten durchBeiträge zu decken ist. Dieses
Knpitnldecknngsverfahrenhat gewißseine Berechtigung
fiit die Betriebe gewerbsmäßigerUnternehmer, die mehr
oder minder auf den Augen von Privatpersonen stehen
Und nicht die Gewährder Dauer geben. Die Gemeinden

dagegen werden niemals aufhören zu bestehen und zu
bauen. Bei ihnen würde die Beibehaltung des Kapital-
deckungsverfahrensnur dahin führen, die Zukunft auf
Kosten der Gegenwart zu entlasten. Dazu liegt aber

bei den Bau-Unfallrenteu ebensowenig ein Anlaß vor,

wie beim Pensionswesen der Gemeinden. Hier hält es

niemand für finanziell und wirtschaftlich nnrichtig, daß
die Pensionen von derjenigen Generation aufgebracht
werden, zu deren Zeiten sie gezahlt werden.

Zweifellos muß allein schon der Übergangzum

Umlageverfahren,der bei der Berufsgenossenschaftaus-

geschlossenerscheint, mindestens auf die Dauer von 50

bis 60 Jahren geringere Beiträge im Gefolge haben.
Dazu kommt der Wegfall der Ausfälle von zahlungs-
unfähigen Unternehmern und die Verminderung der

Verwaltungskosten im Falle der Selbstversicherung
Neben so zu erzielenden Ersparniser kommen als Vor-

züge der Selbstversicherung in Betracht die im eigenen
Interesse erfolgende Einwirkung der Verwaltung auf
strengere Beobachtung der Unfallverhütungsvorschriften,
das gesteigerteVerantwortlichkeitsgefühlder Aufsichts-
personen und damit Verminderung der Unfallgefahr,
ferner ein schnelleres Eingreifen zur möglichstenBe-

seitigung der Unfallfolgen, Vereinfachung der Verwal-

tung, Einschränkungder Anzeigen, Wegfall der um-

ständlichenLohnnachweisungen, des Straf- und Über-

wachungsrechts der Berufsgenossenschaften,Möglichkeit
der Betätigung größeren Wohlwollens bei Fest-
setzungder Renten in zweifelhaftenFällen u. a.

DiesenVorzügensteht, falls eine einzelneGemeinde

die Selbstversicherungübernimmt, das Risiko gegen-

über, daß durch einen einzigen schweren Unfall, der

eine größereZahl von Arbeitern betrifft, oder durch
eine Reihe von Unfällen hintereinander die Belastung
der Gemeinde eine größere wird, als sie beim Ver-

bleiben in der Bernfsgenossenschastgewesenwäre.

Mit Rücksichtauf diese Gefahr, die allerdings in

leistungsfähigenGroßstädten nicht überschätztwerden

darf, verdient meines Erachtens ein Verband den Vor-

zug- der sich auf möglichstviele Städte und Kommunal-

verbände erstreckt und durch seinen Umfang die Ge-

währ eines besseren Ausgleichs der Unfallgefahren und

größerer Leistungsfähigkeitbietet.
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Fragt man die selbstversicherndenStädte nach ihren
Erfahrungen, wie Breslan im Jahre 1905, so sind sie
mit wenigen Ausnahmen gut gefahren. So hat die

Stadt Frankfurt a. M. durch die Selbstversicherung in

20 Jahren, von 1888 bis 1908, 107 960 M an Bei-

trägen gespart, unter Hinzurechnung der Zinsen sogar
rund 193000 M. Auch die Antworten der übrigen
Städte ergeben, daß ihre Aufwendungen beider Selbst-
versicherung weniger als Vz gegenüberden Beiträgen
an die Berufsgenossenschaften betragen haben. Auch
Elbing hat in 25 Jahren 6422 M mehr an Beiträgen
gezahlt, als in ihren Baubetrieben Rentenentschädi-

gungen fällig wurden. Auch im bayerifchen Verbande

haben sich die Beiträge wesentlich gemindert, im sächsi-
schen, von dem mir genaue Zahlen vorliegen, haben
sie für je 1000 M Lohnsumme betragen:

1907: 1908: 1909: 1910:

5,23 5,20 4,88 7,41,
im Hannoverschen:

1907: 1908: 1909: 1910:

5,58 5,7 6,6 6,8,
gegenüber 20 und 22 bei

genossenschaft.
Die neue Reichsverficherungsordnung hat die Mög-

lichkeitder Selbstverficherung der Gemeinden und Kom-

munalverbände noch erweitert und z. B. auch erstreckt
auf die von ihnen verwalteten Fährbetriebe,die Eis-

gewinnung, den Baggereibetrieb, Fuhr- und Stall-

haltungsbetrieb.
Jch halte die Gründung eines die westpreußifchen

Städte und Kreise umfassenden Unfallversicherungs-
verbandes für spruchreif und kann nur bitten, den Vor-

stand oder eine besondereKommission mit der weiteren

Vorbereitung der Einzelheiten (Umfang, Verteilungs-
maßftab,Organisation, Satzungen) zu beauftragen.

Die Kommissionwird gleichzeitigzu erwägenhaben,
ob sich nicht auch die Ausdehnung der Verbandsauf-
gaben auf die Unfallversicherung der beamteten An-

gestellten,besonders der in verficherungspflichtigenBe-

trieben beschäftigtentechnischenBeamten empsiehlt, die

bisher in unserer Provinz nur sehr lückenhaftgeregelt
ist. Mangels ortsstatutarischer Vorschriften ist nämlich
für die Kommunalbeamten bei Unfällen im Dienst er-

heblich schlechtergesorgt, als für die Arbeiter und nicht
beamteten Angestellten mit Einkommen unter 5000 M
in unfallversicherungspflichtigenBetrieben. Die letzteren
erhalten nämlichohne Rücksichtauf die im städtischen
Dienst verbrachte Zeit eine dem Grade der Erwerbs-

fähigkeitangepaßteUnfallrente bis zur Höhe der Voll-
rente von 6673 CA,des letztenArbeitsverdienstes. Der

westpreußischeBeamte dagegen, der vor Erfüllung der

10 jährigenKarrenzzeitim Dienst verunglückt,mußmit der

Minimalpension von Tojzofürlieb nehmen und bei späte-
rem Dienstunfall mit der seinen Dienstjahren entsprechen-
den Pension. Reich und Staat haben deshalb längst
die gesetzlicheBestimmung(Gesetz vom 18. Juni 1901

bezw. 2. Juni 1902), daß, wenn Beamte, die in nnfall-
versicherungspflichtigen Betrieben beschäftigt, infolge
eines im Dienst erlittenen Betriebsunfalles dauernd

dienstunsähigwerden, sieals Pension 662X90Xoihres Dienst-

der Tiefbau - Berufs-
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einkommens zur Zeit des Unsalls erhalten und daß

sich entsprechend die Leistungen an die Hinterbliebenen
erhöhen. Nur 34 Städte find nach dem statistischen
Jahrbuch diesem Beispielgefolgt, etwa die Hälfte für

bestimmteBeamtenkategorien (Betriebswerke, Feuerwehr,
Baubeamte, Polizei), die anderen für-alle. Jn unserer
Provinz ist außer für die Feuerwehr, deren Versiche-
rung, soweit bekannt, auch die Provinzial-Feuersozietät
bereits zu regeln sich bemüht,anscheinend nur in Grau-

denz und Thorn wenigstens teilweise Vorsorge getroffen.
Es dürfte sich empfehlen, der allgemeinen Regelung
auch dieser Frage in unserer Provinz, wenn sie ohne
erhebliche Belastung der einzelnen Gemeinden geschehen
kann, einige Aufmerksamkeit zuzuwenden.

Wenn ich schließlichden Anschlußan die Provinzial-
verwaltung empfohlen habe, so liegt das nahe, weil

diese auch sonst bereits als Zentralstelle für ähnliche
gemeinsame Einrichtungen der Kommunen fungiert,
über die nötigen versicherungstechnischenKräfte verfügt
und weil mit ihr uns auch sonst zahlreicheGeschäftsver-
bindungen verknüpfen. Jch habe zu der Provinzial-
verwaltung und zu dem neuen Herrn Landeshauptmann
das Vertrauen, daß sie etwaigen Wünschendes Städte-

tages gern entgegenkommenwürden.
Meine Herren, ich bin am Ende und bitte um An-

nahme meiner Anträge. Jch habe den Satz 1 auf
Anregung des Vorstandes etwas anders gefaßt als in

der Jhnen vorliegenden Drncksache. Die Anträge
lauten jetzt:

Der westpreußischeStädtetag wolle beschließen:
1. Der Vorstand wird beauftragt, vor dem nächsten

Städtetage den Verbandsmitgliedern schriftlich
darüber Bericht zu erstatten, ob und inwieweit

die Gründung eines westpreußischenUnfallver-
sicherungsverbandes in Aussichtgenommen werden

kann.

2. Der Vorstand wird ersucht, die ,,Haftpflichtver-
sicherung der Städte« nach einigen Jahren erneut

zum Gegenstand der Verhandlungen des Städte-

tages zu machen. (Beifall.)

YorsilzeudenJch eröffnedie Verhandlung über den

Vortrag.
Oberpräsident v. Zagow-Danzig: Jch wollte mir

erlauben, an den Herrn Berichterstatter zu meiner

Information eine kurze Anfrage zu richten bezüglich
.

der Unfallversicherung. Jch nehme an, daß, wenn die

Städte jetzt eine eigene Versicherung begründen,die

Renten, die bereits fällig sind für ihre Angestellten,
von der Berufsgenofsenschast weiter bezahlt und nicht
seitens der Städte übernommen werden, daß also die

Städte nur belastet werden für die zukünftigeintreten-

den Unsälle. Der Herr Berichterstatter hat dann

darauf hingewiesen, daß sich bei dem Kapitaldeckungs-
verfahren außerordentlichhohe Beiträge ergeben, damit

ein Sicherheitsfonds für die Zukunft gebildet werden

kann. Wenn die Städte nun sich selbst versicheru,
können sie dann nicht eine Rückzahlungverlangen, so-
weit dieser Fonds in Betracht kommt, oder müssen sie

auch auf diese über das Maß gezahlten Beiträge ver-

zichten? Diese Frage wollte ich stellen. Jm übrigen
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stehe ich in allen Punkten anf dem Boden des Bericht-
erstatters.

zerichterstattey Erster BürgermeisterDr. Werten-
Elbing: Die Auseinandersetzungmit den Berufsgenofsen-
schasten ist verschieden gehandhabt worden. Bei der

Tiefbanberussgenossenschast,in der das Kapitaldeckungs-
verfahren üblich ist, würde eine Belastung der Städte

mit den Renten voraussichtlich nicht eintreten, da eben

der Kapitalwert bereits gezahlt ist und die Rente von

der Tiefbauberufsgenossenschaft weiter gezahlt werden

kann. Dagegen würden die Renten bei der Bau-

gewerksberufsgenossenschaft voraussichtlich von dein

neuen Verbande übernommen werden müssen; dafür
würde dann aber auch ein Teil des angesammelten
Fonds auf den Verband übergehen.

Landeshauptmann Freiherr genfst v. Uilsakb-Danzig:
Jch bin leider genötigt, die Versammlung in einiger
Zeit zu verlassen und möchte daher schon jetzt die

Erklärung abgeben, daß ein Antrag Ihrer Kommission
oder Jhres Verbandes an die Provinzialverwaltung,
auch in dieser Angelegenheit mit Ihnen zusammen-
zugehen, der sorgfältigstenund wohlwollendstenPrüfung
von vornherein sicher sein dars. Wir haben ja schon
bei der Gründung der Ruhegehaltskasseund der Witwen-

und Waisenkassegemeinsam gearbeitet, und wenn auch
die Geschäftslastbei uns immermehr zugenommen hat,
und sich von vornherein keiner der Beamten für eine

Vermehrung derselben begeistert, so verkennen wir doch
nicht, daß jede neue Aufgabe unsere ohnehin schon so
engen Beziehungen für die Zukunft noch enger gestalten
und allen Beteiligten gerade deshalb zuin Segen ge-

reichen muß. (Beifall.)

Bürgermeistergude-Löbau: Jch möchte den Be-

richterstatter fragen, ob nicht auch die Versicherung
gegen Einbruch in den Plan mit einbezogen werden

könnte. Bei andern Verficherungen steht ja der Prämie
fast immer eine Gegenleistung gegenüber,während das

bei der Versicherung gegen Einbruchsdiebstahl nnr in

seltenen Fällen vorkommt. Jch meine daher, es wäre

sehr einfach, gerade diese Versicherungmit in den Plan
einzubeziehen.

gerichtet-flatter, Erster BürgermeisterDr. Werten-
Elbing: Nach dem Material, das mir zugegangen ist,
ist die Einbruchsversicherung nur in ganz wenigen
Städten eingeführt. Jch habe deshalb davon ab-

gesehen, sie zu berücksichtigenSelbstverständlichwürde
es möglich sein, den Verband auch auf weitere Ver-

sicherungsarten zu erstrecken; ich habe zunächstnur die

hauptsächlichstenin Betracht gezogen. Der weitere

Ausbau bliebe der Zukunft vorbehalten.

Vorsitzenden Wird das Wort noch gewünscht?—

Das ist nicht der Fall; die Erörterungist geschlossen.
Der Herr Berichterstatter hat außer seinen beiden

Anträgen noch die Jhnen gedruckt vorliegenden Leit-

sätzeeingebracht.
Sie lauten:

1. Die Frage, ob sich für die Städte der Übergang
zur Selbstversicherungempfiehlt, ist hauptsächlich
nach sinanzpolitischenGesichtspunkten zu be-

urteilen.



2. Für die besonders in Betracht kommenden Ver-

sicherungsgebieteund die westpreußischenStädte

ergibt die Prüfung folgendes:
a) Die Übernahmeder Selbstversicherunggegen

Brandschäden an städtischenImmobilien und

an ftädtischemMobilar ist weder inder Form
der Einzelselbstversicherungnoch eines Selbstver-
sicherungsverbandes zu empfehlen-

b) Die Versicherunggegen Hastpflichtschädeuin
der Form eines Haftpflicht-Selbstversicherungs-
verbandes ist ernstlich zu erwägen. Die

schwebendeu laugfristigen Verträge mit Ver-

sichekullgsgesellschaftenmachen es jedochmög-
lich, zunächstlängereErfahrungen der bereits

gegründeten und in der Gründung begriffenen
Städteverbände abzuwarten.

c) Für die Versicherung gegen Unfallschädenist
die Bildung eines westpreußischenUnfallver-
sicherungsverbandesanzustreben.

Einer Abstimmungüber die Leitsätzewird es nicht
bedürfen.

Von deu Anträgen lautet der erste:
»Der VorstanI wird beauftragt, vor dem

nächsten Städtetage den Verbandsmitgliedern
schriftlichdarüber Bericht zu erstatten, ob und

inwieweit die Gründung eines westpreußischeu
Unfalloersicheruugsverbandes in Aussicht ge-

nommen werden kann.«

Ich bitte die Herren, die gegen diesen Antrag sind,
sich von den Plätzen zu erheben. Das tut niemand.

Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Der zweite Antrag lautet :,

»Der Vorstand wird ersucht, die ,,Haftpflicht-

versicherung der Städte« nach einigen Jahren er-

ueut zum Gegenstand der Verhandlungen des

Städtetages zu 1nachen.«

Ich bitte die Herren, die gegen diesenAntrag sind,
sich zu erheben. — Der Antrag ist ebenfalls einstimmig
angenommen.

Ich darf dem Herrn Redner den Dank der Ver-

sammlung für seine interessanten Ausführungen aus-

sprechen, die zur Klärung der Sachlage sehr beigetragen
haben.

Von Seiner Exzellenz ist der Wunsch ausgesprochen,
daß wir die Ziffer 7 der Tagesordnung vorwegnehmen
möchten:

Yie Betastung der Gemeinden mit staat-ge-
schäftein Bericht der vom vor-jährigenHtädtetage
eingesetzten Hommiffiom — Sie sind damit einver-

standen. .

Der Herr Berichterstatter hat das Wort.

YerirhtetftatteyBürgermeisterZitzlaff-Marienwerder:
Meine Herren! Die Kommission hat sichvon vornherein
aus den Standpunkt gestellt, daß diese Frage in erster
Linie unter dem Gesichtspunkte der Vereinfachung der

Verwaltung, der zweckmäßigenGestaltung der Verwal-

tung zu entscheiden,und daß die Frage der finanziellen
Ausgleichungerst an zweiter Stelle zu erörtern sei.

Wir waren uns ferner darüber klar, daß es für

Unser Thema gleichgiltigist, ob der Magistrat oder die

lö-

Polizeiverwaltung mit staatlichenGeschäftenbelastet wird,
da in beiden Fällen die Gemeinde die Last zu tragen
hat. Ich darf hierbei kurz erwähnen,daß in den kreis-

augehörigenStädten manches von den Landräten der

Polizei übertragenwird, wofür diese nicht zuständigist.
Ich denke z. B. an die Inanspruchnahme der Polizei
bei Zuftellungen des Landrats in seiner Eigenschaft als

untere Verwaltungsbehördein Unfallversicherungsange-
legenheiten. § 1 Abs. 2 des Polizeiverwaltungsgesetzes
trifft hierfür nicht zu, da er nur »in Polizeiangelegen-
heiten« erteilte Anweisungen betrifft. Wohl aber hat
nach § 6211 der Städteorduung nach der herrschenden
Auslegung der Bürgermeisterals solcher derartige Ge-

schäftezu erledigen. Hier wird von den Landräten und

ihren Bureaus mit Vorliebe die AdressePolizeiverwaltung
gebraucht.

In der Sache herrschte in der Kommission völlige
Einmütigkeit,daß die Städte keineswegsdahin zu streben
haben, an der Verwaltung staatlicherGeschäftemöglichst
wenig beteiligt zu werden. Im Gegenteil war die Auf-
fassung maßgebend,daß die Stadtverwaltuugen in er-

heblich größeremUmfange als bisher bei der Verwal-

tung staatlicher Angelegenheiten mitzuwirken geeignet
und bereit sind. Es ist bekannt, daß die Stadtver-

waltuugen im allgemeinen dahin streben, die erweiterten

Befugnisse zu erlangen, die den Städten eingeräumt
sind, wenn sie eine größereBevölkerungszisferaufweisen.
Es entspricht auch der Natur der Dinge, daß die Städte

verlangen, an dir Handhabung obrigkeitlicher Ver-

waltung in weitgehendem Maße beteiligt zu werden.
Die jetzt in Preußen beliebte Unterscheidung, wonach
die Gemeinde im wesentlichen nur wirtschaftliche Auf-
gaben zu erfüllen hat, wird der Bedeutung der Ge-
meinden nicht gerecht.

Die Beteiligung der Gemeindebehördenan der Ver-

waltung staatlicher Aufgaben liegt auch durchaus im

staatlichen Interesse und ist häufig gar nicht zu ent-

behren. Wenn man die Gemeinden z. B. in so aus-

gedehntemMaße bei der Steuerveranlagung heranzieht —

die Voreinschätzungskommissionen,die die Einkommen

bis zu 3000 M im wesentlichenveranlagen, sind eng
der Gemeindeverwaltung angegliedert — wenn man

jetzt der Gemeinde die Veranlagung der Wertzuwachs-
steuer übertragenhat, so doch nur darum, weil man

die Sach- und Ortskenntnis der Gemeinde nicht ent-

behren kann. Die Polizei ist nach preußischerRechts-
auffassung eine staatlicheEinrichtung; gleichwohlist für
die kleineren Städte noch niemand auf den Gedanken

gekommen, einem anderen Beamten als dem Bürger-
meister die Verwaltung der Polizei zu übertragen,weil

dieser durch seine kommunale Stellung usw. zweifellos
die geeigneteftePerson dazu ist. In der Provinz Han-
nover, wo in den Städten mit Fleckenverfassungder

Landrat die Ortspolizei selbst handhaben muß, tritt die

Unzweckmäßigkeitdieses Zustandes scharf hervor. Die

meistenLandräte würden auch sehr gerne dieseGeschäfte
den Bürgermeisternabgeben.

Eine Grenze muß aber für die Heranziehung der

Gemeinden zu staatlichen Arbeiten gesetzt werden —-

was man heute in der Zeit der Verwaltungsreform-



bestrebungen gar nicht sollte auszusprechen brauchen. —

Die Gemeinde darf nicht in willkürlicherWeise dazu
ausgenutzt werden, Geschäfte,die irgend welchen staat-
lichen Behörden lästig sind, zu erledigen.

Man hat heute vielfach den Eindruck, daßeinzelne
Staatsbehörden ihre Verwaltung dadurch zu verein-

fachen und zu verbilligen suchen, daßsieden Gemeinden

die entsprechendeArbeit aufhalsen. So glaubt offenbar
mancher Landrat, wenn er Entscheidungen vorgesetzter
Behörden den nachgeordneten Polizeibehördenmitteilt,
er habe erheblich zur Vereinfachung des Schreibwesens
beigetragen, während er daran nicht denkt, daß er die

entsprechende Arbeit des Abschreibens den Polizeibe-
hörden anfbürdet. Von einer Vereinfachung und Ver-

minderung des Schreibwesens kann hier keine Rede sein,
da der Landrat das Abschreiben im Wege der Verviel-

sältigung bequemer herstellen kann als die Polizeibehörde.
Aus Thorn wird in diesem Zusammenhang berichtet,
daß dort 1909 die Statistik über die Binnenschissahrt
durch die Zollbehördebewirkt worden sei. Nachdem
sich aber herausgestellt habe, daß man hierzu für die

Somniernionatekeine volle Beamtenkraft brauche, habe
man der Stadt dieseArbeit aufgezwungen, obwohl diese
daran keinerlei Jnteresse habe, aber einen besonderen
Beamten dazu einstellen müsse.

Die Auffassung, daß Arbeiten, dic mit Kosten und

Unbequemlichkeitenverknüpftsind, am zweckmäßigstenden

Gemeinden aufgebürdetwerden, selbst wenn geeignetere
Organe dazu vorhanden sind, herrscht noch in weitem

Umfange in der Staatsverwaltung. Wie wäre es sonst
möglich,daß die Gemeinden in so ausgedehntem Maße
als Briefbote für staatliche Behörden benutzt werden.

Man hat oft den Eindruck, als sei das Verkehrsinstitut,
das von Reichswegen so großartig entwickelt ist, das

jeder Privatmann braucht, —- die Post -— bei den Staats-

behördenein unbekanntes Ding. Es erklärt sich das

nur daraus, daß die Staatsbehördendie Post bezahlen
wüßten, während sie gewohnt sind, von den Gemeinden

die Arbeit unentgeltlich zu erhalten. Was diesen die

Ausübung der Botendienste für Kosten verursacht, davon

wird keine Notiz genommen. Man denke z. B. an die

Verhältnisse in unseren ausgedehnten Niederungsge-
meinden, wo der Postbote heute täglich zu jedem Be-

wohner kommt, um ihm Zeitungen, Drucksachen oder

Briefschaften zu bringen, der Gemeindediener aber, um

einen Brief zu bestellen, erst stundenlange Wege zurück-
legen muß. Und ähnlich ist es in unseren Städten.
Früher mochte die jetzt üblicheAusnutzung der Ge-

meinden zu Briefbotendiensten Sinn haben, als der

Postverkehr sehr unentwickelt war und der Gemeinde-
diener noch eher in die Häuser kam als der Postbote.
Heute ist die Ausnutzung der Gemeinden zu Boten-

diensten nicht mehr zu rechtfertigen. Es kommen hierbei,
wie ich auf dem vorjährigenStädtetage erwähnte,des

öfterenseltsameDinge vor. Die Stadt Marienwerder z. B.

schicktden Bewohnern des Außenteils Liebenthal alle

Briefe, der Kostenersparnis halber, per Post zu. Will

eine Staatsbehörde dorthin zustellen, so ersucht sie den

Magistrat, dieser aber wiederum die Post, wofür er

das Porto zu entrichten hat.
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Wir dürfen unsere Auffassungdahin zusammenfassen,
daß die Gemeinden zwar in weitgehendstemMaße an

der obrigkeitlichenVerwaltung beteiligt werden sollen,
daß sie aber mit Wahrnehmung einzelner staatlicher
Geschäftenur insoweit belastet werden dürfen, als andere

ebenso geeignetestaatlicheOrgane nicht vorhanden sind,
daß ihnen insonderheit rein mechanischeDienstleistungen,
für deren Erledigung große staatliche Organisationen
gebildet sind, überhauptnicht übertragenwerden dürfen.

Von diesemStandpunkte aus ist vor allem zu ver-

langen, daß die Inanspruchnahme der Gemeinden zu

Botendiensten für Staatsbehörden in Wegfall komme.

Jn erster Linie gilt das für die Botendienste der Militär-

behörden. Es ist bekannt und viel erörtert, in welch
unerträglichemMaße die Gemeinden von der Militär-

verwaltung zur Leistungvon Botendiensten herangezogen
werden. Auch der nach den Verhandlungen des vorigen
Städtetages im PreußischenVerwaltungsblatt abge-
druckte Ministerialerlaß,der für den neuen Reichsetat
Abhilfe in Aussicht stellte, ist noch nicht in die Wirk-

lichkeit umgesetzt. Unseren Forderungen, diese Dienst-

leistungen dein dazu besonders geeigneten Reichsorgane,
der Post, zu übertragen,wird oft entgegengehalten, es

handele sich um Arbeiten, die die Post nach ihren Ord-

nungen nicht verrichten könne. Als ob die Ordnungen
nicht kurzerhandabgeändertwerden könnten, insonderheit
wo es sich um staatliche Anforderungen handelt. So-

weit es sich um bloße Behändigungvon Gestellungs-
befehlen handelt, steht schon nach der geltenden Post-
ordnung kein Bedenken entgegen. Auch die Aushän-
digung der Mobilmachungsbefehle gegen Einziehung der

alten Befehle wird der Postbote ebenso gut vornehmen
können wie der Magistratsbote. Ebenso kann die Post
die Zustellung der Einberufungsbefehle für die Rekruten

besorgen und die dabei verlangten kurzenFeststellungen
vornehmen, die im wesentlichen auf den Anskünften
der Betreffenden beruhen. Es ist sehr eigenartig, daß
z. V. in Berlin, wo die Polizeiverwaltnng staatlich ist,
diese Arbeiten für die Militärverwaltungschon jetzt von

der Post erledigt werden. Wie kommt man dazu, sie
in den kleinen Gemeinden der Gemeinde zur Last zu legen ?

Genau so ist es mit den zahlreichen Ersuchen an

die Ortsbehörden um Zustellung und Aushändigung
von Bescheiden; ich erwähnenur die Ersuchen der Er-

satzbehörden,die einen Berechtigungsscheinzurückgeben,
die Ersuchen der Berufsgenossenschaften,die Mitglieds-
karten behändigenwollen. So auch mit den zahlreichen
Zustellungender Katasterämter,der Steuerbehördenusw.
Für alle diese Botendienste ist die Post das geeignete
Organ. Es liegt nicht der geringste Anlaß vor, daß
sich hier die Post durch die GemeindebehördenKonkurrenz
machen läßt.

Jn diesen Zusammenhang gehört auch die polizei-
liche Unterschriftsbeglaubigung der Rentenquittungen,
die an den Monatsersten den Gemeindebehördeneine

ungeheuere Arbeitslast anfbürdet. Ob überhaupt eine

Verpflichtung der Gemeinde- oder Polizeibehördenzu dieser
Arbeit vorliegt, ist zum mindesten sehr fraglich. Eine

durch das Gesetz direkt auferlegtePflicht besteht nicht,
jedoch haben die Minister des Jnnern und der Handels-



minister durch Erlaß vom 13. Dezember 1893 (Pr.
Verw. Blatt, Band 32, Seite 244) diese Pflicht herge-
leitet ,,aus der allgemeinen Verpflichtung aller öffent-
lichen Behörden, auch ohne eine ausdriicklicheAnord-

nung innerhalb ihrer Zuständigkeitan der Durchführung
der Gesetzenach Kräften mitzuwirken«

"

Man kann sehr zweifeln, ob die Auffassung der

Minister zutrifft, zumal die Mitwirkung der Gemeinde-
und Polizeiorgane durchaus entbehrlich ist. Der einzige
Grund dafür ist, daß die Post keine Verantwortung
dafür tragen will, daß sie an die wirklich Berechtigten
auszahlt; diese Verantwortung soll ihr die Polizei ab-

nehmen. Zur Feststellungder Jdentität der zahlreichen
Rentenberechtigten ist die Polizei aber weit weniger
geeignet Als die Post. Die Postbeamten kommen tag-
täglich fast in jedes Haus und lernen die Bevölkerung
Jbesser kennen als die Polizeibeamten. Und wie geht
es heute mit den zahlreichen Rentenberechtigten, die

wegen Krankheit usw. zur Beglanbignng nicht erscheinen
können? Hier muß der Gemeindebeamte in der Regel
auf gut Glück und sein Risiko die Beglaubigung voll-

ziehen und abwarten, ob er sich dadurch einen Regreß
zuzieht Jch darf darauf hinweisen, daß gerade in

diesen Fällen auch von den ländlichenGemeindevor-

stehern, die im allgemeinen mit den Beglaubigungen
wegen ihrer geringen Zahl nicht so sehr belastetwerden,

Klage erhoben wird, weil sie oft auch nicht feststellen
können,wer die Unterschrift vollzogen hat«

Sieht man ab von der überwiegendenZahl der

Fälle, wo Zweifel nicht bestehen, wo eine Beglaubigung
also überflüssigist, so würden die zweifelhaftenFälle
viel besser durch die Postbeamten als durch die Polizei-
beamten geklärt werden. Das Verfahren würde sich
am besten so abwickeln, daß die Auszahlung der Renten

nach Postbestellbezirkenim Beisein der Bezirkspostboten
erfolgt, die die Empfänger zu rekognoszieren haben.
Rentenberechtigten, die am Erscheinen verhindert sind,
wird das Geld im Laufe der nächstenWochen durch
den Postboten behändigt. Die Mehrarbeit, die hierdurch
der Post erwüchse,wäre minimal. Den Gemeinden

würde aber eine überaus lästige mit ihren sonstigen
Geschäftenin keinerlei Zusammenhang stehende Arbeit

abgenommen. — Durch die Reichsversicherungsordnung
wird an dem bestehendenRechtszustande,soviel ich habe
ersehen können,nichts geändert. Die einschlagendeBe-

stimmung lautet: ,,Jede Person, die berechtigt ist, ein

öffentlichesSiegel zu führen, ist befugt, die bei den

Zahlungen erforderlichen Bescheinigungen zu erteilen

und zu beglaubigen.«Die hier in Betracht kommenden

Unterschriftsbeglaubigungensind aber nicht erforderlich.

Jn der Kommission wurde übrigens bei dieser An-

gelegenheit angeregt, ob nicht die bislaug von den

leigenenKontrollbeamten der Versicherungsanstaltenvor-

genommene Kontrolle der Versicherungskartenin den

Häusern zweckmäßigerWeise durch die Magistrate aus-

geübt werden könnte. Die Magistrate sind als Orts-

armenverbände sehr interessiert daran, daß ordnungs-
mäßig geklebt wird, sie würden, so war die Annahme,
da sie die Verhältnissebesser kennen, sorgfältigerdie

Prüfung vornehmen als die Kontrollbeamten. Gegen
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eine nicht zu hohe Entschädigungwürden sie sicherlich
bereit sein, den VersicherungsanstaltendieseTätigkeitab-

zunehmen. Jch erwähne dies im Auftrage der Kom-

mission. Die Kommission stellt dem Vorstand anheim,
sichdieserhalbmit dem Vorstand der Landesversicherungs-
anstalt ins Benehmen zu setzen.

Jch möchte aber im Anschlusse-hieran noch eine

Bitte an den Vorstand aussprechen, wobei ich der Zu-
stimmung der beteiligten Stadtvertreter gewiß zu sein
glaube.

Nach der Reichsversicherungsordnung ist das Ver-

sicherungsamt bei der unteren Verwaltungsbehördezu

errichten. Sollen also die Städte mit mehr als 10000

Einwohnern die bisherigen Befugnisse auf dem Gebiete

der sozialen Versicherung behalten, so hat das zur

Voraussetzung, daß ihre Magistrate zu unteren Ver-

waltungsbehördenim Sinne der Reichsversicherungs-
ordnung bestellt werden.

Ob die Regierung das tun will, ist immerhin recht
zweifelhaft, da heute in der Zeit der Verwaltungs-
reformbestrebnngeu Unter Dezentralisation und Verein-

fachung der Verwaltung lediglich die Übertragungmög-
lichst aller Entfcheidungsbefugnisse an den Landrat

verstanden wird.

Im Interesse der Sache müßteaber den Magistraten
die Stellung als untere Verwaltungsbehördebelassen
werden. Sie übersehendie örtlichenVerhältnissebesser
als der Landrat und werden das Versicherungsamt in

der Regel besser besetzen, als es beim Landratsanit

geschehenkann, wo zumeist ein jüngererAssessor die

Arbeiten erledigen wird.

Es ist aber auch durchaus erwünscht,daß die Ver-
treter der Städte mit dem immer wichtiger werdenden

Arbeiter-Versicherungswesenin enger Fühlung bleiben-
da dies wesentlichdazu beiträgt, ihr Verständnis für
die sozialen Fragen der Gegenwart zu vertiefen.

Jch bitte den Vorstand, dieseBitte für die beteiligten
Städte der Staatsregierung vorzutragen. Gerade diese
Stellungnahme würde klar ergeben, daß die Vertreter

der Städte nicht die Mitarbeit an der staatlichen Ver-

waltung ablehnen, sondern sich nur dagegen sträuben,
alle untergeordnete Arbeit, die irgend einer staatlichen
Behörde lästig fällt, übernehmenzu sollen. Zu erwägen
wäre dabei auch noch, ob nicht auch den Magistraten
in den Städten von 5000—10000 Einwohnern die-

selben Kompetenzen eingeräumt werden sollen. Jch
würde diese Frage bejahen.

Was die außerdem angeführtenumfassenderen Ge-
biete staatlicher Verwaltungstätigkeitangeht, die den

Gemeinden überwiesen sind, so war die Kommission
der Auffassung, daß hier eine im wesentlichen andere

Regelung nicht in Vorschlag gebracht werden solle, daß
man vielmehr die Übertragungan die Gemeindebehörden
als eine sachgemäßeRegelung betrachte.

Das Standesamt ist zweifellos eine rein staatliche
Angelegenheit, wie schon der Umstand ergibt, daß das

Standesamt als KöniglicheBehörde ausgestaltet ist.

Gleichwohl dürfte sich eine Einsetzung besonderer staat-
licher Ämter nicht empfehlen, weil dann aus geschäft-
lichen Rücksichtendie Bezirke so groß gestaltet werden
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müßten, daß besonders für die ländlicheBevölkerung
großeUnbequemlichkeitenentstehen würden. In den

Städten ist aber die Angliederung dieser Verwaltungs-
tätigkeitan die Gemeindebehördenvon selbst gegeben.

Die Heranziehung der Gemeindeverwaltung zu den

Geschäftender Steuerveranlagung wird allerorts als

besonders lästig empfunden, gerade weil dieseGeschäfte.
einen so kolossalen Umfang angenommen haben.
Andererseits wird im Interesse des Publikums, damit

ihm allzu weite Wege erspart bleiben, und auch im

Interesse sachlicherRichtigkeit die Mitarbeit der Ge-

meindebehördennicht eutbehrt werden können, Im
Wege der Verwaltungsanordnung würde aber auch
hier manches praktischer gestaltet wer-den und eine

übergroßeBeanspruchung der Gemeinden vermieden

werden können. Als solche muß es angesehen werden,
wenn aus einem Kreise berichtet wird, daß den Ge-
meinden nach erfolgter Beanstandung der Steuerdekla-
rationen die Steuersachen zugesandt werden, um mit

den Zensiten zu verhandeln und gutachtlich Stellung
dazu zu nehmen. Das Verhandeln über die Bean-

standnng dürfte aber zweckmäßigerWeise vom Vor-

sitzenden der Kommission zu erfolgen haben.

Inzwischen hat übrigens der Finanzminister —

durch Erlaß vom 6. Juni 1911 — anerkannt, daß
häufig die Gemeinden zu den Geschäften der Steuer-

veranlagnng im Übermaßherangezogen würden, und

Abhilfe versügt. Wir dürfen wohl hoffen, daß damit

unsern Beschwerden auf diesem Gebiet abgeholfen ist.

Durch die soziale Gesetzgebung wird ferner den

Gemeinden auch nicht unerhebliche Arbeit aufgebürdet.
Zum Teil läßt sich die Arbeit der Gemeinden nicht
recht ersetzen, weil sonst der Bevölkerungzu weite Wege
und andere Weiterungen entständen. Das gilt ins-

besondere von der Ausstellung und Aufrechnung der

Karten. Außerdem ist nicht zu verkennen, daß die Ge-
meinden an diesen Aufgaben insonderheit wegen ihres
Einflusses auf die Armenkosten besonders interessiert
sind. Ein erheblicher Teil würde ihnen aber zweck-
mäßigerWeise abgenommen werden können,besonders
die Unfallunterfuchungen. Wenn ich recht sehe, werden

diese von den Polizeibehörden, da ihnen technisches
Können abgeht, häufig wenig sachkundigvorgenommen,

sodaß der Zweck der Untersuchung oft nicht erfüllt
wird. Hier würden die Berufsgenossenschastensicherlich
weiter kommen und sparsamer wirtschaften, wennsämt-
licheBerufsgenossenschaften zusammen für kleine Bezirke
Untersuchungsbeamte anstellten und ihnen die Arbeit

iibertrügen. Sie könnten dann an Ort und Stelle

jeden einzelnen Unsall genau untersuchen·

Angeregt wurde ferner von Herrn Bürgermeister
Stolzeuberg-Graudenz, ob nicht die Verstaatlichung
der Kriminalpolizei, eventuell ihre behördlicheUnter-

stellung unter die Staatsanwaltschaften gefordert werden

sollte. Die Kommission beschloß,die Erörterung dieser
Frage hier auszuschalten, weil sie sich eine allgemeine
Entlastung der Gemeinden davon nicht versprechen
konnte. Gewiß würde es sehr wünschenswertsein, ja
es ist durchaus notwendig, besonders bei schwerenVer-

brechen gewandte Kriminalbeamte sofort überall zur
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Hand zu haben; die Kommission war aber der Ansicht,
daß auch nach Einführung einer staatlich organisierten-
Kriminalpolizei für den ganzen Staat die laufende
Arbeit in diesen Sachen in den kleineren Städten doch
der kommunalen Polizei verbleiben würde, daß also
eine wesentliche Entlastung nicht eintreten würde. Im

übrigen ist das Thema, besonders die behördlicheEin--

gliederung der staatlichen Kriminalpolizei derartig
schwierig,daß wir glaubten, damit die heutige Erörte-

rung nicht noch belasten zu dürfen-

Über eine Frage, die mit dem Thema zwar eng

zusammenhängt,aber doch nicht ganz darunter fällt,
hat schon auf dem vorigen Städtetage eine lebhafte-
Erörterung stattgefunden, das ist die Amtsanwaltschaft.-
Hier ist die gesetzlicheRegelung recht eigenartig. Der

Staat überträgt nicht etwa den Gemeinden die Aus-

übung des Amtes, wie er es bei der Polizei getan hat,
sondern er verpflichtet die Gemeindeverwaltungen nur,

ihm für den Fall, daß er nicht anderweitig sich behilft,
für die Stelle des Amtsanwalts eine geeignetePersön-
lichkeit zur Verfügungzu stellen. Diese Vorschrift wird

ihre Entstehung wesentlich der Unfertigkeit des Instituts
der Amtsanwälte verdanken. Man war sich seinerzeit
bei Einrichtung der Amtsanwaltschaft noch viel weniger
klar darüber, wie man die Amtsanwaltschaft organi-
sieren sollte, als heute, wo auch gerade in Juristen-—
kreisen immer mehr die Forderung erhoben wird, der«
Amtsanwalt müssehauptamtlich angestellt werden. So

verfiel man auf das einfache Mittel, daß man, um

möglichstgeringe Kosten aufzuwenden, für die kleineren

Amtsgerichte die Bürgermeister für die Stellen der

Amtsanwälte in Aussicht nahm, die dagegenauch wenig
einzuwenden hatten, weil sie freie Zeit hatten und gerne
etwas nebenbei verdienen mochten. Heute haben sich-
in dieser Beziehung die Verhältnissewesentlichgeändert.
Schon in Städten von der Größe Marienwerders wird

heute der Bürgermeister keine Zeit, vor allem aber

nicht das erforderliche Interesse haben, um die Amts-

anwaltsgeschäftean einem größerenAmtsgerichte ord--

nungsmäßig zu erledigen. Seine Interessen müssen
naturgemäßviel mehr den Verwaltungsfragen gewidmet
sein, als daß er sich mit untergeordneten Fragen der

Strafjustiz befassen könnte. Ähnlichist es in den

kleineren Städten, wo die Amtsanwaltschaft wegen der

Größe des Gerichtsbezirkes eine erheblicheMenge Arbeit

verursacht. Das würde aber noch erträglichsein, wenn

die Amtsanwaltschaft organisch mit der Gemeindever-
waltung verbunden wäre. Dann könnte durch An-

stellung von Bureaubeamten usw. für eine entsprechende-
Einteilung der Geschäftegesorgt werden, es wäre auch.
Sorge getragen, daß die Besolduug entsprechenddem

Umfange der Arbeit und der Bedeutung des Amtes

gestaltet wäre. Eine organische Verbindung beider

Ämter liegt aber nicht vor. Im Gegenteil, die Justiz-
verwaltung behält sich ausdrücklichvor, andere ihr ge--

nehme Personen zu Amtsanwälteu zu bestellen. So-

ist z. B. in Marienburg und Marienwerder beim

Wechseldes Bürgermeistersder frühereBürgermeister
Amtsanwalt geblieben. Legt dieser aber das Amt:

nieder, so muß die Gemeinde wieder einen neuen Amts-



-anwalt präsentieren. Man bedenke die Folgen. Zu-
Uächstmüßte die Stadt dem neuen Bürgermeister aus

kommunalen Mitteln so viel zulegen, daß er die Ein-

nahmen nicht entbehrte, die der frühere Stelleninhaber
als Amtsanwalt hatte. Legt nun aber der frühere

Bürgermeisterdas Amt des Amtsanwalts nieder, und

will der jetzigeBürgermeisterdas Amt übernehmen,

so müßte durch organisatorische Änderungfür seine
Entlastung in kommunaler Arbeit gesorgt werden.

Viel bedenklicherliegt die Sache in den kleineren Städten,

besonders wenn dort ein großes Amtsgericht ist. Hier
ist das Amt des Bürgermeistersgeradezu so konstruiert,
daß er die Tätigkeit des Amtsanwalts mit versieht.
Wird ihm diese Tätigkeit bei der Neubesetzuug der

Stelle des Bürgermeistersnicht übertragen, so hat er

einen sehr erheblichen Einnahmeausfall, in der Regel
wird auch seine Arbeitskraft dann nicht voll ausgenutzt.

sEinrichten kann sich die Stadt aber hierauf doch nicht,
weil sie immer damit rechnen muß, daß über kurz oder

lang an den Bürgermeister die Forderung he»rantritt,
das Amt des Amtsanwalts zu übernehmen.

Man kann der Auffassung fein, daß die nebenamt-

liche Verwaltung der Amtsanwaltsgeschäfteüber kurz
oder lang der Vergangenheit angehören wird, jeden-
falls muß aber die Forderung erhoben werden, daß
die Frage der Amtsanwaltschast für die fast ausschließ-
lich beteiligten kleineren Städte den Forderungen der

Billigkeit und Gerechtigkeitentsprechend geregelt werde.

Da scheinen uns zwei Möglichkeitengegeben. Ent-

weder der Staat verbindet das Amt organisch mit dem

-Gemeindeamt, indem in den betreffenden Gemeinden

der Bürgermeisteroder nach Beschlußder Gemeinde-

behörden — evtl. unter Bestätigung der Staatsauf-
sichtsbehördeu— ein anderer Gemeindebeamter kraft

Gesetzes zum Amtsanwalt erklärt wird, und der Staat

nach gesetzlichzu regelnder Norm einen Teil der Be-

soldung usw. des Beamten übernimmt,oder aber es

fällt die gesetzlicheVerpflichtung der Gemeinden fort,
im Notfalle den Amtsanwalt zu präsentieren. Dann

hätte der Staat die Freiheit, dem Bürgermeister,wenn

dieser einverstanden ist, das Amt zu übertragen; es

könnte sich aber niemand mehr über den gesetzlichen
Zwang beschweren. Dabei könnteauch bestimmt werden,

Ldaßdie Gemeindebehördender Ubertragung des Amtes

an den Bürgermeisternicht widersprechenkönnten. Der

heutige Zustand, wonach der Staat völlig freie Hand
hat, und nur die Gemeinde gebundenist, ist auf die

Dauer unerträglich.

Gerade diese Frage muß übrigens prinzipiell be-

trachtet werden. Es ist uns bekannt, daß eine große

Zahl Bürgermeisterdas Amt ungern missen würden,
weil seine Verwaltung auch manche Vorteile und Be-

iquemlichkeitenmit sich bringt, insbesondere für Hand-
habung des Polizeistrafrechts Derartige Gesichtspunkte
müssen aber zurücktreten,da es nicht auf die Bequem-
lichkeit einzelner ankommen kann.

Ein Punkt wurde in der Kommissionnocherwähnt,
der zwar nicht direkt mit dem Thema zUsUMIUeUhäUgt,
der aber doch vielleicht hier kurzbeleuchtetwerden darf.
Das ist die Belastung der Städte mit den Geschäften
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der Feuersozietät. Hierbei wurde besonders betont,
daß es zweckmäßigsein würde, den-·Magistratendie

Geschäfte der Kreisdirektoren zu übertragen, wie es

auch in der Provinz Posen der Fall ist. Einmal
würden diese durch die gewährten Entschädigungen
daran interessiert,««möglichstviele Versicherungen der

Sozietät zuzuführen, andererseits würden die Taxen
usw. von den Magistraten wegen ihrer Orts- und

Sachkenntnis mindestens ebenso gut vorgenommen
werden als von deuLandräten. Näher kann in diesem
Zusammenhangehierauf nicht eingegangen werden.

Mit dem Ausgeführten werden wir die Haupt-
gesichtspuukte,die hierbei nach unserer Auffassung in·
Frage kommen können,erwähnt haben. Wir kommen

zu der Erörterung der finanziellen Schadloshaltung
der Gemeinden für die Erfüllung staatlicher Aufgaben.
Gerade hier ist es aber sehr schwer, Vorschläge zu
machen, die allseitige Zustimmung finden könnten.

Würde die Regelung z. B. in der Weise erfolgen, daß
nach einem ideal gerechtenMaßstabe sämtlicheGemein-
den entschädigtwürden, so könnte es eintreten, daß in
der überwiegendenZahl der Gemeinden die Gemeinde-

angehörigen als Staatsbürger in den einzelnen Ge-

meinden, um die Aufwendungen zu decken, genau das

gleiche aufbringen müßten, was die Gemeinden vom

Staat erhalten würden. Ju diesem Falle würde die

ganze Schadloshaltung ohne rechten Zweck sein. Sie

hat überhauptnur Bedeutung, wenn man annimmt,-
daß durch die Belastung eine große Zahl von Ge-
meinden stärker finanziell belastet werden, als der

Steuerkraft ihrer Bürger entspricht. Man könnte, da
der Umfang der staatlichen den Gemeinden übertragenen
Aufgaben sich wesentlich nach der Bevölkerungsziffer
gestaltet, dazu kommen, die staatlichen Beiträge nach
dieser zu verteilen. Dagegen bestehen aber doch inso-
fern erheblicheBedenken, als die Kosten sich durchaus
nicht ausschließlichnach der Einwohnerzahl richten,
sondern die Güte der Verwaltung, die Lage der Ge-
meinde usw. in Betracht kommen. Die tatsächlicher-

wachsenen Kosten für alle einzelnenVerwaltungszweige
zu berechnen, wird aber in den kleinen Gemeinden fast
ebenso schwer fein, als festzustellen,welcherAnteil hier-
von dem Staate zur Last zu legen wäre.

Wir haben deshalb in der Kommission beschlossen,
nur die Forderung zu erheben,daß der Staat wenigstens
an der Tragung der Polizeikosten sich in angemessener
Weise beteilige. Bislang ist diese Forderung durch-
geführtin den großen Städten mit KöniglicherPolizei-
verwaltung, wo der Staat IX, der unmittelbaren Polizei-
kosten trägt, und auf dem platten Lande, wo er ein-
mal das Exekutivpersonal, die Gendarmerie, bezahlt,
außerdem aber den Amtsverbänden Dotationen zur

Tragung der Polizeikosten gewährt. Nur die Städte
mit städtifcherPolizeiverwaltung haben die Polizei-
lasten allein zu tragen. Aus welchem Grunde ist un-

erfindlich, um so mehr, als die kleineren Städte so
stark belastet sind, daß ihnen am eheften eine Er-

leichterung der Lasten zu gönnen wäre. Außerdem

zwingt sie die Belastung, in der Ausgestaltung des

Polizeiwesens so sparsam vorzugehen, daß darunter oft



die Güte der Polizei leidet. Hier muß die Förderung
erhoben werden, daß der Staat wie bei den König-
lichenPolizeiverwaltungen TXZder unmittelbaren Polizei-
kosten trägt. Es würde dann etwa der gleicheZustand
sich ergeben, wie in England, wo der Staat den

Städten, mit deren Polizei er zufrieden ist, 500X0 der

Unkosten erstattet. Daß irgend welche Bedenken dieser
Forderung entgegenstehen, ist nicht anzunehmen. Die

Gefährdung der Selbstverwaltung, von der stets ge-

sprochen wird, wo der Staat Kosten aufwenden soll,
kann nicht in Betracht kommen, da in Polizeisachenvon

Selbstverwaltung keine Rede ist· Daß aber das staat-
licheInteresse an der Handhabung der Polizei mindestens
das gleiche ist wie das der Gemeinden, ergibt klar der

Umstand, daß vielfach die Polizeibehördenzu direkten

Staatsorganen gemacht worden sind, und daß auch in

allen anderen Fällen die Polizeiverwaltung im Namen

des Königs geführt wird. Die Gemeinde hat abgesehen
von der Beschaffung des Beamtenpersonals so gut wie

keinerlei Einfluß auf die Handhabung der Polizei.
Die Polizei wird, auch wo sie an die Gemeinde-

verwaltung angegliedert ist, als rein staatliche An-

gelegenheit behandelt. Mag der Staat dort, wo König-
liche Polizei eingerichtet ist, an der Handhabung der

Polizei mehr Interesse nehmen, soviel ist gewiß, daß
sein Interesse an der Handhabung der kommunalen

Polizei nicht viel geringer ist, und daß diese mit Ein-

griffen der Aufsichtsbehördenmindestens im gleichen
Maße bedacht wird, wie die KöniglichePolizei.

Wir haben in unsern Ausführungen nur geringe
Forderungen erhoben, Forderungen gegen deren Be-

rechtigung nichts wird eingewendet werden können.

Nachdem so oft die Staatsregierung und große und

maßgebendepolitischeParteien die besonders hier zahl-
reich vertretenen kleinen Städte ihres Wohlwollens
und ihrer Unterstützungversichert haben, wird es nie-

mand unbescheiden finden, wenn wir den Wunsch und

die Erwartung aussprechen, es möchte wenigstens in

diesen Punkten uns geholfen werden-

Der vorhin erwähnteErlaß des Ministers des Innern
über die Mitwirkung bei Zustellung militärischerBe-

fehle und der mit Freude zu begrüßendeErlaß des

Finanzministers über die Heranziehung der Gemeinden

zu den Geschäften der Stenerverwaltung zeigen uns

auch, daß unsere Bestrebungen an zuständigerStelle

Gehör finden und geben uns die Hoffnung auf weitere

Erfüllung unserer Wünsche. Ich bin sogar so kühn,
es nicht für unmöglich zu halten, daß einmal ein

Finanzminister sich bemühen sollte, unsern Wünschen
wegen staatlicher Beihilfe zu den Polizeikosten gerecht
zu werden. Wenn der Staat Millionen neu· aufwendet,
um die Polizeiverwaltung großer Industriegebiete zu

verstaatlichen, wird er auch für unsere Polizei Mittel

flüssigmachen können.

Die Kommission stellt den Antrag:
Der Städtetag wolle seinen Vorstand beauf-

tragen, im Sinne unserer Ausführungen bei den

Provinzialbehörden,den beteiligten Ministerien

nnd Reichsämtern und den beiden Häuserndes

Landtages sowie dem Reichstage vorstellig zu
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werden, auch den Abgeordneten unserer Provinz.
diese Ausführungen mit der Bitte um Unter-

stützungzu unterbreiten.

(Beifall.)

Vorsitzenden Ich eröffne die Verhandlung über-
diesen Gegenstand. Jch bitte die Herren Diskussions-
redner hier vorzutreten, da sie sonst am Stenographen-
tische nicht deutlich zu verstehen sind.

BürgermeisterEggert-Riesenburg: Zu meinem vor-

jährigenVortrage wurde seitens verschiedener Städte--

tagvertreter bemerkt, daß es den Anschein gehabt hätte
als wollte ich das Ziel verfolgen, daß eine Reihe
wichtiger Staatsgeschäfteden Gemeindebehördenabge-
nommen und auf staatlicheBehördenübertragenwerden

solle. Demgegenübermöchte ich auch heute betonen,
daß mir eine derartige Absicht völlig fern gelegen hat;
ich habe in meinen Ausführungen ein derartiges Be-

streben auch garnicht durchblickenlassen. Vielmehr bin-

ich durchdrungen von der Überzeugung,daß gerade die

Erfüllung vieler staatlicherAngelegenheitenunsern Selbst-
verwaltungskörpernLeben und Gedeihen gibt, und daß
die Bürgerschaftein Interesse daran hat, daß die Er-

ledigung dieser Arbeiten in den Händender Selbstver-
waltung bleibt. Meine Ausführungen waren lediglich-
getragen von dem Gedanken, daß die Staatsbehördenden

Gemeindebehördendie vielen mechanischen Dienstver-

richtungen abnehmen möchte und daß bei der Über-—

tragung neuer staatlicher Funktionen an die Gemeinden
die finanzielle Entschädigungmehr in den Vordergrund
treten möge als bisher. Jch bitte dem Vorschlage der

Kommissionzuzustimmenund weise darauf hin, daßunsere-
diesbezüglichenBestrebungen auch von Erfolg begleitet
sein dürften. Hat doch der OftpreußischeStädtetag
schon erreicht, daß die militärischenZustellungen nicht-
mehr durch die Gemeindebehörden,sondern durch die

Post bezw. durchMilitärpersonenerfolgen. Auch seitens
des Finanzministers ist neuerdings ein Erlaß ergangen,
der auf eine Entlastung der Gemeinden hinzielt. Im-
übrigen möchteich mir insofern weitere Stellungnahme
vorbehalten, als ich evtl. nach Abschluß unserer Be-

mühungenauf diese Sache zurücklomme.

Oberpräfidentv. Yagom-Danzig: Ich nehme an,

daß Sie dem VorschlageIhrer Kommission entsprechend
den von Herrn BürgermeisterZitzlaff erstatteten Be-

richt den Behörden zur Kenntnisnahme unterbreiten

werden. Ich kann darauf verzichten, mich heute auf

Einzelheiten dieser Anregungen einzulassen, weil sie ja-
zum Teil Ressorts betreffen, die mir überhauptnicht
unterstehen, weil sie andererseits außerordentlichviel-

seitig sind und eine Stellungnahme zu manchen mir-

heute ganz klaren Punkten vielleichtden Anschein ek-

wecken könnte, als ob ich zu anderen Punkten eine

ablehnende Haltung einnehme oder meine Stellung--
nahme verschweigenmöchte. Jch habe mir nuk ganz

wenige Punkte aus den Ausführungendes Herrn
Berichterstatters notiert, zu denen ich einige kurze Be-

merkungen machen möchte. Auf eine der wesentlichsten
Fragen, auf die Frage der Polizeiverwaltungenund

der Polizeiverwaltungskostenmöchte ich heute umso-
weniger eingehen, weil ich, wenn ich nicht irre, schl)n



auf dem vorigen Städtetage meine persönlicheAuf-
fassunghabe durchklingenlassen, die sich ja von dem

Endzweckdes Herrn Berichterstatters und vielleicht
auch von der Auffassung der inaßgeblicheuStellen

unserer Staatsverwaltung in etwas unterscheiden könnte.

Ich habe schonin dem vorigen Jahre durchblickenlassen,
daß ich auf Grund meiner eigenen praktischen Er-

fahrungen, namentlich meiner langjährigenErfahrung
in der Provinz Posen mit der dort durchgeführten

KöniglichenPolizeiverwaltung, ein recht warmer Freund
der Kgl. Polizeiverwaltungen geworden bin und in der

Wärme dieser Zuneigung vielleicht doch erheblichweiter

gehe, als die hier anwesenden Vertreter der kommu-

nalen Polizeiverwaltungen. Jch möchte einige Punkte
der Ausführungen von Herrn BürgermeisterZitzlass
nicht ganz unwidersprochen lassen, wenn sie auch zum

Teil nebensächlicherNatur-, zum Teil wohl auch nur

die schnellen Redewendungen eines hübsch gefaßten
Vortrages waren. Herr Zitzlasf sprach sich dahin aus,
es werde den Gemeinden zugemutet, alle Geschäftezu

erledigen, die anderen Behörden lästig sind. Ich
glaube, das ist doch etwas zu weit gegangen; so sind
wir Organe der Staatsverwaltung doch nicht, daß wir

nur die Geschäfteführen, die uns angenehm sind, und

daß wir das, was uns lästig und unbequern ist, auf
andere Schultern, insbesondere auf die bewährten

Schultern der Kummunalverwaltung, abladen. Weiter

stehe ich aus dein Standpunkt, daß man von den

Polizeiorganen, insbesondere von den unteren verlangen
muß, damit sie ihren Dienst voll erfüllen können,daß

sie sich auch um das einzelne Individium kümmern,

daß sie über das einzelneJndividiuin ihres Inspektions-
bezirks orientiert sind; und ich glaube Herrn Zitzlaff
nicht beipslichten zu können, daß in Marienwerder die

Postbeamten die einzelnen Individuen besser kennen,
als die Polizeibeamten Jch glaube es nicht und würde

es nicht für den normalen Zustand halten. Dann hat
Herr Zitzlaff das auch mir sehr unerwünschtcEreignis
in Thora, betreffend die Schiffahrtsstatistik, erwähnt.
Wenn die Sache in ihrer kurzen Form vielleicht auch
recht kraß klang, so möchteich doch dem vorbeugen,
daß hier aus der Versammlung heraus gegen die mir

ja nicht direkt aber indirekt unterstellte Verwaltung der

indirekten Steuern der Vorwurf erhoben werden könnte,
als ob sie sich in diesemFalle unliebenswürdiggezeigt
hätte. Es handelt sich darum, daß der Handels-
minister angeordnet hatte, um über die Verhältnisse
des gesamten Handels in den größerenStromgebieten
informiert zu sein, daß eine Statistik über den Schiff-
fahrtsverkehr auf allen größeren Strömen aufgestellt
werden sollte. Die Verwaltung der indirekten Steuern

hatte an sich mit dieser Erhebung absolut nichts zu

tun, sie hat sie in gesälligerWeise für den Bezirk der

Stadt Thorn übernommen, weil sie durch ihre Or-

gane an der Grenze den größtenTeil dieser Geschäfte
ausführen konnte. Als sie nicht mehr dazu in der

Lage war, da war sie auch verpflichtetwie berechtigt,
die kommunalen Organe heranzuziehen Ich möchte
über die Frage, ob es angebracht ist, solcheLasten der

Kommune aufzubürdenhier nicht diskutieren, ich wollte

nur betonen, daß die hiesigeProvinzial-Steuerdirektion
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ein Vorwurf der Ungesälligkeitnicht-treffen kann»
Wenn ich auch -in solchen Nebenpunkten hier und da«

von dem Herrn Berichterstatter abweiche, so möchteich
ihm doch besonderen Dank aussprechen für den Grund-

ton, den er an die Spitze seines Vortrages gestellt hat,
nämlichfür den Grundsatz, daß die Städte nicht ihre
Beteiligung an staatlichen Geschäftenablehnen wollen,
sondern daß sie das Interesse daran haben, sich nach
wie vor, sogar in erweitertem Umfange, an staatlichen
Aufgaben zu beteiligen. Ich darf als Vertreter der

Königl. Staatsregierung sagen, daß diese Auffassung
der Städte vollständigmit der Auffassung der König-
lichen Staatsregierung übereinstimmt. Herr Zitzlaff
hat dann noch, zwar nur in kurzen Unirissen, um bei

dem ihm vorgeschriebenenThema zu bleiben, aber doch
wiederholt hingewiesen auf die schwebende Frage der

Reorganisation der ganzen Verwaltung, auf die ge-

wünschteVerwirklichung einer größerenSelbständigkeit
der Städte, auf die Frage der Dezentralisation und

die dadurch herbeigeführtegewisseHerausgebung der

Stellung des Landrats Bezüglichdes letzten Punktes
habe ich, der ich ja fast.9 Jahre Landrat gewesen bin

und zwei Mal Regierungspräsident,auch ungefähr
9 Jahre lang, — habe ich, soweit ich aus meiner

eigenen Tätigkeitals Landrat und Regierungspräsident
urteilen kann, doch die Auffassung, daß das Wohl
eines kommunalen Verbandes und der einzelnen Kom-

mune zu allen Zeiten mindestens ebenso gewahrt wird

in der Hand eines Königlich Preußischen Landrates

nach unserer alten Tradition, wie ich ihn mir vorstelle
und wie wir ihn hoffentlich behalten werden, wie
unter der Hand eines tüchtigen,mit Wohlwollen aus-

gestatteten Regierungspräsidenten,—— Eigenschaften, die

ich bei diesen Beamten von vornherein voraussetze.
Jch glaube, daß wir alle nach der Richtung ohne
Sorge der Reorganisation entgegensehen können, und

daß, wenn eine Verschiebung eintritt, sie zweifellos

niemalslzumNachteil der einzelnen Kommune erfolgen
wird. Über den Stand der Reorganisationsfrage kann

ich mich zur Zeit nicht äußern,weil die Verhandlungen
noch nicht abgeschlossen sind, weil die Immediat-

kommission noch auf allen einzelnen Gebieten beschäftigt
ist, ihre definitiven Beschlüssezu fassen. Ich muß das,
was ich sage, als meine persönlicheAuffassung hin-
stellen, von der ichallerdings Hoffnung habe anzunehmen,
daß sie auch geteilt werden wird von den endgültigen
Beschlüssender Immediatkommission. Ich glaube, daß
Unsere ganze Reorganisation ihren Grundgedanken in

der Dezentralisation haben muß, daß wir dahin
kommen, den alten Zops abzuschneiden, daß man bei

uns immer noch glaubt — ich kann das als Ober-

präsident offen aussprechen, ohne andere mehr zu be-

leidigen als mich selber —, daß man immer glaubt,
daß der, der am höchstensteht, auch am meisten weiß
und die Verhältnisseam besten beurteilen kann, und

nicht daran denkt, daß gerade derjenige, der mitten in

den lebendigen Verhältnissensteht, auch das treffenste
Urteil hat. Wenn man diesen Standpunkt aufrecht
hält, dann wird man bei der Reorganisativn auch
zweifellos dahin kommen, daß man unsere Städte auf

einzelnen Gebieten —- ich denke z. B. an die vielfachen
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Zweige der Finanzverwaltung — selbständigerstellt
als bisher, daß man es nicht mehr für notwendig
halten wird, all die furchtbar detaillierten Aufsichts-
rechte beizubehalten, mit denen sie jetzt belastet sind,
so sehr, daß man zwar meist noch weiß, wer die erste
Instanz ist, aber schon Hilfe suchen muß, um die

zweite festzustellen. Jch glaube, daß die Reform zur

Befriedigung und zum Segen der städtischenKom-

munen gereichen wird.

getichterftattey BürgermeisterZitzlass-Marietiwerder:
Ich darf Euerer Exzellenz für die wohlwollende Be-

urteilung meiner Ausführungen danken. Ich möchte
mich nur vor dem Mißverständnis schützen,als ob ich
gesagt hätte, daß die Staatsbehörden alle lästigenAr-

beiten anf uns abwälzen,denn ich weiß es ja sehr gut,
daß die Regierungsbehördenbestrebt sind, auch uns zu

unterstützen. Es handelt sich bei meinen Ausführungen
ja zum guten Teil um alte Zöpfe, die wir abgeschnitten
haben möchten,und die so lange durchgeschlepptworden

sind, wie dieseBriefbotendienste usw. Was die andere

Frage anlangt, daß ich meinen Polizeibeamten in

Marienwerder ein schlechtes Zeugnis ausgestellt hätte,
so weiß ich doch nicht sicher, ob man nicht den Polizei-
beamten zu viel zumutet, wenn man das von ihnen
verlangt, was Seine Exzellenz ausführte. Es wechselt
ja die Bevölkerungjetzt so rasch und oft und ebenso
auch der Polizeibeamte selber, daß er gar nicht aus-

reichende Gelegenheit hat, den einzelnen genau kennen

zu lernen. Natürlich kann man darüber streiten, ob

es zweckmäßigist, daß der Beamte so oft sein Revier

wechselt. Es hat seine Nachteile und Vorzüge.

Stadtverordneter Hchade-Danzig: Seine Exzellenz
hat vorhin erklärt, daß er von seinen Polizeiorganen
verlangen müsseund verlange, daß sie möglichstjedes
Jndividium in ihrem Bezirk kennen. In der Praxis
dürfte sich das nicht durchführen lassen; schon das

Publikum dürfte die Neigung haben, sich dem zu wider-

setzen. Ich habe schon aus wirtschaftlichenGründen
den lebhaften Wunsch, daß mich die Post kennt, aber

zu dem Wunsche, daß mich auch jeder Polizist kennen

soll, habe ich keine Anlage. (Heiterkeit.) Und deshalb
glaube ich, daß die Anregung des Berichterstatters
durchaus berechtigt ist, daß die hohen Staatsbehörden
sich beider Erledigung der Staatsgeschäftemehr an die
Post als an die untergeordneten Polizeiorgane wenden

mögen. Aus den Ausführungen Seiner Exzellenzhabe
ich außerdem ersehen, daß wir nach seiner Ansicht er-

warten dürfen, daß der Ausbau der ganzen Ver-

waltungsreform darauf hinauslaufen wird, den Land-

räten ihre Stellung noch weiter zu verstätken und

ihnen Aufgaben zuzuweisen, die sich auf das Jnnigste
mit den Aufgaben der Selbstverwaltungsbehörden
unserer Städte decken dürften. Er persönlichhat uns

ja aus seiner Erfahrung heraus in Aussicht gestellt,
daß wohlwollende und tüchtigeBeamte als Landräte

sich später sehr wohl mit diesen schwierigenAufgaben
abfinden würden zum Wohle und zum Gedeihen der

Kommunen; ich glaube aber, daß wir, die wir in der

Kommunalverwaltung stehen, nach den Erfahrungen,
die wir mit dein Wohlwollen der Herren Landräte
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gegenüberden Kommunen gemacht haben, nicht ganz
mit den Ansichten Seiner Exzellenz übereinstimmen
werden, und ich fürchte, daß auch die Hoffnungen
Seiner Exzellenz in Bezug auf die Verwaltungsreform
sich nicht erfüllenwerden.

Oberpräsident v. Zagonn Ich bedaure nochmals
Ihre Zeit in Anspruch nehmen zu müssen. Der Herr
Vorredner hat mich in zwei Punkten kolossal mißver-
standen. Wir haben bei dem ganzen Thema nur ge-

sprochen von den kleinen und mittleren Städten ohne
KöniglichePolizeiverwaltung. Infolgedessenhabe ich
auch gar nicht verlangt, daß jedes Polizeiorgan den

Herrn Vorredner kennen soll, sondern ich habe nur

verlangt, daß auf dem Lande und in den kleineren

Städten die Polizeiorgane die Möglichkeithaben sollen,
sich auch über die einzelnenIndividien zu informieren.

Daß das in großen Orten wie Danzig nicht möglich
ist, das weiß ich ganz allein, und ich habe den Vot-

redner in keiner Weise beleidigen wollen, indem ich ihn
etwa unter polizeilicher Aufsicht hätte stellen wollen.

(Heiterkeit.) Von dem, was ich über die Verwaltungs-
resorm sagte, habe ich ausdrücklichbetont, daß es ledig-
lich meine persönlicheAuffassung sei. Ter Vorredner

war also nicht berechtigt zu sagen, daß nach den Aus-

führungen des Oberpräsidentenwohl erwartet werden

muß, daß die Staatsregierung die und die Beschlüsse

fassen werde. Der Kernpunkt ist, daß nach meiner

Ansicht die kommunale Aufsicht nicht verstärkt sondern
gemildert werden wird. Wenn ich vom Regierungs-
präsidenten und vom Landrat gesprochen habe, so habe
ich nur von einem Wechsel der Person innerhalb der

einzelnenBefugnisse gesprochen; es hat aber nicht bloß
in meiner Absicht sondern auch in meinen Worten ge-

legen: Nicht mehr Fesseln, sondern mehr Freiheiten!
Stadtverordneter geschade:Ich habe allerdings nicht

daran gedacht, daß ich unter Polizeiaufsicht gestellt
werden könnte,was ich auch durch mein Betragen nicht
verdient habe. Ich stehe auf dem Standpunkte, daß
Seine Exzellenz von der Annahme ausging, daß der

Polizeibeamte das breitere Publikum besser kenne, als

der Postbote. Diese Ansicht halte ich nicht für ganz

zutreffend. Ich habe ausdrücklich in meinen weiteren

Ausführungen gesagt, daß ich aus den Ausführungen
des Herrn Oberpräsidenten entnommen habe, daß nach
der Ansicht Seiner Exzellenz eine Verwaltungsreform
zu erwarten sei, welche die Stellung der Landräte noch
weiter verstärkeund ihnen Aufgaben zuweise, die sich
mit denen der Selbstverwaltungsbehördendecken. Jeden-
falls habe ich die seine Unterscheidungzwischen dem

Wechsel in der Person, aber nicht in den Befugnissen
nicht in der Weise machen können,daß ich daraus eine

größereBefriedigung hätte schöpfenkönnen ; das liegt
aber wohl daran, daß ich die ganze Materie nicht so
vollständig beherrsche wie Seine Exzellenz.

Vorsitzenden Wird das Wort weiter gewünscht?—

Das ist Nicht der Fall; wir kommen zur Abstimmung
Ich bitte die Herren, die gegen den Antrag sind, sich
von den Plätzenzu erheben. Das geschiehtvon keiner
Seite. Der Antrag ist einstimmigangenommen. Ich
darf dem Berichterstatter und den Mitgliedern der



Kommissionunsern herzlichstenDank aussprechen. Wir

werden vom Vorstande aus den Behörden und Abge-
geordneten das Material unterbreiten und hoffen, daß
Jhre Arbeit nicht vergeblichgewesen sein wird.

Dem Städtetage ist folgendesTelegramm zugegangen :

Dem Westpr. Städtetage sendet ergebensten
Willkommensgrußder WestpreußischeJnnungs-
und Handwerkstag Gewerbehalle.

Der Jnnungs- und Handwerkstag tagt heute in

Danzig. Wir haben allen Anlaß, ihm für seinen freund-
lichenGruß zu danken. Jch schlage vor, ihm ein kurzes
Danktelegramm zukommenzu lassen und nehme an, daß
die Herren damit einverstanden sind.

Wir kommen zu Punkt 5 der Tagesordnung:

Gemeindesteuerstatistili der Zsestpreußifchen
Htädte 1910.

Zu diesemVortrage ist eine ÜbersichtverteiltwordenkTJ
Das Wort hat Herr BürgermeisterErdmann.

gerichierslattey Bürgermeister Erdmann - Neustadt :

Meine Herren: Der Vorsitzende unseres Städtetages,
Herr OberbürgermeisterScholtz, hat mir das Material

über die Gemeindesteuerstatistik zugehen lassen und mich
veranlaßt, Ihnen über das Ergebnis kurzenBericht zu

erstatten. Jch komme diesem Ersuchen sehr gerne nach.
Um recht kurz sein zu können und um Ihnen hier nicht
mit Zahlen aufzuwarten, die gleich wieder der Ver-

gessenheit anheimfallen, unterstützeich meine Ausfüh-

rungen durch eine kleine vervielfältigteZusammenstellung
über die Steuerbewegung in den Rechnungsjahren 1909

und 1910.

Ehe ich auf die Steuerverhältnisseeingehe, möchte
ich an Spalte 3 — Einwohnerzahl — der Statistik,
die Sie mit dem Protokoll über die heutige Tagung
erhalten werden, einigeBemerkungen knüpfen. Voraus-

schickenmöchteich, daß die Zahl der Städte der Pro-
vinz mit 57 unverändert geblieben ist« Die Gemeinde

Karthaus wollte die Zahl der Städte vermehren, der

Antrag auf Verleihung der Stadtrechte ist jedoch abge-
lehnt worden. Ob ein Antrag der Gemeinde Oliva,
zur nova urbs erhoben zu werden, Erfolg haben wird

steht noch dahin.
Dem RegierungsbezirkDanzig gehören 13, dem

Regierungsbezirk Marienwerder 44 Städte an- Die

Zahl aller Städteeinwohnerder Provinz betrug:
1905 = 561573,
1910 = 596 755.

Von den Einwohnern kommen auf den Regierungs-
bezirk Danzig (13 Städte):

1905 = 295 876, 1910 = 316 509,

auf den Regierungsbezirk Marienwerder (44 Städte)
1905 = 265 697, 1910 = 280 246.

Der Zuwachs beträgt für BezirkDanzig = 20 633

für Bezirk Marienwerder . . . . . . .
= 14549

zusammen= 35182·

Jst der Einwohnerzuwachs im Regierungsbezirk
Danzig ein wesentlich höherer, so bleibt aber die Zu-
nahme der Wohnstättenerheblichhinter derjenigen des

Regierungsbezirks Marienwerder zurück-

Ii«)Vergl. die Anlage am Schlusse des Berichtes.
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Die Zahl der Wohnstättenbetrug 1905:

im Bezirk Danzig:. . . 15 812,
im Bezirk Marienwerder: 17 673.

1910 war diese Zahl gestiegen:
im RegierungsbezirkDanzigauf: 16 446 also um 634,
im RegierungsbezirkMarienwerder auf 19 441, also
um 1768.

Vergleicht man die Einwohnerzunahtne mit dem

Wohnstättenzuwachs,so kommen auf eine neue Wohn-
stätte im RegierungsbezirkDanzig rund 33 Personen,
im RegierungsbezirkMarienwerder nur rund 8 Pers onen.

Dieses ungünstigeVerhältnis verschiebt sich aber, wenn

man die gesamten Einwohner- und Wohnstättenzahlen
vergleicht. Dann kommen aus eine Wohnstätte im

RegierungsbezirkDanzig rund 20 Personen, im Bezirk
Marienwerder rund 14 Personen. «

Die Zahl der Haushaltungen stieg von 119944

auf 132 726.

43 Städte haben eine Vergrößerungder Einwohner-
zahl zu verzeichnen. Die größteZunahme hatte Zoppot
mit 27,40 M» die kleinste Neuteich mit 0,08 OX0(2 Ein-

wohner mehr). 14 Städte nahmen ab, am meisten
Märk. Friedland = 8,88 0X0,am wenigsten Christburg
= 0,03 OXz(1 Einwohner weniger).

Sehen wir uns nun die Steuerzuschlägean, so
finden Sie in meiner Zusammenstellung vier Gruppen.
Die erste Gruppe umfaßt die Städte mit Zuschlägen
zur Staatseinkommensteuerbis 200 »Jo,die zweiteGruppe
diejenigenmitZuschlägenbis 300 M» die dritte Gruppe
bis 400 Wo, die vierte Gruppe mit mehr als 400 Oxsp

Jn der ersten Gruppe befinden sich sechs Städte.
Vier davon konnten die Sätze von 1909 auch für 1910

beibehalten. Eine Stadt konnte sie sogar ermäßigen
und zwar die Zuschlägezur Einkommensteuer um 17 0X0,
diejenigenzu den Realsteuern um 10 M» und nur eine

Stadt mußte eine Erhöhung ihrer Zuschlägeum 10 Ox»
vornehmen.

Die zweite Gruppe umfaßt 3j5 der Städte. Jhr
gehören von den 57 Städten der Provinz 37 an.

17 Städte dieser Gruppe, also nahezu die Hälfte, kamen

-mit den Zuschlägen des Jahres 1909 auch für das

Jahr 1910 aus. Nur vier von ihnen erheben 300 M»
die übrigen haben geringere Zuschläge. An der Spitze
dieser Gruppe steht der Stadtkreis Thorn mit 210 »Ja

Zuschlag zur Einkommensteuer und 186 »J»zu den Real-

steuern. 5 Städte erhöhten die Zuschläge zur Ein-

kommensteuer. Die Zuschlägezu allen Steuern setzten
hinauf 7 Städte. Die größte Erhöhung nahm Konitz
vor mit einem Mehr von 40 OXOzur Einkommensteuer
und 22 OXzzu den Realsteuern. Herabsetzen konnte

Baldenburg die Zuschläge zur Einkommensteuer um

20 0X0,Marienwerder die Zuschlägezu den Realsteuern
um 10 0,-0. Vier Städte ermäßigten alle Steuern,
darunter Löbau die Einkommensteuerum 20 0X0, die

Realsteuern um 30 0X0. Schlochau ermäßigtedie Zu-
schlägezur Einkommensteuerund erhöhtediejenigen zu
den Realsteuern, Vandsburg schlug das umgekehrte
Verfahren ein.

Jn Gruppe 111 befinden sich zuerst 6 Städte mit

denselben Steuerzuschlägenwie im Vorjahre, dann eine

Stadt mit einer Erhöhungdes Einkommensteuerzuschlagesz
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zwei Städte mit einer Erhöhung aller Zuschläge-
Strasburg konnte die Zuschläge zu den Realsteuern
Um 35 sz ermäßigen. Märkisch-Friedland bereitete

seiner Bürgerschaftdie Freude einer Ermäßigung aller

Zuschläge. Landeck verfuhr ebenso wie Vandsburg in

der vorigen Gruppe: es erhöhtedie Zuschlägezur Ein-

kommensteuer und ermäßigte diejenigen zu den Real-

steuern.
Gruppe lv weist nur eine Stadt auf, nämlich

Gorzno im Kreise Strasburg. Es befindet sich, wie

im Vorjahre, allein, hielt es aber für angemessen, von

seiner Höhe einen kleinen Abstieg zu machen. Es er-

mäßigtedie Zuschlägezur Einkommensteuer um 10 0X0
(von 490 auf 480 0X0)diejenigen zu den Realsteuern
sogar um 25 0X0.

.. Betrachten wir nun die Gesamtheit, so ergibt sich,
daß von 57 Städte1127«,also bald die Hälfte, den

vorjährigenSteuersatz beibehalten konnten (Vorjahr 32)·
Jst diese Zahl geringer als die vorjährige,so ist dafür
die Zahl der Städte, die die Zuschläge ermäßigen
konnten, erfreulicherweisenahezu um das Doppelte ge-

stiegen. Sie betrug 1909 = 6, dagegen 1910 :- 11,
d. s. rund 20 0X0 aller Städte. Darunter 7 Städte,
die alle Zuschlägeermäßigenkonnten (Vorjahr 2).

16 Städte (Vorjahr 18) erhöhten die Zuschläge,
auch hier eine, wenn auch nur kleine Verbesserungdurch
den Rückgangder Zahl. 3 Städte wechseltenmit der

Höhe ihrer Zuschläge zwischen Einkommensteuer und

Realsteuern. Die größte Steuererhöhunghatte 1910:

Konitz mit einem Mehr von 40 (V»zur Einkommen-

steuer und 22 0X0 zu den Realsteuern· Jm Vorjahre
verzeichneteMärk. Friedland die größteErhöhung mit

einem Mehr von 65 und 50 0X».
Die Einkommensteuer belastet 49 Städte stärker als

die Realsteuern (Vorjahr 48), das Umgekehrte ist bei

4 Städten der Fall (Danzig, Grandenz, Zoppot, Pntzig),
weitere 4 Städte (Elbing, Hammerstein, Jastrow, Neu-

stadt) erheben gleicheZuschlägezur Einkommensteuer
und zu den Realsteuern (Vorjahr 5).

Den niedrigsten Zuschlag zur Einkommensteuer hat,
wie im Vorjahre, Hammerstein mit 1200X0, den höchsten
Gorzno mit 480 0X0-die niedrigsten Zuschlägezu den

Realsteuern hat ebenfalls Hammerstein mit 120 »Jo,die

höchstenTolkemit und Gorzno mit je 3150Xz.
Bürgerrechtsgelderheben noch wie im Vorjahre

25 Städte, Marktstandsgeld alle Städte, Baupolizei-
gebühren31 (Vorjahr 29), Schlachtgebühren41 Städte

(Vorjahr 39), Biersteuer 51 (Vorjahr 50), Lustbarkeits-
steuer wie im Vorjahre 55, Hundesteuer54 (Vorjahr 54),
Umsatzsteuer(Grunderwerbssteuer) 55 wie im Vorjahre
— in der Höhe der zur Erhebung kommenden Prozent-
sätzehat sich nichts geändert —, Wertzuwachssteuer3,
(Vorjahr 2), Grundstener nach dem gemeinen Wert:

anstelle von Zuschlägenzur staatlich veranlagten Grund-
und Gebäudesteuer 2 Städte, anstelle von Zuschlägen
zur staatlich veranlagten Grundstener 1 Stadt, Schaul-
erlaubnissteuer 10 Städte, Warenhäussteuer1 Stadt,
Mietssteuer 1 Stadt.

Die städtischenGaswerke haben eine Vermehrung
nicht erfahren, ihre Zahl beträgtwie im Vorjahre 28,
Elektrizitätswerkesind 11 vorhanden (Vorjahr 11),
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Wasser-merke26 (Vorjahr 23) — Schönfee, Strasburg
und Tiegenhof sind hinzugekommen. StädtischeSchlacht-
höfe sind 41 vorhanden (Vorjahr 39). Zugang Putzig
und Schöneck.

Die niedrigsten Kreisabgaben hat wie im Vorjahre
der Kreis Schlochan mit 50 0X0, die höchstenebenfalls
wie im Vorjahre der Kreis Marienburg mit 127 0»,-0.
Über 100 Oh Kreis-abgaben haben noch die 6 Kreise:
Berent (125 0-0), Culm (125 0X0), Stuhm (125 0-«0),
Dirschau (112 »-«», Putzig (110 0--,), Brieer (105 W —

Das Ersuchen des Vorstandes um statistische An-

gaben haben zwei Städte, die dem Städtetage ange-

hören, unbeantwortet gelassen. Jch habe nochmals
Anfrage gehalten und nach erhaltener Auskunft die

Statistik vervollständigt.Jch habe mir aber erlaubt,
auch bei den 9 Städten — erfreulicherweise sind es

ja jetzt nur noch 8 —, die noch nicht dem Städtetage
angehören,wie im Vorjahre Nachfrage zu halten nnd

die mir gemachten Angaben am Schlusse der Statistik

nachzutragen. In meiner Ihnen heilte iiberreichten
Zusammenstellung habe ich zwischenden Städten keinen

Unterschied gemacht.
An unsern Vorstand möchte ich die Bitte richten,

künftigvon allen Städten Nachrichten einzuholen und

auch den nicht zum Städtetage gehörenden Städten
ein Protokoll über unsere Tagung mit der Statistik zu

übersenden. Vielleicht gelingt es, die abseits Stehenden,
wenn sie erfahren, daß wir uns auch mit ihnen be-

schäftigen,als Mitglieder zu gewinnen, damit auch der

westpreußischeStädtetag sämtlicheStädte der Provinz
umfaßt, wie es in diesem Jahre in Ostpreußenzur

Tatsache geworden ist.

Zur Erleichterung der Rundfrage für die Statistik
bitte ich, eine größereAnzahl von Formularennach
dem Muster drucken zu lassen nnd jeder Stadt jährlich
zwei Formulare zur Ausfüllnng zu übersenden. Auf
der ersten Seite könnten Zuschrift und Rückschriftvor-

gedruckt Platz finden. Ein Exemplar bleibt als Kon-

zept bei den Magistratsakten, das andere wird dem

Vorstande eingereicht. Mit den Stenererträgnissen

brauchen nur die Spalten 10 und 11 ausgefüllt zu

werden. Für die übrigenSpalten genügt die Antwort

»ja« oder ,,nein«,die Angabe der Höhe des Prozent-
satzes, bei ,,Hundesteuer«des zur Erhebung kommenden

Einheitssatzes usw. Jn Spalte Bemerkungen wäre
anzugeben, ob Gas-, Wasserwerke usw. sich in privaten
Händen befinden. Die vorgeschlageneErleichterungnnd

Vereinfachung der Rundsrage dürfte sowohlden Städten,
als auch dem Vorstande willkommen sein.

Und damit bin ich am Schlusse. Jch glaube fest-
stellen zu können, daß, wenn ich das Ganze ansehe,
die Steuerverhältnisseunserer Städte sich nicht Vet-

schlechtert, sondern um etwas gebessert haben. Jch
gebe dem Wunsche Raum, daß die Statistik über das

UCUE Jahr eine recht Viel günstigeresein möchte. Sollte

es mir möglich sein- so will ich Ihnen im nächsten

Jahre einen Vergleich zwischen den westpreußischenund
den ostpreußischenStädten mitbringen. Hoffentlichfällt
dieser Vergleich für uns nicht allzu nngünstigaus.

(Beifall.)



VorsitzendenIch eröfsnedie Verhandlung über diesen
Vortrag.

BürgermeisterWende-Fret)stadt: Wir ersehen aus

der Statistik, wie in den verschiedenenStädten die

Steuern fallen nnd steigen, und wie auch die Kreis-

abgaben eine sehr verschiedeneHöhe haben. Jn einem
Jahre sind sie höher, in dem anderen niedriger. Wenn

wir uns schon einmal mit dieser Statistik befassen, so
erlaube ich mir vorzuschlagen, doch auch festzustellen,
worauf diese Schwankungen zurückzuführensind, ob es

in jedem Falle die Verbesserung oder Verschlechterung
der Steuerkraft ist, oder welche besonderen Gründe auf
anderen Gebieten mitspielen. Vielleicht sind es zum
Teil Einrichtungen, die sich nicht rentieren und einer

Unterstützungaus der Steuerkraftbedürfen. Jedenfalls
wäre eine Angabe in der Statistik, welche Gründe die

Aufwärts- und Abwärtsbewegung der Zuschläge be-

dingen, sehr zweckmäßig.

Herichterstattey Bürgermeister Erdmanm Jch bin

gern bereit, im nächstenJahre einen solchenVersuch zu

machen, aber versprechen will ich Ihnen nichts. Es

waren schon diesmal bei manchen Stellen mehrmalige
Anfragen notwendig, und ich glaube wir werden nur

eine dürftige Zusammenstellung bekommen· Einige

Herren werden ja die richtige Antwort geben, aber

andere werden es nicht tun.

Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Münsterberk

Danzig: Jch habe schon im vorigen Jahre auf dem

Städtetage eine solche Anregung gegeben, weil ich
ans der früherenZusammenstellung von Herrn Bürger-
meister Erdmann den Eindruck gewann, daß bei der

hohen Belastung durch ZuschlägeMomente mitwirken

müssen, die gewöhnlich nicht recht erfaßt werden.

Bei einzelnen Gemeinden läßt das Hinzukommen
oder Weggehen eines einzigen wohlhabenden Mannes

die Zuschläge oft sofort erheblich abschwelten oder

anschwellen Darum wäre es sehr wünschenswert,
im Jnteresse der objektiven Beurteilung der wirk-

lichenSteuerbelastung insbesondere der kleineren Städte,

Klarheit darüber zu haben, wie denn eigentlich der

Durchschnittsteuersatzder sämtlichenSteuerzahler ist.
Es liegt ja auf der Hand, daß in kleinen Städten mit

.300 und 350 bis 480 OjoZuschlägenMomente mit-

spielen müssen, die in großen Städten ausgeglichen
werden durch die große Zahl der Zensiten. Für die

volkswirtschaftliche Beurteilung der Provinz wäre es

sehr interessant, einmal festzustellen, in welchem Zu-
sammenhange die Höhe des Einkommens mit der Höhe
der Zuschlägesteht, ob es sich z. B· um Durchschnitts-
Einkommen von 2000 M usw. handelt, oder ob die

Durchschnitte erheblichhöheroder geringersind. Solche

Zuschlagsziffern von 350 bis 480 V-»machen- Absolut

genommen, einen ganz nnheimlichen Eindruck. Wir

Danziger, die wir 220 M, erheben, wissenschon, welche

große Lasten das bedeutet. Wenn dann zugleich ein-

zelne Gemeinden Zuschläge bis 480 OXOerheben, so
müssen eben Ursachen vorhanden sein, die diese großen
Zahlen in einem milderen Lichteerscheinenlassen. Wenn

Herr BürgermeisterErdmann sich die Mühe dieser Fest-
stellung machen will und ihn die Kollegen aus den
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kleineren Städten dabei unterstützen,so werden wir in

der richtigen Beurteilung dieser Verhältnissewesentlich
weiter kommen.

gerichtersiattey BürgermeisterErdmanm Auch ich
glaube, wir bekommen immer einen viel zu großen
Schrecken, wenn wir die hohen Zuschläge einzelner
Orte sehen. Jch erlebe es sehr ost in meiner Praxis,
daß man sagt: Wie ungeheuer schlechtmüssen diese
Gemeinden gestellt sein, seht euch nur einmal die Zu-
schlägean! Jch erlebe es auch, daß die Regierung
sagt: Ihr bekommt keine Zuschüsse,wir brauchen sie
für andere Städte, die so und so viel Zuschlägeer-

heben. Jch kann diesen Standpunkt, den wohl die

meisten unter uns haben, nicht teilen. Wir haben
Städte, wo außerordentlichviel Beamte wohnen. Wir

wissen, daß bei ihnen nur von dem halben Dienst-
einkommen Steuer erhoben wird· So kommen die

höherenZuschlägeheraus, die aber die Beamten nicht
drücken;denn wenn ich nur vom halben Einkommen
einen etwas höherenBetrag zahle, so drückt mich das

nicht. Wir haben ja auch gewünscht,daßdas Beamten-

privileg ganz aufgehoben wird. Andererseits ist nicht
zu verkennen, daß von der großenZahl der Beamten
in einer Stadt wieder die Hausbesitzer erheblichen
Vorteil haben· Es müssen also auch wirtschaftliche
Vorteile mit inbetracht gezogen werden. Das haben
wir nicht genügend berücksichtigtund auch die Auf-
sichtsbehördenicht. Wenn ein Kaufmann in einer

Stadt wohnt, die an einem Strome liegt und wo er

höhereZuschlägezu zahlen hat als in einer anderen,
die mitten im Lande liegt, aber keine Wasserstraßehat,
so hat er zwar die höherenZuschlägezu zahlen, aber

er hat doch wieder den Vorteil, daß er möglichstviele
Waren aus dem Wasserwege beziehen kann und in-

folgedesseneine geringere Fracht zahlt. Also der Zu-
schlag allein ist nicht maßgebend. Deshalb können

wir auch das Steuersoll als solches nicht allein in-

betracht ziehen, die Frage wird vielmehr so zn stellen
sein, daß man uns den Umlagebetrag nennt, den Be-

trag, welcher der Berechnung des Prozentsatzes zu-

grunde gelegt wird. Man könnte sich dann auch noch
den Staatssteuerbetrag nennen lassen. Dann werden

wir vergleichen können, ans welchen Gründen die eine

Stadt höhereZuschlägehat, als die andere. Die ganz
kleine Stadt Gorzno mit ihren 480 OXObesteht z. B.

zum größten Teil aus Ackerbürgern,wie ja überhaupt
unsere ganz kleinen Städte überwiegendAckerbürger-
städte sind. Nun wissen wir ja, daß die Ackerbürger
geneigt sind, die Gegenstände,die sie aus ihrem Be-

triebe für ihre eigene Wirtschaft nehmen, nicht allzu
hoch bewerten, und so kommen in diesen kleinen Städten

die ganz niedrigen Einkommensteuersätzeheraus. Wenn

ich Null mit 480 multipliziere, so bleibt das immer

noch Null, und dann habe ich immer noch keine Be-

lastung. Der Steuersatz allein ist also nicht ausschlag-
gebend. Ich bin bereit, die Frage zu berücksichtigen
und kannJhnen vielleicht schon im nächstenJahre
noch interessante Mitteilungen darüber machen.

Stellv. Stadtverordnetenvorsteher Münsterberg:

Jch bin dem Vorredner für seine Darlegungen dank-
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bar, denn mir steht kein solchesMaß von Sachkenntnis
zur Verfügung. Mir scheint aber, daß man sich hüten
muß einer Zusammenstellung, wie sie hier geboten ist,
eine zu große Bedeutung beizulegen. Der absoluten
Ziffer der Einkommensteuerzuschlägedarf man nicht mit

jener Angst gegenüber stehen, die sich uns auf den

ersten Blick aufdrängt. Wenn in einer Stadt die ein-

zelnen Einkommensteuerbeträgeso niedrig sind, daß die

ganze steuerzahlendeBevölkerung nur zu dem Mindest-
satze von 1 oder 11X2o-»zu steuern hat, dann bedeuten

auch 300 und mehr Prozent Zuschlägeerst etwa 4—6 OXO
des Einkommens. Würden aber einige Leute da sein,
die größeres oder großes Einkommen haben, also vom

Staate ohne weiteres mit 2 bis 4 Wo. besteuert sind,
so würden jene hohen Zuschlägeunter Umständen von

vornherein eine Gesamtsteuerlast bis zu 25 O-»bedeuten.

Ich würde wünschen,daß der Berichterstatter einmal

diese Seite der Frage prüfte, damit die volkswirtschaft-
lichen Ursachen der hohen Zuschlägefestgestelltwerden.

Ein Argument aus seinenAusführungenscheintmir aller-

dings nicht ganz zutreffend zu sein, nämlichder Hinweis
auf die Orte an Wasserstraßen.Wenn ein Kaufmann eine

besonders billige Fracht hat, dann wird er immer

genötigtsein, auch billiger zu verkaufen. — Jch bitte

also nochmals den Herrn Berichterstatter zu unter-

suchen, inwieweit besondereUmstände auf die Höhe des

Steuersatzes mildernd einwirken können.

RegierungspräsidentDr. gichilling- Marienwerder:

Jch kann es nur bezeugen, daß gerade das, was Herr
KommerzienratMünsterbergausgeführt hat, schonheute
mit zur Tätigkeitder Aufsichtsbehördengehört,wenigstens
in Marienwerder, um die Leistungsfähigkeiteiner Stadt

zu beurteilen. Mir ist es ursprünglichebensogegangen
wie Herrn Münsterberg. Als ich die immensenSteuer-

zahlen las, überlief mich ein Grauen. Ich habe es mir

auch erst erklären müssen,wie es denn überhauptmöglich

sei, daß eine Stadt 4800Jo Zuschlag erhebt, und da bin

ich selbstverständlichzu dem Ergebnis gekommen, das

der Herr Vorredner mutmaßlichannahm, daß in der

Stadt nennenswerte Einkommen überhaupt nicht vor-

handen sind, dasz das Steuerquantum vielleicht dem

Steuerquantum entspricht, das der wohlhabende oder

reiche Mann heute von vornherein an Staatseinkommen-

steuer zahlt. Also der Vorwurf, daß eine Staatsauf-
sichtsbehördesich lediglichan dieseSteuerznschlägehalte,
kann wenigstens meinem Regierungsbezirkenicht gemacht
werden. Jch möchtemich z· B. auf das Zeugnis von

Herrn BürgermeisterZitzlaff berufen, wie gerade bei

der Beurteilung der Leistungsfähigkeitvon Marien-

werder immer in Betracht gezogen wird die großeZahl
der dortigen Beamten, die das Einkommensteuersoll von

Marienwerder zu einem wirklich sehr hohen — ich
glaube heute sind es 90000 M — machen. Es

wird jedesmal, wenn es sich nm ein Gesuch um Bei-

hilfen handelt, gesagt: Von diesemEinkommensteuersoll
muß ich so und so viel absetzen und komme dann zu

dem wirklichen Umlagesoll. Ebenso weißHerr Bürger-
meister Müller-Deutsch Krone, wie ich dies Exempel

auch dort mache. Gorzno ist eine kleine Ackerbürger-

stadt, und wenn es sich darum handelt, einem solchen
kleinen armseligenStädtchenetwas zu bewilligen, dann
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werden auch die dortigen Verhältnisse inbetracht ge-

zogen. Jch möchtenoch der Annahme widersprechen,-
als ob dort die Steuern nicht so veranlagt werden wie

in größerenStädten. Die Einkommensteuerveranlagung.
wird gerade jetzt und überhaupt in den letztenJahren,
nachdem die heftigsten Angriffe gegen die Steuerver-

anlagung von Ackerbürgernerhoben waren, stets so
eingehend geprüft,-daßheute wesentlicheAnständewohl-
kaum noch zu erheben sind. Wenn Sie die Güte haben,.
das an einzelnen Fällen nachzuprüfen,werden Sie sich
leicht davon überzeugen. Jch habe aber auch den Rese-
renten nicht so verstanden, als ob er irgend einen Vor-

wurf erheben wollte.

gerichtrrsiattey BürgermeisterGrdmanm Jch wollte«

nicht den geringstenVorwurf gegen irgend eine Staats-

behörde erheben. Jeh habe nur von einem einzelnen-
Falle gesprochen, in welchem mir einmal die Prozent-
sätzegegeneinander gehalten wurden, und da kam ichzu
der Uberzeugung, die Staatsbehörde habe vielleicht etwa

oberslächlichgeurteilt. Das sollte aber keineswegsver-

allgemeinert werden. Jm Gegenteil, die Staatsregierung
ist bemüht,jedem gerecht zu werden. Auch bei Gorzno
sage ich nichts gegen die Veranlagung der Steuer. Jch
habe lediglich gesagt, die Leute bewerteten ihre Erträg-
nisse aus der Wirtschaft für den eigenen Bedarf nicht
hoch genug. Jm übrigen erkläre ich mich nochmals
gern bereit, der Anregung nachzukommen und Jhnen,-
wenn es irgend meine Zeit erlaubt, im nächstenJahre
eine neue Statistik mitzubringen.

VorsitzendenWird das Wort weiter gewünscht?—

Das ist nicht der Fall, ich schließe die Verhandlung.
Jch danke dem Herrn Berichterstatter für seine müh-
selige Arbeit und hoffe, daß er uns im nächstenJahre
neue Zahlen unterbreiten wird. Jch möchte Ihnen
jetzt vorschlagen, die Frühstückspauseeintreten zu lassen,
nach dem Frühstücknoch den Bericht über die Leichen-
bestattung zu erledigen und uns Punkt 2 Uhr hier
wieder zu versammeln·

Pause.

Vorsitzenden Meine Herren! Jch erinnere nochmals
an die Anwesenheitsliste. Sie liegt jetzt hier aus. Ich
bitte die Herren, die sich noch nicht eingetragen haben,.
es nachzuholen.

Wir kommen zu Punkt 6:

Yie geichenöesiattung
Jch erteile das Wort Herrn BürgermeisterDr.-

Klomfaß

gerichtet-stotter,BürgermeisterDr. glomfaIZ-Briesen:i
Meine Herren! Als ich mich im April d. JD dazu
entschloß,auf dem diesjährigenStädtetageein Referat-
über Leichenbestattung zu halten, waren es im Grunde

fatalistische Voraussetzungen, die mich zu seiner Aus-.

arbeitung veranlaßten. Damals war der Feuer-.
bestattungsgesetzantrageben beim Abgeordnetenhaus
eingebracht worden. Was heute aus dem Entwurf
geworden ist, ein Gesetz, das war nicht im entferntesten



sauch nur zu ahnen. Nach der sehr geteiltenAufnahme,
die der Gesetzentwurf sand, konnte man eher an-

nehmen, daß er fallen, als daß er Gesetzwerden würde.

Bekanntlich hat der Entwurf inzwischen in ver-

änderter Fassung im Landtage Annahme gefunden;
dementsprechend veränderte ich in Ausführung und

Zweck meinen Vortrag. Das möchteich vorausschicken
und will mich nun zur Sache selbst wenden.

Die Übergabeder toten menschlichenKörper an die

auflösenden Elemente geschieht von Alters her unter

verschiedenen religiösen Gebräuchen. Eine Bestattung
ihrer Toten in freier Luft, auf Reisiglagern, ist beiden

noch übrigenAnhängernder von Zoroaster ausgegange-
nen irauischen Nationalreligion, den Parsen, einem

indischen Volksstamme, gebräuchlich.Die Leichname
werden in offenen Turmbauten, den sogenannten
,,Türmen des Schweigens«, den Raubvögeln zum

Fraße überlassen. Seefahrende Völker pflegten ihre
Toten in einem kleinen Kahne, dem sogenannten Ein-

baum, den Wellen des Meeres auszusetzeu in der Vor-

stellung, daß der Verstorbene zu der jenseits des Meeres

gedachten Heimat zurückkehrenmüsse. Andere Be-

stattungsformen sind uns durch die Erd- oder Höhlen-
begräbnisse,durch Beisetzung der Toten in Erdhöhlen
und großenSteinbauten, die aus mächtigen,zu einem

primitiven Bauwerk gefügten Steinplatten bestanden,
den Dolinen- oder Hünengräberu,bekannt geworden.
Jn solchenDolmengräbernhat man außermenschlichen
Skeletten verkohlte Knochen, Asche und Kohle gefunden,
was daraus hindeutet, daß zu jenen grauen Zeiten die

Leichenverbrennung gepflegt wurde-

Die Einbalsamierung der Leichen, um sie durch

chemischeZubereitung vor der Verwesung zu schützen
und sie in ihrer allgemeinen Körperform zu erhalten,

ist uns durch die im alten Ägyptengebräuchlichge-

wesene Mumienbestattung überliefert. Diese Mumien-

leichen, die man in den Pyramiden, jenen wunderbaren

1000jährigen Grabdeukmälern der Pharaonen, am Ab-

hange der lybischenWüste gefunden hat, wurden künst-

lich vermittelst Durchtränkungdes Körpers mit Harzen
und Behandlung mit allerlei Spezereien hergestellt und

in Sarkophagen oder Särgen, welche sich meistens in

ihrer Form der Mumie anpaßten,beigesetzt.
Die Erdbestattung, das Vergraben der Leichname

in der Erde, ist uralt; sie ist von den Heiden und den

Juden auf das Christentum übergegangenund ist bis

auf die Gegenwart, die überall auf der Erde vor-

herrschendeBestattungsform geblieben und hat die im

Altertum vielfach gebräuchlicheLeichenverbrennungnach
und nach verdrängt.

Bei den Griechen und den Römern haben Erd-

bestattung und Leichenverbrennung ebenso wie bei den

Germanen miteinander abgewechselt. Zuerst haben auch
die Griechen ihre Toten begraben, bis dann der Brauch

-aufkain, die Leichen der Gestorbenen aufScheiterhaufen
zu verbrennen. Jn der Scheiterhaufenverbrennung
sind die Römer dem Vorbilde der Griechen gefolgt,
und in der Kaiserzeit war diese Leichenbestattungsform
oft die Veranlassung zu ungeheurerVerschwendungan

kostbaren Wohlgerüchenund Spezereien. Es wird er-

zählt, daß Nero bei dem Brandbegtäbnis der sitten-
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losen Poppaea mehr Wohlgerüchehabe verbrennen

lassen, als Arabien in einem Jahre hervorzubringen
imstande war. Die Leichenverbrennung bei den Ger-

manen, von der auch Tacitus erzählt, unterschied sich
von dieser luxuriösen römischenBestattungsart durch-
aus. Der herkömmlicheLuxus — sagt Taeitus— be-

steht darin, daß zur Verbrennung der Leichname her-
vorragender Männer bestimmte wertvolle Holzarten
Verwendung finden. Die Asche wurde in Urnen ge-

sammelt; solche Aschenbehältnissehat man in großer
Zahl gefunden.
Während ein wildes Nomadenvolk in der Ruhe-

losigkeit seines Wanderlebens seine Toten in der einen
oder andern Art dort bestattete, wo es sich gerade auf
seinen Raub-, Kriegs- oder Wanderzügenbefand, ent-

standen bei den seßhaftenVölkern allgemeine Begräb-
nisplätze,die mit den jetzigen, öffentlichenBegräbnis-
anlagen verglichen werden können. Die charakteristische
Form dieser Begräbnisplätzebesonders in Deutschland
sind die Kirchhöfe,wie der Name sagt, eine Kirche um-

gebende eingefriedigtePlätze (Friedhöfe)· Sie bildeten
bis zum 14. Jahrhundert allgemein nnd sind größten-
teils noch jetzt in kleineren Städten und kleinen Land-

gemeinden der Begräbnisort der betreffenden Kirchen-
gemeinde. Die Kirche, so ist die geschichtlicheEnt-

wickelungin dieser Beziehung, hatte fast ausschließlich
die Fürsorge der Bestattung von Leichen übernommen
und erhielt dafür Bezahlung. Die bezüglichenRechte
und Pflichten der Kirche fanden in Deutschland bereits

durch das AllgemeineLandrecht ihre gesetzlicheRegelung-
Neuerdings pflegt man die Friedhöse in größerer

Entfernung von den bewohntenOrten anzulegen, wobei
von vornherein dem voraussichtlichen Wachstum des
Ortes nnd den dadurch bedingten größerenAnforde-
rungen an die Hygiene Rechnung getragen wird. Die

Anlage moderner Friedhöfeunterliegt polizeilichenVor-

schriften und einer besonderen Technik. So wähltman

für die Anlage möglichsteine nördlicheund namentlich
östlicheLage, die wegen der Durchfeuchtung des Bodens

durch Regenwasserbevorzugt wird. Auch achtet man

darauf, daß eine entsprechend dicke Bodenschicht die

Grabessohle vom höchstenStande des Grundwassers
trennt. Man hilft sich, wo dies nicht der Fall ist,
durch Aufschüttungenoder durch Draiuage. Letztere
legt man in einer Tiefe von etwa 3 Metern und er-

reicht dadurch eine wirksameReinigung und Ventilation

des Untergrundes Das im höchstenGrade verun-

reinigte Drainwasser muß weitergeleitet und ähnlichwie

Kloakenwasser behandelt werden.

Einen besonders mustergültigeuund in seiner ganzen

Anlage hervorragenden und sehenswerten Friedhof be-

sitzt der Hamburgische Staat, weit vor den Toren der
Stadt Hamburg in Ohlsdors gelegen und 1877 eröffnet.
200 Hektar Land sind mit kunstvoller Hand zu einer

geradezu idealen Totenstadt hergerichtet worden. Der

Begräbnisplatzdarf mit Recht der größte und schönste
Friedhof Deutschlands genannt werden und ist als das

großartigsteBeispielmoderner Gartenkultur anzusprechen;
denn er vereinigt in sich Landschaftsgärtnerei,Archi-.
tektur und Skulptur in künstlerischvollendeter Form.
Waldlandschasten mit Nadelhölzern und Laubbäumen



wechseln ab mit herrlichen Blumen und besonders
Rosen geschmücktenGartenanlagen oder stillen wasser-
rosenbedecktenTeichen und umschließendie Gräber und

Grabmäler stimmungsvoll. Er gleicht mehr einem

herrlichen Park als einer Begräbnisstätteund ist mit

Recht eine vorbildliche Anlage aller neuen Friedhöfe
geworden. Jn hygienischerHinsicht steht der Friedhof
an erster Stelle. Es ist festgestellt worden, daß bei

seiner vorzüglichenDrainageeinrichtung binnen zwölf
Jahren der Verwesungsprozeßeiner Leiche völlig be-

endet ist. Man hatte die Ruhezeit ursprünglich auf
15 Jahre festgelegt, hat sie aber später bis über 30

Jahre ausdehnen können. Über 350000 Erdenwan-
derer aller Konfessionen und Religionsgemeinschaften
haben unter freier und ungehinderterAusübung der reli-

giösenBegräbniszeremonienim Laufe der Jahre auf dem

Friedhofe ihre letzteRuhestättegefunden. Jm Durch-
schnitt werden jetzt jährlich13000 Leichendort beigesetzt.
Auch hinsichtlich des Grabschmuckes dürfte der Ohls-
dorser Friedhof vielfach mit dem Herkömmlichenge-

brochen haben. Man darf ihn mit seinen herrlichen
Monumenten, mit seinen Mausoleen usw. in künst-
lerischer Beziehung dem Campo Santo in Genua

würdig an die Seite stellen. Der Gedanke, daß der

wahre Schmerz des Menschen sich zwanglos offenbart,
daß der vom SchicksalGeprüfte sich seiner edelsten und

reinsten Gefühle, die er im Alltagsleben sowie im gesell-
schaftlichenVerkehr nicht selten verleugnen muß, um

nicht herzensroheKraft- und Genußmenschenzu Spötte-
leien anzureizen, im Schmerze nicht schämt, findet in

Hamburgs Totenstadt nicht nur durch die geschicktbe-

nutzte Natur, sondern auch durch Bildwerke von wahrer
Künstlerhand wirksam Ausdruck. Nicht immer kann

man künstlerischeGrabmonnmente und künstlerischen
Grabschmuck auf unseren Friedhöfensehen. Jm Gegen-
teil, oft wirken die Grabmäler kaum symbolisch,
sondern bizarr und sogar abstoßendauf den Beschattet-
Schon die aufdringliche, große Schrift in blinkenden

goldenenLettern auf dem blankpolierten Marmor wirkt

auf ein kunstgeübtesAuge störend und reklamehaft.
Sicherlich ist sie kein Zeichen eines guten Geschmackes

Berlin beabsichtigt auf einem zu diesem Zwecke
erworbenen Terrain von 324 preußischenMorgen in

der LandgemeindeBuch einen Zentralfriedhof anzu-

legen, nnd es ist wohl anzunehmen, daß dieser An-

lage der Ohlsdorfer Friedhof zu Hamburg vorbildlich
sein wird.

Jch möchte auch nicht unterlassen, hier hervor-
zuheben, daß ich jeder Stadt oder Gemeinde unserer
Provinz, ob klein oder groß, nur empfehlen kann, für
den Fall, daß sie vor der Aufgabe der Neuanlage
eines Friedhofes steht, sich den Hamburger Friedhof
in Ohlsdorf zum Muster zu nehmen. Hamburg ist
auch mit der erste deutsche Staat, der die fakultative
Feuerbestattung, und zwar für in sowie auch außer-
halb des Staatsgebietes Verstorbene durch Gesetz vom

14. November 1892 eingeführt hat. Diesem Zwecke
dient das 1890X91 erbaute Krematorium, ein archi-
tektonisch schönerBan.

Die Feuerbestattung, die sich von der Leichen-
verbrennung des Altertums und der neueren Zeit,
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soweit sie hier vorgekommen ist und vorkommt, durch-
aus unterscheidet, hat bekanntlich in den letzten Mo-

naten in Preußen die öffentlicheMeinung beschäftigt
und ift eben jetzt noch im Hinblickauf das kommende

preußischeFeuerbestattungsgesetz von aktueller Be-

deutung.
Die Feuerbestattung geschieht in besonderen nach

verschiedenen Systemen (z. B. dem Siemensschen
System) dazu konstruierten Verbrennungsöfenin höchst
ästhetischerWeise. Der Leichnam kommt hierbei mit

den Flammen gar nicht in Berührung, sondern wird

in einer im Ofen eingebauten Einäscherungskammer
lediglich durch hocherhitzteatmosphärischeLuft in Asche
umgewandelt. Durch die technischeEinrichtung dieser
Ofen wird die Luft in der Einäscherungskammerauf
etwa 10000 Cels erhitzt, in welcher der tote Körper
in etwa 11X2bis 2 Stunden buchstäblichin sich selbst
verglüht.

Der Feuerbestattung ist aus sanitären,ökonomischen
und ästhetischenGründen das Wort geredet und ihre
Einführung in ihrer etwa 40jährigen Geschichte in

England, Frankreich, Jtalien, Norwegen, Schweden,
Dänemark, Deutschland, und der Schweiz sowie in

Amerika, durch Errichtung von Krematorien und Erlaß
von entsprechenden Gesetzennach und nach durchgesetzt
worden. Wohl überall wurde ihr und ihren An-

hängern besonders aus kriminalistischenGründen so-

wie auf Grund religiöserAnschauungen ein teils sehr
erheblicherWiderstand entgegengesetzt,obgleich auch die

Gegner die sanitären Vorzüge, entgegen der Ver-

unreinigung von Trink- und Grundwasser, Möglichkeit
der Verbreitung von ansteckendenKrankheiten usw. bei

der Erdbestattung, anerkannten.

Jn Deutschland wurde das erste Krematorinm 1878

in Gotha eröffnet, ihm folgten die Krematorien in

Heidelberg 1891, Hamburg (wie schon gesagt) 1892,
Jena 1898, Offenbach 1899, Mannheim 19()1, Eisenach
19(.)2, Mainz 1903, Karlsruhe 1904, Heilbronn und

Ulm 1905, Chemnitz 1906, Bremen, Stuttgart und

Koburg 1907, Pößneck 1908, Zittau, Baden-Baden,
Zwickau 1909, Leipzig, Lübeck,Dessau, Gera, Reut-

lingen 1910 und endlich Dresden 1911. So besitzt
Deutschland heute 25 Krematorieu, wo nach statistischen
Angaben bis jetzt rund 33 000 Feuerbestattungenvor-

genommen worden find, allein im verflossenenJahre
6074. Die gesamte Bewegung in Deutschland für die

Feuerbestattung haben in der Hauptsache die zahl-
reichen, jetzt etwa 196· Feuerbestattungsvereineund
deren Mitglieder, die man auf 60000 und mehr
schätzenkann- geleitet- sodaß diese Bestattungsform
heute in 13, bezw. jetzt mit Preußen in 14 deutschen
Bundesstaaten zugelassenworden ist.

Der größte deutsche Bundesstaat, Preußen, hat
kürzlichim Landtag ein Feuerbestattungsgesetzberaten.

Die Königlich PreußischeStaatsregierung hat sich-
wiederholt gegenüberden zahlreichenBittschriften und

Petitionen an den Landtag und den Anträgen von

Abgeordneten, die fakultative Feuerbestattung auchin

Preußen .zuzulassen,ablehnend verhalten und zwar
besonders mit der Begründung,daß die bislang in

Preußen ausschließlichin Übungbefindliche, allen be-.



stehenden gesetzlichennnd Verwaltungsvorschriften über
das Bestattungswesen zu Grunde liegende Form der

Erdbestattung tief in den sittlich-religiösenAnschauungen
der breitesten Kreise der Bevölkerungwurzele, und daß
eine ausreichendeVeranlassung, von dieser Bestattungs-
form eine Abweichung zuzulasfen, nicht vorliege. Die

Preußische Staatsregierung hat aber neuerdings er-

freulicherweise ihren früheren Standpunkt verlassen.
Dem Abgeordnetenhause ist in seiner 21. Legislatur-
periode 4. Session auf Grund AllerhöchsterErmäch-

tigung unter dem 28. Februar d. Js. der »Entwurf
eines Gesetzes betreffend die Feuerbestattung«nebst

Begründung zur Beschlußfassungzugegangen. Der

10 Paragraphen nmfassendc Gesetzentwurf enthält die

folgenden Bestimmungen:
Die Feuerbestattung darf nur in landespolizeilich

genehmigten Anlagen erfolgen. Die Genehmigung
wird Gemeinden oder Gemeindeverbänden erteilt, sie
kann auch anderen Körperschaften des öffentlichen

Rechts, denen die Sorge für die Beschaffung der

öffentlichenBegräbnisplätzeobliegt, erteilt werden, so-
fern die nach den bestehenden Staats- oder Kirchen-
gesetzen erforderliche Zustimmung der für die Körper-

schaft zuständigenAufsichtsbehördevorliegt.
Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Ein-

richtungen den technischen Anforderungen nicht ent-

sprechen, wenn die äußere oder innere Ausgestaltung
der dem Zwecke entsprechenden Würde ermangelt;
wenn sich bei der Anlage geeignete Räucne und Ein-

richtungen zur Unterbringung von Leichen,zur Vornahme
von Leichenöffnungeu,zur Abhaltung von Trauerfeier-
lichkeitenund zur Beisetzungder Aschenrestenicht befinden
oder wenn das Grundstück einer angemessenenEin-

friedigung entbehrt; wenn Bedenken in polizeilicher,
insbesondere in ban-, feuer- oder gesundheitspolizeilicher
Hinsicht entgegenstehen, wenn endlich Tatsachen vor-

liegen, die die Annahme rechtfertigen, daß durch die

örtlicheLage oder Beschaffenheit der Anlage für das

Publikum oder für die Besitzer oder Bewohner der

benachbarten Grundstiicke erheblicheNachteile oder Be-

lästignngenentstehen.
Die Benutzung der Feuerbestattungsanlage darf

nur nach Maßgabe einer von der staatlichen Aufsichts-
behördeder KörperfchaftgenehmigtenGebrauchsordnung
erfolgen, welche einen Gebührentariffür die Benutzung
der Einrichtungen enthalten muß. Die Aschenrestevon

verbrannten Leichen müssen entweder in einer Urnen-

halle oder in einer behördlichgenehmigtenBestattungs-
anlage beigesetzt werden. Von jeder beabsichtigten
Feuerbestattung ist wenigstens 24 Stunden vorher der

Ortspolizeibehördedes Verbrennungsortes Anzeige zu

erstatten.
Die Verbrennung darf nur stattfinden, wenn eine

amtliche Sterbeurkunde sowie die Bescheinigung der

Ortspolizeibehördedes Sterbeortes oder des letzten

Wohnortes des Verstorbenen, daß keine Bedenken gegen

die Fenerbestattung bestehen, daß insbesondere ein

Verdacht, der Tod sei durch eine strafbare Handlung
herbeigeführtworden, nicht vorliegt. Außerdem ist
noch beizubringen eine amtsärztlicheBescheinigungüber
die Todesursache, die auf Grund der Leichenschauaus-
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zustellen ist und die Erklärung enthalten muß, daß ein

Verdacht, der Tod sei durch eine strafbare Handlung
herbeigeführtworden, sich nicht ergeben hat.

Endlich ist der Nachweis nötig, daß der Verstorbene
die Feuerbestattung seinerLeiche angeordnet hat, sei es

durch seine letztwilligeVerfügung, durch seine münd-
liche Erklärung, die von einer zur Führung eines

öffentlichenSiegels berechtigten Person als in ihrer
Gegenwart abgegeben beurknndct ist, oder durch das

von einer öffentlichenBehörde beglaubigte Zeugnis
zweier glaubwürdigerPersonen.

Die Anordnung ist nur wirksam, wenn der Ver-

storbene sie nach vollendetem 16. Lebensjahr getroffen
hatte, sie kann nicht durch einen Vertreter getroffen
werden; stand jedoch der Verstorbene unter elterlicher
Gewalt und hatte er nicht das 16. Lebensjahr vollendet,
so tritt der Antrag des Inhabers der elterlichen Ge-
walt an die Stelle der Anordnung. Zuwiderhandlungen
gegen diese Vorschriften werden mit Geldstrafe bis zu
150 M oder mit Haft bestraft.

Jn der sehr ausführlichenBegründung des Gesetz
entwurfes wird unter anderem gesagt, daßnicht verkannt

wird, daß die Anhänger der Feuerbestattung auch in

Preußen von Jahr zu Jahr an Zahl zunehmen. Ferner
sei die Stellungnahme der evangelischen Kirche gegen
die amtliche Beteiligung der Geistlichen bei den Feuer-
bestattungsaktenin neuerer Zeit merklichgemildert. Die

evangelische Kirche sowie die Mehrzahl der jüdischen
Religionsgemeinschaftenträten zwar nach wie vor für
die durch biblische Vorgänge gestützteSitte der Be-

erdigung ihrer verstorbenen Mitglieder grundsätzlichein,
indes würde von keiner dieser Seiten behauptet, daß
der Fenerbestattung ausdrücklichgöttlicheGebote oder

kirchliche Dogmen entgegenständen.Auch die straf-
rechtlichen Bedenken müsseman im wesentlichen fallen
lassen, eine ausschlaggebendeBedeutung sei ihnen nicht
mehr beizumessen,zumal auch bei erdbestatteten Leichen
nach längererZeit Verbrechen sich nicht mehr feststellen
lassen. Jm übrigen könne bei sorgfältig ausgeführter
ärztlicherLeichenschau an der frischen Leiche meistens
ein vorliegendes Verbrechen nicht übersehenwerden.

Endlich sei auch durch das in Sachen des Vereins für

Feuerbestattung zu Hagen i. W. wider die Polizeiver-
waltnng dort unlängst ergangene Erkenntnis des König-
lichen Oberverwaltungsgerichts festgestelltworden, daß
die Feuerbestattung in Preußen an sich rechtlich zulässig
sei. — In der Begründung zum Gesetzentwurf wird

damit auf die in Hagen sich 1909 begebenenVorgänge
angespielt, wonach der Hagener Feuerbestattungsverein
sich mit einem Gesuch an die Polizeiverwaltnng wandte,
ihm die Kremierung socher Leichen zu gestatten, gegen
deren Einäscherungin außerpreußischenVerbrennungs-
öfen seitens der Sicherheitsbehördekeine Bedenken er-

hoben würden. Als diesemAntrage, der alle Jnstanzen
der Verwaltungsbehördenpassierte, nicht ftattgegeben
wurde, erklärte der Vorstand des Vereins der Polizei-
verwaltnng, daß er sich für berechtigthalte, im Hagener
Krematorium die Einäfcherungvon solchenLeichen vor-

zunehmen, welche aus Preußennach einem Krematorium
der anderen deutschenStaaten verschicktwerden dürften;
denn bei der Einäscherungdieser Leichen kämen ganz

-
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offenbar Interessen der staatlichen Ordnung nicht in

Frage. Die Polizeiverwaltung hielt ihr Verbot indes

aufrecht, das im Wegedes Verwaltungsstreitsverfahrens
angefochten wurde und jene Entscheidungherbeiführte—

Aus all diesenGründen habe es die KöniglicheStaats-

regierung für ihre Pflicht erachten müssen,Vorschläge
für die Zulassung der Feuerbestattnng in Preußen zu

machen.
Der Gesetzentwurf wurde von dem Minister des

Innern am 1. März d. Js. in längererbefürwortender
Rede eingeführt Es fehltenicht an gewichtigenGegnern,
die ihn gleich zu Anfang heftig bekämpften,sodaß die

Aussichten auf Annahme des Entwurfs von vornherein
sehr zweifelhafte waren. Der Entwurf wurde einer

Kommission von 14 Mitgliedern zur Vorberatung über-

wiesen. Die Abstimmung der Kommission über die

Annahme des Entwurfes ergab Stimmengleichheit und

mit einem entsprechenden schriftlichenVotum der Kom-

mission gelangte er an das Plenum des Hauses. Die

Regierungsvorlage erfuhr in der zweiten Beratung am

18. Mai sowie in der drittenBeratung am 20. Mai

verschiedeneAbänderungen, die sich nach der dritten

Beratung im wesentlichen dahin stellen, daß die

Genehmigung Gemeinden und Gemeindeverbänden

oder solchen anderen Körperschaftendes öffentlichen
Rechts, denen die Sorge für die Beschaffung der öffent-
lichen Begräbnisplätzeobliegt, nur dann erteilt werden

darf, wenn der Antrag von mindestens Zweidrittel-
mehrheit dieser Körperschaftenbeschlossen worden ist,
daß die Gebühren für die Benutzung so zu bemessen
sind, daß sie die Kosten der Einrichtung einschl. Ver-

zinsung und Tilgung der Erhaltung und Verwaltung
der Anlage decken,daß die Aschenrestevon verbrannten

Leichen in einem für jede Leiche besonderen behördlich
verschlossenenBehältnis beigesetzt werden müssen, daß
die Genehmigung zur Feuerbestattung von der Orts-

polizeibehördeeinzuholen und diese schriftlichzu erteilen

ist, und daß endlich über Beschwerden gegen Ver-

fügungen der Polizeibehördenwegen der Erteilung oder

Versagung der Genehmigung zur Feuerbestattuug die

vorgesetzteDienstbehördebinnen einer Frist von 24 Stun-

den endgültigzu entscheidenhat. Der letztePassus ist
als besonderer Paragraph eingefügtworden und zwar
als § 10, sodaß nach der dritten Lesung der Entwurf
11 Paragraphen hat.

Bei der Abstimmung über den Entwurf im Abge-
ordnetenhause am 20. Mai ergab sich ursprünglich,daß
156 Stimmen für und 155 gegen den Entwurf abge-
geben worden waren, und daß er somit ,,einstimmig«
angenommen wurde. Nach der später vorgenommenen

amtlichen Feststellungder Abstimmung stellte sich heraus,
daß der Entwurf nicht mit einer, sondern mit zwei
Stimmen Majorität, 157 zu 155, angenommen war.

Diese Majorität ist ein beredtes Zeichen dafür, daß er

ebensogut hätte fallen können.
Jm Juni d. Js. hat sich das Herrenhaus mit der

Beratung der Vorlage beschäftigt,und auch hier ist es

zu prinzipiellen mehrstündigenDebatten gekommen.
Um das Zustandekommen eines Feuerbestattungs-

gesetzesnicht zu gefährden,nahm das Herrenhaus den

Entwurf unverändert so wie er aus dem Abgeordneten-
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hause und den Herrenhaus-Kommissionsberatungenher-
vorgegangen war, am 20. Juni an. Die namentlich
vorgenommene Abstimmung ergab die Annahme mit

92 gegen 86 Stimmen. Die Sanktion zum Gesetz und

die Verkündigungals solches der mit zusammen acht
Stimmen Majorität angenommenen Gesetzesvorlage
steht noch aus.

Aus der Reihe der Fürsprecherfür die Feuer-
bestattung bei den Beratungen des Landtages seien
genannt: die Abgeordneten Dr. Hackenberg, Dr. Pach-
nicke, Dr. Krause und von Goßler, ferner der Minister
des Innern von Dallwitz, der preußischeKronsyndikus
Exzellenz von Plehwe, der berühmteGelehrte und Arzt
Professor Walldeyer, der bekannte Nationalökonom

Professor Adolf Wagner und endlich der Justizminister
Dr. Beseler, der die kriminalistischenBedenken über-

zeugend widerlegte-
Wie schon erwähnt, hat das Herrenhaus die Vor-

lage des Abgeordnetenhauses unverändert angenommen,
um die Gesetzwerdung nicht etwa illusorisch zu machen.
Es sind aber im Herrenhause, wie auch schon in der

öffentlichenMeinung Stimmen laut geworden, daß
das Gesetz verschiedeneErschwernisse, wenn nicht gar

Härten enthält, die zum größten Teil erst durch die

Beschlußfassungdes Abgeordnetenhauses in die Regie-
rungsvorlage ,,hineinkorrigiert«worden sind. Eine

Erschwernis und zwar eine Verteuerung der Feuer-
bestattung in Preußen ist darin zn sehen, daß die Bei-

bringung einer amtsärztlichenBescheinignngerforderlich
ist, die unter gewissenUmständen sogar doppelt bei-

gebracht werden muß. Diese amtsärztlicheBescheini-
gung ist in erster Linie Sache der Kreisärzte Durch
die in vielen Fällen örtliche Entfernung des Sitzes
des Kreisarztes vom Sterbeorte, durch Reise- und

Tagegelder, sowie durch das dem beamteten Arzt zu

zahlende höhere Honorar ist eine nicht unerhebliche
weitere Verteuerung der bekanntlich an sichuichtbilligeu
Feuerbestattung hervorgerufen. Man könnte auch in

dieser Vorschrift ein Mißtrauensvotum gegenüber den

nicht beamteten deutschen Ärztenerblicken.

Über die Zweidrittelmehrheitsbeschlüsseder Korpo-
rationen, die zum Antrage zur Genehmigung einer

Feuerbestattungsanlage erforderlich sind, sowie über die

behördlicheVerschließungder Aschenrestebehältnisse,wie

auch über die Genehmigung der Polizeibehördezur

Verbrennung überhaupt,wird man schonhinwegkommen.
Sonderliche Schwierigkeiten macht auch nicht die bei-

zubringende letztwillige Verfügung, daß man seinen
Leichnam feuerbestatten lassen will. Eine notaxiellc

Beglaubigung ist nicht erforderlich. Die Verfügung
kann ganz kurz gefaßtwerden, Muß aber zur Gültig-
keit neben der Unterschrift Ort und Datum enthalten
und gestempelt sein. Die Stempelkostenbetragen 3 M.

Eigentümlichist es, daß das Gesetzzwischen Verstor-
benen bis und über 17 Jahren einen Unterschiedmacht.
Die sonst gesetzlichbis zum 21. Lebensjahre über dem

Lebenden dauernde elterliche oder vormundschaftliche
Gewalt sollte auch für den Toten bis zu diesem Alter

gelten, daß also die Berechtigten für ihn die Be-

stattungsform wählen oder bestimmen können.



Man wird nicht fehl gehen, wenn man annimmt,
daß das Gesetz, durch die Praxis bedingt, bald eine

Novelle erhalten wird, vielleicht werden auch die noch
zu erlassenden Ausführungsbestimmungendas Gesetz
für die Praxis bequemer gestalten.

Das Gesetz ist noch nicht erlassen, und schon be-

schäftigensich intensiv zahlreiche preußischeGemeinden

mit der Frage der Errichtung von Feuerbestattungs-
anlagen; neben der Reichshauptstadt die Groß-Berliner
Gemeinden Charlottenburg, Rixdorf, Schöneberg,Wil-

mersdorf, Teltow, WeißenseeUnd Treptow. Auch in

unserer Provinz ist dies der Fall, ich darf nur an

Graudenz erinnern, das nach Zeitungsmeldungen sich
erst ganz kürzlichmit der Frage der Errichtung eines

Krematoriums befaßt hat. Ebenfalls ist in Danzig
die Erbauung eines Krematoriums in Aussicht ge-

nommen worden.

Wie überall da, wo die fakultative Feuerbestattung
eingeführtist, sie bis jetzt wegen der hohen zu zahlen-
den Gebühren ein ,,Luxus« der Vornehmen und Be-

güterten gewesen ist, so wird es auch der Fall für die

Zukunft sein. Die Gegner der Leichenverbrennnng
dürfen nicht befürchten,daß durch das preußischeFeuer-
bestattungsgesetz eine grundlegendeUmwälzungin der

Leichenbestattung und im Begräbniswesen stattfindet.
Im Grunde hat Preußen nun nichts anderes ge-

schaffen, als ein Gesetz, das verhindert, daß in Preußen

Verstorbene sich künftigaußerhalbder Monarchie ver-

brennen lassen, wie sie es bisher notgedrungenmußten.
Viel Geld, das für Leichenverbrennungen in andere

Staaten bislang auswanderte, wird nun im Lande

bleiben, wofür nur angeführtsei, daß in den Jahren
von 1878——1910 in den außerhalbPreußensgelegenen
deutschen Krematorien ans Preußennach der Statistik
8738 Leichen zur Verbrennung zugeführtworden sind.

Umsomehr bleibt der preußischenStaatsregierung der

Dank aller Anhänger der Feuerbestattung gewiß. In

des ,,Gros3en Friedrich«Land kann nun jeder nach

seiner Fasson seelig werden.

Ich hatte die Absicht, eine Anzahl von Abbildungen
und Photographien der äußerenund inneren, besonders
der technischenEinrichtungen einiger Krematorien sowie
unter anderen die Friedhossplänevon Ohlsdorf bei

Hamburg und von dem in seiner Art ebenso groß-
artigen 155000 qm großenCampo santo vor Genua

vorzulegen und aus eigener Beurteilung von an Ort

und Stelle selbst Geschautem zu erläutern. Die für
meine Ausführungenhier zur VerfügungstehendeZeit
läßt dies leider nicht zu, weshalb ich davon ab-

sehen muß.

Bevor ich schließe,möchte ich noch mit einigen
Worten von der Einführungder obligatorischenLeichen-
schau sprechen. Sie ist sicherlich eine Notwendigkeit,
und gerade aus dem eben über das Feuerbestattungs-
gesetz Vorgetragenen geht hervor, welche Bedeutung
der obligatorischenLeichenschaubeigemessenwird und

beizumessenist. Ucu so seltsamer ist es im Grunde,
daß die Gesetzgebung in Deutschland hier noch nicht
durchgegriffen hat. Die Zwangsleichenschau ist zwar
in Preußen in einzelnen Regierungsbezirken sowie im

LandespolizeibezirkBerlin nnd auch in einigen anderen

deutschen Bundesstaaten durch Polizeiverordnungen
eingeführt worden. Es würde über den Rahmen
dieses Vortrages hinausgehen, noch über die Zwangs-
leichenfchau,ihre Entwickelungsgeschichtein Deutschland
und anderswo, ihre Notwendigkeit auch für die

Säugliugspflege, der momentan bekanntlich weit-

gehendes Interesse entgegengebracht wird, und die oft
ablehnende Haltung gegen ihre Einführung bei den
Gemeinden aus Gründen kommunalpolitischerArt aus-

führlichzu berichten.
Wiinschenswert ist es, wenn sich die preußische

Staatsregierung auch dieser Sache durch Einbtingung
eines bezüglichenGesetzentwurfes beim Landtag an-

nähme und wenn nicht so, durch ein Verwaltungs-
gesetz, das besonders auch die Frage, wer die Kosten
der Leichenschauzu tragen hat, der Staat oder die

Gemeinden, regelt, die Zwangsleichenschau für die

preußischeMonarchie einführte.
Eine noch viel dankbarere Lösung der Frage der

allgemeinen Einführungder obligatorischenLeichenschau
in Deutschland liegt hier für die Reichsgesetzgebungvor.

(Beifall.)

Vorsitzenden Ich eröffne die Verhandlung Wird
das Wort gewünscht? Das Wort wird nicht gewünscht,
ich schließedie Verhandlung Ich danke in Ihrem
Namen dem Herrn Redner für feine ausführlichenund

interessanten Darlegungen.
Ich schlage Ihnen Vor, heute die Sitzung abzu-

brechen und morgen mit der Franenfchule fortzufahren.
Von verschiedenenMitgliedern des Städtetages ist der

Wunsch geäußertworden, zu diesemVortrage auch die
Damen zuzulassen. (Beifall.) Ich höre nur Zustim-
mung und keine Bedenken, nehme also an, daß der

Städtetagdamit einverstanden ist, daß die Damen der

Mitglieder und Gäste an der Verhandlung morgen
früh teilnehmen können. Ich schließedie Sitzung.

Schluß 274 uhk.
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Vorsitzenden Meine sehr geehrten »Damen und

Herren, ich eröfsnedie Sitzung. Wir haben die Freude,
heute Herrn Oberpräsidialrat v. Liebermann bei uns

zu sehen, der gestern noch-nicht anwesend sein konnte.

Jch heiße ihn herzlich willkommen. —- Ferner erinnere

ich nochmals an die Anwesenheitsliste.
Wir fahren in der Tagesordnung fort. Jch erteile

das Wort Herrn Direktor Dr. Tesdorpf zu seinem
Vortrage über

Yie Jrauenschuca

YorichietstattenDirektor Dr. Tegdorpf-Danzig: Meine

sehr geehrten Damen und Herren! Für die gütige
Aufforderung, am heutigen Tage hier zu Ihnen über

»die Frauenschule«,diesen neuesten Zweig unserer
modernen Frauenbildung, zu sprechen,möchteichIhnen
zunächstmeinen herzlichenDank ausdrücken. Wer wie

ich seit einem Vierteljahrhundert im Dienste der Mädchen-
erziehung gestanden hat, der empfindet mit tiefer Dank-

barkeit und Freude die stetigwachsendeTeilnahme immer

weiterer und weiterer Kreise für diese wichtige Seite

unserer Volkserziehung, die leider nur allzulange im

tiefsten Schatten staatlicher Vernachlässigungund all-

gemeinerTeilnahmlosigkeit gestanden hat. Aber als ein

nicht geringer Ruhmestitel in der an schönenErfolgen
so reichenSelbstverwaltung der preußischenStädte muß
es hervorgehobenwerden, daß die um die Mitte des

neunzehntenJahrhunderts einsetzendeBewegung für eine

bessereAusgestaltung der weiblichenBildung mit größtem
Eifer nnd vielem Verständnis von einfichtigenStadt-

verwaltungen aufgenommen und gepflegt worden ist.
Etwa seit 1860 sind die überwiegendeMehrzahl unserer

großen städtischenMädchenschulenin Preußengegründet
und von den Stadtverwaltungen ohne staatlichenZwang
von oben mit größterOpferwilligkeitund reichenMitteln

teilweise zu wahren Musteranstalten ausgebildet worden,
so daß sie sich schon etwa seit den achtzigerJahren des

vorigen Jahrhunderts ohne Scheu neben den älteren

Unterrichtsanstalten für die männlicheJugend sehen
lassen konnten. Ohne Übertreibungkann man behaupten,
daß für diesen Teil unseres Bildungswesens die Selbst-
verwaltung dem aufsichtführendenStaat die Wege ge-
ebn et hat und auf anfangs dornigen Pfaden vorangegangen
und Pionier gewesen ist, so daß bei den letzten staat-
lichenRegelungen des höherenMädchenschulwesensvom

Jahre 1894 und schließlichvom Jahre 1908 der Staat nur

als Norm und Regel anzuerkennenbrauchte, was im Ver-

ein mit einer für ihr besonderes Fach begeistertenLehrer-
schast von den preußischenStädten geschaffenwar.

Das Erfreulichsteund Eigenartigste an der preußi-

schenMädchenschulreformdes Jahres 1908 ist für mich
die von der Regierung mit äußerstem Nachdruck ge-

forderte Einrichtung der sogenannten ,,Frauenschulen«.
Die Forderung der preußischenUnterrichtsverwaltung,
daß auch für diejenigen jungen Mädchen,die sich nach
Absolvierung der zehnjährigenhöherenMädchenschule
nicht sofort der Vorbildung für einen bestimmten Lebens-

beruf zuwenden wollen, die Zeit des Lernens und der

Weiterbildung nicht zu Ende sein soll, entsprichtsowohl
dem innersten BedürfnisUnsererSchülerinnendie gerade
im letzten Schuljahr erst anfangen, geistig auszumachen
und rechten Heißhungernach Weiterbildung fühlen,
sondern auch den Wünschender überwiegendenMehr-
zahl unserer Eltern, die sehr wohl empfinden, daß sie

ihren Töchterneine gleichlange Vorbereitungszeitschuldig
sind, wie sie ihre Söhne seit altersher genießen. Die

Anforderungen an Bildung, die das moderne Leben an

eine Hausfrau und Mutter stellt, sowohl bei der Führung
des Haushalts, wie besonders bei der Kindererziehung
ferner die Anforderungen,die die weitere Umgebung,vor

allem die VerständnisvolleTeilnahme am sozialenLeben

der Gegenwart stellen, sind so hoch und vielseitig,daß
unsere zehnjährigehöhere Mädchenschulesie unmöglich
zu erfüllen vermag. Das bisherige Auskunftsmittel,
das von unsern höherenStändenmeist gewählt wurde,
um die Bildung der höherenMädchenschulezu vervoll-

ständigen,das sogenannte ,,Pensionsjahr«in einem aus-

ländischenModepensionat, hat sich für alle Einsichtigen
als für Zweckeernster Weiterbildung völlig ungeeignet
erwiesen. So soll die ,,Frauenschule«die Lücke zwischen
dem Abgang von der Schule nnd dem Eintritt in das

gesellschaftlicheLeben ausfüllen und in zweijähriger
ernster Arbeit in gesundem Wechsel geistige Bildung
und die für jede Frau notwendigen technischenFertig-
keiten pflegen.

Betrachten wir zunächstdie amtlichen Auslassungen
über die Frauenschule, die in den 1908 erschienenen
Bestimmungen über das höhereMädchenschulwesenent-

halten sind- Es heißtdariUT »Was zu erstreben bleibt,
sind nicht zehnjährige,sondern elf- Und zwökfjkjhkige
Lehrgänge für die Ausbildung der jungenMädchen der

höherenStände· Bei dem Versuch, diesen Gedanken

durchzuführenund die Bevölkerungan eine solch ver-

längekteAusbildungszeit zu gewöhnen,mußman damit

rechnen, daß sechszehn-und siebzehnjährigejunge Mäd-
chen im allgemeinen geistig mehr entwickelt sind als

gleichaltrige junge Männer. Soweit es sich um die
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wissentschaftlicheWeiterbildung handelt, wird daher eine

etwas freiere Lehr- und Lernweife Platz greifen können.
Sodann erscheint es notwendig, nicht nur auf die Er-

weiterung des sprachlichen, literarischen oder ästhetischen

Interessenkreises der jungen MädchenBedacht zu nehmen.
·Wichtigererscheint vielmehr eine Ergänzung ihrer Bil-

dung in der Richtung der künftigenLebensaufgaben
einer deutschenFran, ihre Einführung in den Pflichten-
kreis des häuslichenwie des weiteren Gemeinschafts-
lebens, in die Elemente der Kindererziehungund Kinder-

pflege, in Hauswirtschaft,Gesundheitslehre,Wohlfahrts-
kunde sowie in die Gebiete der Barmherzigkeit und

Nächstenliebe Um diesen Ausgaben gerecht zu werden,

ist der Ausbau eines zweijährigen
— oder doch min-

destens einjährigen— Lyzeums auf die höhereMädchen-

schule in Aussicht genommen. Bei der Neuheit solcher

Veranstaltungen kann nicht die Absicht sein, jetzt schon
bis ins einzelne gehende und feststehendeVorschriften

zu geben, vielmehr ist eine gewisseVorsicht und Weite

in der Fassung der Bestimmungen gerade für diese
Klassen geboten.

Wohl zum ersten Male in der gesamten Geschichte
des preußischenSchulwesens überhaupt wird hier eine

neue Schulgattung geschaffen,der man nicht sofort ganz

fest gesteckteZiele setzt, einen unabänderlicheuLehrplan

vorschreibt, sondern wo man Freiheit der Entwickelung

nach verschieden gearteten örtlichen nnd persönlichen«

Bedürfnissen lassen will und nur zunächsteinige allge-

gemeineRichtlinien gibt, die sich ganz natürlich aus der

Sache selbst ergeben. So verlangen die amtlichen Be-

stimmungen über die Frauenschule als allen derartigen

Anstalten gemeinsam die Angliederung eines Kinder-

gartens, um die Schülerinnen praktisch in die Kinder-

erziehung einzuführen,ferner ist für alle Schülerinnen

der Frauenschnlklasfenverbindlich die Teilnahme am

Unterricht in der Pädagogik und an einem zweiten

wissenschaftlichenFache, das sie frei wählen können.

Die Gesamtzahl der von einer Schülerin der Frauen-

schulklassengewähltenStunden soll wöchentlichnicht
unter 12 und nicht über 30 betragen.

Als solche wahlfreien Fächer neben den beiden

ZwangsfächernPädagogik Und Kindergarten nennen

die amtlichen Bestimmungen eine große Fülle, für die

meist zweiWochenstundenvorgesehensind : Haushaltungs-
kunde sünfStundenwöchentlichin beiden Jahren, ein-

schließlichUbungen in Küche nnd Hauswirtschaft, Ge-

sundheitslehre und Kinderpflege vier Stunden wöchent-
Iich in beiden Iahren, einschließlichder Beschäftigung
in Krippe, Kinderhort und Samariterkursen, Bürger-
kunde und Volkswirtschaftslehre,zwei Stunden wöchent-

lich in beiden Jahren, einschließlichBesichtigungvon

Anstalten der Wohlfahrtspflege und innern Mission,
hauswirtschaftlichesRechnen eine Stunde wöchentlich
in beiden Iahren, Nadelarbeit zwei Stunden wöchentlich.

Diese sieben Fächer sind vorangestellt Mit Recht
scheint der amtliche Lehrplanentwurf diese als die wich-
tigsten für die Franenschule aufzufassen. Er nennt

dann noch neun weitere Fächer,die nach Bedürfnis in

je zweiWochenstundeneingerichtetwerden können: Reli-

gion, DeutscheLiteratur, FremdeSprachen (Französisch,
Englisch, Lateinisch, Italienisch), Geschichte, Erd- Und

Naturkunde, Kunstgeschichte,Turnen, Zeichnen und

Malen, Musik.
Soweit die amtlichen Bestimmungen; gestatten Sie

mir hierzu einige kritischeBemerkungen. Den amtlichen
Bestimmungen ist besonders von seiten der radikalen

Frauenbewegung der Vorwurf gemacht worden, daß
die neu geschaffeneFrauenschule keine Berechtigungen
gewährt,keine Fachbildunggibt und durchdas erdrückende

Vielerlei der Fächer der alten oft getadelten Oberfläch-
lichkeit der MädchenbildungTür und Tor öffnet. Ich
halte es für eine völlige Verkennung des Wesens und
der Aufgabe der Frauenschule, von ihr Fachbildung
oder Vorbildung für einen andern Beruf als den der

Hausfrau, und Mutter zu verlangen. Ich bin außer-
ordentlich dafür, unsern Mädchen eine Fachausbildung
zu geben, sie ebenso wie ihre Brüder einem Beruf zu-
zuführen, aber ich möchtediese Fachausbildung später
eintreten lassen, nachdem sie durch die ,,Frauenschule«
für den natürlichstenund erfreulichstenBeruf der Franz
den Hausfrauen- und Mutterberuf vorgebildet sind.
Wir gewährendoch den Söhnen unserer höherenStände
eine Allgemeinbildungbis zum achtzehntenLebensjahre,
ehe wir sie vor eine Berufswahl stellen, warum sollten
wir denn unsern Töchterngegenüberanders handeln.
So lauten die beiden ersten Ihnen vorgelegten Leitsätze:

1. Die Frauenschule ist als gradlinige, not-

wendige Fortsetzung der zehnklassigen höheren
Mädchenschuleanzusehen, sie gewährt keine Fach-
ausbildung, sondern erweiterte Allgemeinbildung
für die Aufgaben der Frau als Hausfrau und

Mutter, sowie auf allen Gebieten sozialerArbeit.

2. Die Frauenschulbildungsolltemöglichstallen

Mädchen vor Eintritt in eine Bernfsvorbildung
zu teil werden.

Was nun den zweiten Vorwurf angeht, der dem

Plane der Frauenschule gemacht wird, daß durch zu
viele Lehrfächerund zu weitgehendeWahlfr"eiheit,Zer-
rissenheit und Oberflächlichkeiterzielt werden würde, so
ist ohne weiteres zuzugeben, daß unmöglich in einer

einzigen Frauenschule alle die oben genannten Fächer
gelehrt werden können. Es wird von der Einsicht und

dem pädagogischenTakt derjenigen, die eine Frauen-
schule einrichten, abhängen,eine weise Beschränkungzu
üben. Wir sollen die Wahlfreiheitmöglichsteinschränken.
SechszehnjährigejungeMädchen sind ebenso wenig im-

stande, richtig und sachgemäßzu wählenwie im gleichen
Alter stehendeJünglinge. Je schulmäßigerdie FWUCIF
schule in dieser Hinsicht eingerichtet wird, um so bessere
Erfolge wird sie zeitigen. Die Mißerfolge die man

vereinzelt in diesen beiden ersten Jahren bei einigen
Frauenschulen erlebt hat, sind nur auf die zu große

Wahlfreiheit zurückzuführen Ein zuviel der Fächer
erzeugt notwendigerweisezweigroßeÜbelstände:1.0ber-

flächlichkeitder Lernenden und 2. einen viel zu hohen
Etat für die Unterhaltungspflichtigen. Im Ministerium
selbst scheint man leider zur Zeit großenWert zu legen
auf die Darbietung möglichstvieler Fächer. Ihnen
aber, meine Herren, die Sie sichvielleicht bald praktisch
mit der Einrichtung von Frauenschulen in Ihren Städten
zu beschäftigenhaben werden, möchteichden dringenden
Rat geben: Bewahren Sie die Schülerinnen vor dem



Zuviel und gefährdenSie nicht die gute Sache durch
Zerflossenheit. Daher bitte ichSie, meiner dritten These
zuzustimmen:

3. Der Wahlfreiheit der Fächer in der Frauen-
schule sind möglichstenge Grenzen zu ziehen, um

nicht in die Zerrissenheit und Oberflächlichkeitder

früherenwahlfreien Kurfe zu verfallen.
Und hieran möchteich gleich eine zweite Warnung

knüpfen. Jm § 13 des Erlasses vom 18. August 1908

wird gestattet, daß da, wo Frauenschulklassen und

höheresLehrerinnenseminar in einem Lyzeum verbunden

sind, Schülerinnen der Frauenschulklassen, soweit die

Anzahl der Teilnehmerinnen und die Art der einzelnen
Fächer es gestatten, am Unterricht des Seminars teil-

nehmen können. Nicht eindringlich genug kann vor

einer derartigen Verquickung von Frauenschule und

höheremLehrerinnenseminar gewarnt werden. Zuge-
geben, daß staatlicherseits-dieseMöglichkeitaus Spar-
samkeitsgründen,um kleineren Gemeinden zu helfen,
gelassen ist, das ist, meine Herren, eine ganze falsche
Sparsamkeit. Frauenschule und höheres Lehrerinnen-
seminar haben nichts miteinander zu tun. Die erstere
gibt Allgemeinbildung,die zweiteFachausbildung. Nur

wenige Fächer sind beiden gemeinsam und diese müssen
auf beiden Anstalten in völlig anderer Weise betrieben
werden, Wer Lehrerinnenseminar und Frauenschule
verkoppelt, wird nichts als gewaltige Fehlschlägeer-

leben. Falsch angewendete Sparsamkeit ist die größte
Verschwendung, das wissen Sie, meine Herren, gilt
auf allen Gebieten städtischerVerwaltung und so stelle
ich als vierte These den Satz auf:

4. Eine Verquickung von höheremLehrerinnen-
seminar und Frauenschule ist als beiden gleich
schädlichunbedingt abzulehnen.

Nach diesen allgemeinenAusführungenwird es Sie
nun noch interessieren, wie wir hier in Danzig unsere
am 20. April ds. Js. eröffneteFraueuschule eingerichtet
haben. Wir erteilen im ersten Jahre Unterricht in

folgenden Fächern:
1. Haushaltungskunde 9 Stunden wöchentlich,an

zwei Vormittagen, in einer der Stadt gehörendenSchul-
kücheeiner wundervollen neuen Volksschulein Langfuhr.
Den Unterrichtsbetrieb dieses Faches hat die Gewerbe-

und Haushaltungsschule des VaterländischenFrauen-
vereins gegen eine Pauschalsummevon 1900 M jährlich
übernommen. Die Leiterin der Schule, Frl. Gosse,
überwachtdiesen Unterricht, der von zwei Lehrerinnen
der Schule erteilt wird, die Schule liefert alle Roh-
materialien nnd verwendet die hergestelltenSpeisen in

ihrem eigenen Betrieb. Damit hat die Stadt sehr viel

gewonnen, da sonst dieser Zweig des Unterrichts in

der Frauenschule die meisten Kosten und die meisten
Schwierigkeiten zu bereiten pflegt. Und an dieserStelle

möchteich Ihnen gleich meine fünfte und letzte These
unterbreiten, durch deren Befolgung allein die Kosten
für eine Frauenschule zweckentsprechendgestaltet werden

können:

5. Durch die Einrichtung einer Frauenschule
dürfen etwa schon bestehende ähnlicheEinrich-

richtungen am Orte, wie Kochschulen, Kinder-

gärten usw.nicht geschädigtwerden, vielmehrsoll

34—

die Frauenschule sich zu gemeinsamemWirken mit

ihnen vereinigen.
Auf den Rat erfahrener Frauen haben wir, was

die amtlichen Bestimmungenzulassen, den gesamtenhaus-
wirtschaftlichenUnterricht konzentriert in das erste Jahr

gelegt und werden dann den Unterricht im Kindergarten
im zweiten Jahr nachfolgen lassen.

2. An zwei andern Vormittagenerteilen wir folgende
wissenschaftlicheFächer:

Deutsch zwei Stunden, Bürgerkundeund soziale
Fürsorge zwei Stunden, hauswirtschaftliches Rechnen
eine Stunde, w. Pädagogik zwei Stunden, Kunst-
geschichteeine Stunde, Turnen zwei Stunden. So er-

halten die jungen Mädchen zwanzig Stunden wöchent-
lich an vier Vormittagen von 9—1 Uhr. Der Montag
und Donnerstag bleiben schulfrei, um den Schülerinnen

Zeit zu eigener Arbeit nnd zur Betätigung in ihrem
Elternhause zu lassen.

29 junge Damen im Alter von 16—20 Jahren
nehmen am Unterricht teil und zwar, vom Turnen ab-

gesehen, alle an allen Fächern. Von der Wahlfreiheit
haben sie gliicklicherweisekeinen Gebrauch gemacht.

Und nun kurz die finanzielleSeite der Sache. Wir

haben eine Schulgeldeinnahme von 4960 M, der eine

Ausgabe von 4310 M gegenübersteht,so daß sich in

diesem ersten Jahr ein Plus von 610 M ergeben hat·
Dieses finanziell erfreulicheErgebnis ist aber nur möglich
geworden, weil wir 1. keine kostspieligenEinrichtungen
für eine Schulküchezu treffen brauchten und 2. in der

Viktoriaschule einen Klassenraum zur Verfügung hatten.
Das von uns erhobene Schulgeld beträgt160 M, wozu
für auswärtige Schülerinnen, deren Eltern in Danzig
keine Kommunalsteuernzahlen, ein Zuschlag von 40 M,.
pro anno tritt.

Lassen Sie mich zum Schluß Ihnen noch skizzieren
was in den einzelnenFächern der Frauenschule bei uns

gelehrt wird und im zweiten Jahr gelehrt werden soll-
Wir verfolgen in der Auswahl der Fächer drei Ziele:
1. Persönlichkeitsbildung,2. Ausbildung für den Beruf
der Hausfrau und Mutter, 3. Ausbildung für eine

spätereTätigkeitauf sozialem Gebiet.

Der Persönlichkeitsbildungdienen die FächerDeutsch,
Bürgerkunde und Kunstgeschichte,für den Beruf der

Hausfrau und Mutter bereiten wir vor im ersten Jahre
durch Pädagogik und Hauswirtschaftskunde(Kochenund

Hausarbeit) im zweiten Jahre durch Pädagogil die

Arbeit im Kindergarten und Gesundheitslehre,sowie in

beiden Jahren durch hauswirtschaftlicheBuchführung-
Zur Ausbildung aus sozialem Gebiet, dient im ersten
Jahre der theoretischeUnterricht in Bürgerkundeund-

sozialer Fürsorge, ferner plancn wir im zweiten Jahre
praktische Arbeit im Kinderhort und einigen andern

Einrichtungen sozialer Hilfstätigkeit. Dazu treten in

beiden Jahren möglichstzahlreiche Besuche Von in-

dustriellen Etablissements und AnstaltensozialerFürsorge,
um den Schülerinnen den Blick zu schärfenfür das-

moderne Wirtschaftsleben der Gegenwart und um ihnen
Verständnis und Ehrfurcht einzuflößenvor dem Wert

menschlicherArbeit. Sie werden bei diesen Besuchen,
die natürlich außerhalb der lehrplanmäßigenUnter--

richtsstunden liegen, darauf hingewiesen,mit den Ar--



Beitenden selbst zu sprechen und sich nach Lohn- und

·Wohnungsverhältnissenzu erkundigen. Sie sollen ein

-Verantwortlichkeitsgefühlbekommen, daß sie dereinst in

bevorzugter Lebenslage eine Verpflichtunghaben, an der

Hebung der Lage der arbeitenden Klassen nach Kräften
mitzuarbeiten nicht als ,,wohltätigeFrauen«auf Basaren
und Blumentagen, sondern in der viel schwierigeren
sozialen Kleinarbeit, vor allem auf dem heute mit Recht
so stark betonten Gebiet sozialer Jugendfürsorge und

Jugendhilfe. Nach meiner innerstenÜberzeugungkann

die richtig geleitete Frauenschule für unser deutsches
Volk eine segensreicheÜberbrückungder jetzt so unheil-
voll klasfendenKlassen-und Standesunterschiede herbei-
führen helfen Sie kann vielen Frauen unserer höheren
Stände, die im Falle der Nichtverheiratung leicht der

Oberslächlichkeitund Verbitterung anheimfallen,die Wege
zeigen zu nützlicherund darum beglückenderTätigkeit
und kann in den unteren Volksschichten manche Ge-

hässigkeitnnd manches Vorurteil beseitigenhelfen.

Gehen wir nun noch etwas näher auf den Inhalt
des von uns in Danzig ausgearbeiteten Lehrplans ein,
unter Hervorhebuug der für die bisherige Mädchen-
bildung neuen Fächer. Das Lehrziel für die Haus-
haltungskunde lautet: Die Schülerinnensollen befähigt
werden, die wichtigsten Tätigkeitendes wirtschaftlichen

Betriebes eines einfachen Haushalts selbständigauszu-

führen, so daß sie erforderlichen Falles imstande sind,
bei Ausübung sozialer Tätigkeit helfend eingreifen zu
können. Das Verständnis für vollwertige Volkser-

nährung soll bei den Schülerinnen geweckt werden.

Die Lehraufgaben dieses Faches umfassen:

1. Nahrungsmittellehre. Die Kenntnis unserer wich-

tigsten Nahrungsmittel in bezug auf Nährwert, Ge-

schmackswert, Preis und Behandlung, Milch, Milch-
.erzeugnisse, Eier, Fleisch, , ische, Fettarten, Getreide-

früchte, Gemüse, Hülsenfrüchte,Kartoffeln und Obst.
Genußmittel und Speisenzusätze. Schädlichesin den

Nahrungs- und Genußmitteln. Normalnahrung des

gesunden Menschen, Krankenkost

2. Die Vorgänge des Garmachens der Nahrung:
Die Kenntnisse der Vorgänge des Garmachens auf
Grund der Beobachtung. Kochen, Rösten, Schmoren,
Braten, Dünsten und Aufbrühen. Das Mischen der

Nahrungsmittel und die dazu dienenden Hilfsmittel.

Z. Das praktische Kochen: Die Übertragungdes

gewonnenen Wissens auf die Ausübung des Kochens.
Das Kochen von Gerichten für einfacheVerhältnisse·

4. Wirtschaftsführung:Einkauf, Markt, Fischmarkt,
’Markthalle· Einkan in kleineren und größerenMengen.
Dienstbotenfrage.

5. Waschen, Plätten und Hausarbeiten: Kenntnis

der wichtigsten im Hause vorkommenden Reinigungs-
arbeiten. Holzzeug scheuern,Schwarz-Weißblech,Eisen,

Kupfer, Messing, Aluminiumbehandlung, der Abwasch,
Lampen, Fenster, Bürsten, Besen, Kämme, Fußboden,
Türen reinigen. Gründliche Reinigung der Küche.

.«Küchenwäsche,einfacheLeibwäsche,bunte Wäsche,Woll-

«wäsche,Fleckenreinigung Legen, Rollen und Plätten
.der gewaschenenSachen.
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Hierzu tritt ergänzendein zweites Fach der Frauen-
schule die Wirtschaftskunde oder das hauswirtschaftliche
Rechnen:

1. Allgemeines über Wirtschaftsleben, Volkswirt-

schaft und Einzelwirtschaft
2. Vermögen,Eigentum, Kapital.
3. Feststellung des Kapitals durch Jnveutur und

Bilanz.
4. Verwaltung und Anlage des Kapitals: Bank-

und Börsenwesen Wesen und Entstehung des Geldes,
Münzfuß,Währung, Kurant-, Papiergeld, Banknoten,
Kassenscheine,Prozentrechnung, Preisberechnungen aus

allen Zweigen der Hauswirtschaft, Kaus- und Verkauf,
Zins- und Diskontrechnung, Kontokorrenirechnuug,
Staffelrechnung, Effektenrechnung,Kurszettel, Wechsel,
Scheck, Akkreditiv,Hypotheken.

Steuerwesen. Direkte und indirekte Steuern,
Staats- und Gemeindesteuer, Steuererklärung

6. Die verschiedenenFormen der Versicherung mit

besondererBerücksichtigungder Pflichten gegenüberdem

Dienstpersonal.
7. Buchführung a) für Private unter Berücksich-

tigung des Geschäftsverkehrsmit den Bänken b) haus-
wirtschaftlicheBuchführung. -

Die Bürgerkunde teilen wir in drei Hauptteile:
1. Geschichtedes neunzehnten Jahrhunderts, wo durch
Lektüre der wichtigstenQuellen die theoretischenGrund-

lagen für die Entstehung unseres modernen deutschen
Reiches gewonnen werden, 2. Soziale Fürsorge als

Tätigkeitsgebietder Frau: Soziale Tot und soziale
Fürsorge. Organe und Organisation, Mittel und Wege
der Fürsorge. Die Frauen in der öffentlichenund

privaten Fürsorge-Arbeit Ausbildungsgelegeuheitenin
Deutschland. Fürsorge für die vorschnlpflichtige, die

schulpflichtigeund die schulentlasseneJugend. Fürsorge
fürArbeitslose. Sparkasfenwesen.FürsorgefürWohnung,
Ernährung und Bekleidung Gesundheitspflege und

KrankenfürforgeRechtsschutz,Bildungs- und Erholungs-
fürsorge. Hieran schließtsichals dritter Teil der Bürger-
kunde im zweiten Schuljahr die Rechtskunde, deren Lehrer
ein Jurist oder Verwaltungsbeamter sein muß. Nach
kurzemÜberblickfür die Rechtsgeschichtewird hier das

Hauptgewicht auf diejenigen Kapitel des bürgerlichen
Rechts gelegt, die für die Frauen besonders wichtig
sind: Willenserklärungenund Verträge, das Recht der

Schuldverhältnisse,Sachen- und Hypothekenrecht,Fami-
lienrecht: Verlöbnis, Ehehindernisse, Eheschließung,
«EhelichesGüterrecht, Ehescheidung, rechtlicheStellung

der Kinder, Aussteuer, Ausstattung, elterliche Gewalt,
Vormundschast,Waisenpflege, Erbrecht, Testament und

Erbvertrag.
Jn der»Gesundheitslehre,die am besten von einer

weiblichenArztin gelehrt wird, ist zu behandeln: Bau
des menschlichenKörpers mit physiologischenBetrach-
tungen über die Funktionen der einzelnenOrgane. Er-

nährung. Einfluß des Klimas. Wichtige Kapitel aus

der Hygiene der Wohnung, Kleidung und Nahrung.
Bakteriologie. Kranken-, Säuglings- und Kinderpflege

Jn Pädagogikbetonen wir die Pädagogik des vor-

schulpflichtigenAlters und gewinnen die theoretischen
Grundlagen für die im zweiten Schuljahr einsetzende



praktische Ausbildung im Kindergarten. Im Deutschen
erstreben wir vor allem die gründlicheKenntnis der

neueren deutschen Literatur seit Goethes Tode, die

Weckung des Geschmacks an wertvoller guter Lektüre.

Ebenso wird in der Kunstgeschichte,ich möchtelieber

sagen Kunstbetrachtung der Hauptwert gelegt auf Er-

kenntnis guter Kunst und Geschmacksbilduugauch in

der Ausstattung unserer Wohnung und künstlerischer

Ausgestaltung der Kleidung und des Hausgeräts.
Am Ende meiner Ausführungen angelangt, würde

ich mich freuen, wenn es mir gelungen seinsollte, Sie,
meine geehrten Damen und Herren, davon überzeugt
zu haben, daß »die moderue Frauenschule«richtig ein-

gerichtet, für unsere deutschenFrauen und damit für
unser gesamtes Volksleben ein Kultursaktor von größter
Bedeutung werden kann. Die reichen Gedankengänge,
die dem Lehrplan der Frauenschule zu Grunde liegen,
sind wohl geeignet, aus« unsern jungen Mädchen in

ihrer aufnahmefähigstenZeit warmherzige, leistungs-
fähige, beglückteund beglückendePersönlichkeitenzu
bilden. Hier in Westpreußenhaben wir erst die eine,
eben eröffneteAnstalt in Danzig, während in Preußen
überhauptin den drei letztenJahren schonmehr als achtzig
Frauenfchulen entstanden sind. HelfenSie Alle, meine sehr
geehrten Herren, die Sie als Bürgermeister,Magistrats-
mitglieder oder Stadtverordnete den entscheidendenEin-

fluß darauf haben, daß in nicht allzu ferner Zeit West-
preußen nicht mehr wie bisher hintenan steht, sondern
womöglichvoran marschiert. Der Segen für die nach-
folgenden Geschlechter wird sicherlichnicht ausbleiben.

(Lebhafter Beifall)

Vorsitzenden
den Vortrag.

Stadtschulrat Dr. YamuI-Danzig: Meine sehr
geehrten Damen Und Herren! Der Beifall, den Sie

dem Herrn Vortragenden gespendet haben, läßt ja auf
Ihre Zustimmung zu feinen Ausführungen schließen.
Das ist natürlich,denn der Vortragende ist einer der

wenigenPädagogen, die bereits eine gewisseErfahrung
auf diesem Gebiete zu sammeln das Glück hatten. Er

hat schon, ehe er seine jetzigeStellung in Danzig über-
nahm, eine Frauenschule in Hildesheim errichtet und

jahrelang geführt. Er kam mit voller Erfahrung hier-
her. Wir in Danzig haben uns diese Erfahrung zu-

nutze gemacht und die Einrichtungen, von denen Sie

gehört haben, in voller Übereinstimmungmit Herrn
Direktor Dr. Tesdorpf getroffen.
stätigen,daß wir voll und ganz auf dem Boden der

hier vorgetragenen Einzelheiten und des Gesamten
stehen. Ich möchte nur noch einige Punkte etwas

unterstreichen. Zunächst glaube ich, daß eine Frauen-
schule den hier skizzierteu drei wichtigen Zielen der

Persönlichkeitsbildung,der Ausbildung der jungen
Mädchen für den Hausfrauen- und Mutterberuf und

endlich der Ausbildung für soziale Pflichten nur wird

genügenkönnen,wenn sie mindestens oder überhaupt
zwei Jahre geführtwird. Die eigentlicheHausfrauen-
schule ist immer ein Torso. Jch würde also allen, die

sich auf dieses Gebiet begeben, abraten, mit einer ein-

jährigenSchule zu rechnen. Die Fülle der Fächer,die

Jch eröffne die Verhandlung über

Ich kann nur be--
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es schon an nnd für sich nahe legt, daß ohne sehr ge-

schickteLehrer einzelnes nur oberslächlichbehandelt
wird, gebietet von vornherein, einen zweijährigenKursus
ins Auge zu fassen. Zweitens möchte ich davor

warnen, diese Schule mit irgend welchen auf Berech-
tigungen abzielenden Einrichtungen zu versehen. Es-

ist, wahrscheinlich um auch den kleineren Gemeinden

Entgegenkommen zu zeigen, in den Vorschlägen und

Richtlinien die Möglichkeitgeschaffen, an den Schulen
auch solche Fächer zu lehren, die auch zur Ausbildung
von Lehrerinnen dienen sollen. Diese Verauickung ist
aber, wenn man die Ziele der Frauenschule ernst
nimmt, unter allen Umständenzu vermeiden. Zu ver-

meiden ist auch, daß man die Schüleriunen an den

Stunden etwa des Seminars oder einer Studienanstalt
teilnehmen läßt. Sie werden dann wahrscheinlich das-

Seminar oder die Studienanstalt nur belästigenund

insofern schädigendwirken, sie werden aber auch für
sich selbst nicht das haben, was man ihnen eigentlich
bieten wollte. Wenn ich das vorausschicke, so bitte ich
zu erwägen, daß der Vortragende seinen Vortrag in

bestimmten Leitsätzenzusammengefaßthat. Diese Leit-

sätzekönnen natürlich niemals die Fülle eines solchen
Vortrages erschöpfen;sie werden auch immer nach
einer Richtung besonders pointiert sein. Ich glaube
nun, daß unser aller Erfahrungen doch noch nicht so-
weit gediehen sind, daß wir uns auf eine Diskussion
der einzelnen Leitsätzeeinlassen könnten. Ich glaube,
die allgemeine Zustimmung, die sich vielleicht in der

Diskussion noch weiter klären wird, wird dasjenige
sein, was wir dem Vortrage entgegenzubringen haben.
Ich würde deshalb bitten, von einer Diskussion über
den Wortlaut der einzelnenLeitfätzeabzusehen, sich auf
eine allgemeine Erörterung zu beschränken,und wenn

die Versammlung, wie es nach dem Beifall an-

genommen werden darf, dem Vortrage im wesentlichen
zustimmt, dadurch dieser Zustimmung Ausdruck zu geben.

Vorsitzenden Wird das Wort weiter gewünscht?—

Das ist nicht der Fall. Dann schließeich die Verhandlung
Eine Abstimungüber die Leitsätzewird nicht erforderlich
sein, ein besonderer Antrag ist nicht gestellt. Ich danke-

dem Herrn Redner namens der Versammlung herzlich
für die hervorragend interessanten, erschöpfendenund—

zeitgemäßenAusführungen Der reiche Beifall hat
gezeigt, wie sehr wir alle davon überzeugtsind, daß
gerade dieses Gebiet der Frauenbildung von ganz.

außerordentlicherBedeutung für die Zukunft unserer
Frauen ist.

Wir gehen über zu dem nächstenPunkt der Tages--
ordnung zu dem Vortrage des Herrn Bürgermeisters-
Dr. Bail:

Ya- Zweeäverbaudsgefetz.
gerichterftattey Bürgermeister Dr. Hail-Danzig:

Meine Herren! Als Ende Januar d. Js. der Ent-

wurf eines Zweckverbandsgesetzesdem Abgeordneten--
hause zuging, ward alsbald in Aussicht genommen,
ihn auf die Tagesordnung unseres Städtetageszu setzen.
Seine außerordentlicheTragweite für die preußischen
Städte hätte es gerechtfertigt, daß sich die Städtetage-
vor seiner endgültigenFeststellungeingehend mit ihm.



beschäftigthätten. Die Königl. Staatsregierung hatte
dies dadurch verhindert, daß sie den Entwurf bis zu

seiner Vorlage streng geheim hielt; es sind zwar dann

die Herren Landeshauptleute darüber gehört worden,
ob auch die Provinzen in das Gesetz einzubeziehen
seien, was diese mit überwiegenderMehrheit verneinten,
die Städte und Städtetage wurden aber überhaupt

nicht gehört. Ende Januar konnten wir immerhin
noch mit der Möglichkeitrechnen, daßder-Westpreußische

Städtetag sich mit dem Zweckverbandsgesetzevor seiner
endgültigenVerabschiedung würde beschäftigenkönnen.
Um nichts zu versäumen,richtete die Stadt Danzig
alsbald eine Eingabe gegen den Entwurf an beide

Häuser des Landtages; sie beantragte auch beim Vor-

stande des Preußischen Städtetages ein besonderes
Vorgehen. Zahlreiche Städte und Städtetage sowie
der Vorstand des PreußischenStädtetages haben sich
dann ebenfalls mit Eingaben an den Landtag gewandt.
Man kann wohl sagen, daß diese Eingaben nicht ganz

ohne Nutzen gewesen sind.
Das Abgeordnetenhaus, das nach seiner ersten Be-

ratung den Entwurf der dreizehnten Kommission über-

wiesen hatte, hat auf Grund des eingehenden Berichtes
dieser Kommission und auf Grund von im Plenum
gestellten Anträgen in der zweiten und dritten Lesung,
eine Reihe von Verbesserungen an dem Entwurse vor-

genommen. Trotzdem aber blieb er für die Städte

unannehmbar. Das zeigte sich in voller Deutlichkeit
bei den Beratungen in der Kommission und im Plenum
des Herrenhauses Das Herrenhaus hatte den Entwurf
einer besonderen Kommission überwiesen,in welche von

vierundzwanzigMitgliedern neun Vertreter von Städten

hineingewähltwaren. Berichterstatter der Kommission
war unser Danziger Oberbürgermeister,der vom Ein-

gange des Entwurfes an ihm die vollste Beachtung ge-

schenkt und auf die Gefahren, welche er für die Städte

enthielt, schon verschiedentlichhingewiesen hatte.
Wenn überhaupt noch die Möglichkeitbestanden

hätte, die Städte vor dem drohenden Unheile zu be-

wahren, wäre sie hier gegeben gewesen. Die Vertreter

der Städte gaben sich die größteMühe, die bedenk-

lichsten Bestimmungen aus dem Entwurfe herauszu-
bringen ; es zeigte sich aber, daß sie einer geschlossenen
Mehrheit gegenüberstandenNicht selten findet sich in

dem ebenfalls sehr eingehendenBerichte der Kommission
des Herrenhauses die Bemerkung, daß die. gestellten
Anträge gegen neun Stimmen abgelehnt wurden. Hin
und wieder fanden freilich auch Ablehnungen mit 12

gegen 12 Stimmen statt und die Annahme des- ganzen

Entwurfes erfolgte mit 13 Stimmen ; die Entscheidung
hing also von einer einzigen Stimme ab. Immerhin

hatte auch die Kommission einige Verbesserungen des

Entwurses empfohlen.
Im Plenum des Herrenhauses ist es dann nach

heißemKampfe noch gelungen, einen Antrag unseres

OberbürgermeistersScholtz und ein-en Antrag des Ober-

bürgermeistersvon Aachen, Veltman, durchzubringen
die wieder Verbesserungen für die Städte bedeuteten.

Aber auch so blieb die Vorlage für die Vertreter der

Städte unannehmbar; sie haben sämtlichdagegen ge-

stimmt. Im Ganzen wurden bei der namentlichenAb-
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stimmung im Herrenhause 59 Stimmen für und 45

gegen den Entwurf abgegeben.
Das Abgeordnetenhaus hat dann den abgeänderten

Entwurf nochmals seiner Kommission überwiesen und

auf deren Befürwortung ihn endgültig angenommen.

Allerdings wurden auch hier wieder von verschiedenen
Seiten Bedenken erhoben und Anträge gestellt; die

Mehrheit glaubte aber das Schicksal des Gesetzes zu

gefährden,wenn es noch einmal an das Herrenhaus
zurückverwiesenwürde.

Wir haben nun ein beschlossenesGesetz vor uns,
das bereits am 1. Oktober ds. Is. iu Kraft treten soll,
und an dem sich einstweilen nichts ändern läßt. Es

hat deshalb m. E. keinen Zweck, Ihnen irgendwelche
Resolutionen vorzuschlagen oder sonst eine Stellung-
nahme des Städtetages herbeizuführen Sehr wichtig
aber ist es, sich mit dem Inhalte des Gesetzes und

seiner Entstehungsgeschichteeingehendbekannt zu machen.
Ich möchteversuchen, Ihnen einen Überblickwenigstens
über die hauptsächlichstenPunkte zu geben.

Durch das Gesetz wird der vierte Titel unserer
Landgemeindeordnungvom Z. Iuli 1891 aufgehoben,
der die Uberschrist trägt: ,,Verbindung nachbarlich be-

legener Gemeinden und selbständigerGutsbezirke behufs
gemeinsamer Wahrnehmung kommunaler Angelegen-
heiten-« Der Staatsregierung ging dieser Titel sach-
lich und räumlichnicht mehr weit genug. Im Iahre
1910 war ihr im Abgeordnetenhause infolge eines An-

trages der Abgeordneten Linz und Gras von Spee die

Anregung gegeben worden, bald einen Gesetzentwurf
vorzulegen, inhalts dessen unter Ausdehnung der Be-

stimmungen des Titels 4 der Landgemeindeordnung,
auf alle Provinzen der Monarchie eine Verbindung
von nachbarlich belegenen Stadtgemeinden unter sich
behufs gemeinsamer Wahrnehmung kommunaler An-

gelegenheiten gestattet würde. Das jetzigeGesetzkommt

diesem Verlangen nach, geht aber weiter, indem es zu-

nächst das Erfordernis der nachbarlichen Lage beseitigt.
Begründet ist das damit, daß z. B. der Schutz von

Wäldern, die zwischen den Ortslagen mehrerer Ge-

meinden liegen, eine gemeinsameAufgabe bilden könne.

Diese Erweiterung ist allseits gebilligt worden.

Eine andere Erweiterung ist erst durch das Ab-

geordnetenhaus in den Gesetzentwurs hineingebracht
worden. Die Staatsregierung wollte die Zweckver-
bände auf Städte, Landgemeinden und Gutsbezirke
beschränken Das Abgeordnetenhaus hat Bürger-
meistereien,Amter und Landkreise hinzugefügt.

Das Gesetz unterscheidet die freiwillige und die

zwangsweise Bildung von Zweckverbänden.Auch
die Landgemeindeordnungtut dies. Die Bestimmungen
des neuen Gesetzes haben aber doch vielfach eine ganz
andere Bedeutung als die des bisherigen.

Gegen die Bestimmungen des Gesetzentwurfes,
welche sich auf die freiwillige Bildung von Zweck-
verbänden beziehen(§ 1), hat sich Widerspruch nicht
erhoben. Es sind an ihnen einige Änderungenfor-
maler Natur vorgenommen, die ich übergehenkann.

Auch der freiwillige Zweckverband kommt nicht schon
dadurch zustande, daß die Beteiligten damit einver-

standen sind; über seine Bildung beschließtvielmehr
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der Kreisausschuß, bei Beteiligung von Städten oder

Landkreisen der Bezirksausschuß.
«

Wo Städte beteiligt
sind, tritt auch sonst im Gesetze anstelledes Kreisaus-

fchusses der Bezirksausschuß Jch werde daher an

solchenStellen fortan nur vom Bezirksausschussereden-

Der Bezirksausschußsoll nach der Erklärung des

Ministers des Jnnern nur die Behörde sein, die ge-

wissermaßendas letzte Siegel unter den Zweckverband
setzt. Es ist deshalb nicht anzunehmen, daß bei der

freiwilligen Bildung von ZweckverbändenSchwierig-
keiten entstehenwerden. Jndessen wird es sichempfehlen,
an den Bezirksausschußerst heranzutreten, wenn auch
über die Satzung des Zweckverbandes völliges Ein-

verständnis erzielt ist.

Nach S 3 des Gesetzes können Gemeinden mit

Gutsbezirken nach Maßgabe des § 1 auch zur gemein-
schaftlichenFestsetzungund Durchführungvon Straßen-
und Baufluchtlinien verbunden werden. In § 4 sind
für diesen Fall nähere Vorschriften gegeben.

Nun aber kommen wir zu den Bestimmungen,
welche den lebhaftesten Widerspruch seitens der Stadt-

gemeinden hervorgeruer haben, zu den Vorschriften
über die zwangsweise Bildung des Zweckverban-
des (§ 2).

Der Entwurf des Gesetzes ging in dieser Hinsicht
so weit, daß er schon im Abgeordnetenhause sehr er-

hebliche Einschränkungenerfuhr. Zu den kommunalen

Angelegenheiten, zu deren gemeinsamer Wahrnehmung
Gemeinden und Gutsbezirke auch gegen ihren Willen

sollten vereinigt werden können, rechnete der Entwurf
neben den ihnen gesetzlichobliegenden auch diejenigen
Aufgaben, die sie als kommunale bereits freiwillig über-
nommen haben, die Elektrizitätsversorgungund die

öffentlichenVerkehrseinrichtungenindessen auch ohne
diese letztere Voraussetzung Jnsbesondere sollten Ge-

meinden und Gutsbezirke auch zur gemeinschaftlichen
Festsetzung und Durchführung von Baufluchtlinien-
plänen miteinander zwangsweise verbunden werden

können. Die Kommission und das Plenum des Ab-

geordnetenhauseshaben es abgelehnt, so weit zu gehen.
Sie wollten im Gegenteil den Kreis der Aufgaben,
hinsichtlichderen ein Zwang zur Verbandsbildungstatt-
haft sein sollte, möglichsteng begrenzen. Man trug
Bedenken, rein fakultative Aufgaben von dem Augen-
blick an wie rein obligatorische zu behandeln, wo die

Beteiligten sie freiwillig übernähinen. Besonders be-

denklich erschien eine Zwangsverbandsbildungzugunsten
der Elektrizitätsversorgungund von Verkehrseinrich-
tungen mit Rücksichtauf die ungünstigenErfahrungen,
die man mit derartigen vielfach unrentablen Anlagen
gemacht habe. Hier und bei anderen kommunalen Auf-
gaben im Wege des Zwanges vorgehen zu wollen,
hielt man für einen starken Eingriff in die Selbstver-
waltung, der geeignet sei, das kommunale Leben zu

gefährden,da wirklich lebenskräftigeund lebensfrohe
kommunale Gebilde nur auf der Grundlage des frei-
willigen Zusammenschlussesentstehen könnten. Ganz
aber hat man leider diesen letzten durchaus richtigen
Gedanken im Abgeordnetenhausenicht zu Ende gedacht.
Man hat gemeint, daß eine diskrete Anwendung des
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Zwanges bei der notorischen Eigenbrödelei unseres
Volkes in manchen Fällen nicht zu umgehen sei.

So hat denn im Abgeordnetenhause die grund-
legende Bestimmung für die Bildung von Zwangs-
zweckoerbändendie folgende Fassung erhalten, die sie
trotz der heißenKämpfe im Herrenhause behalten hat:

,,Sind die Beteiligten nicht einverstanden, so
ist die Bildung eines Zweckoerbandes nur zur

Erfüllung von solchen kommunalen Aufgaben,
welche allen Beteiligten gesetzlichobliegen, und

nur dann zulässig,wenn die Bildung des Zweck-
verbandes im öffentlichenInteresse notwendig ist«

Eine erhebliche Verbesserung war dies zweifellos.
Aber die Vertreter der Städte haben sich trotzdem nicht
entschließenkönnen, für das Gesetz zu stimmen, weil

der Zwang auch in dieser Einschränkungbedenklich er-

schien, und weil eine Reihe weiterer Bestimmungen,die

leider trotz aller gegen sie gerichteten Anträge im Ge-

setzestehen geblieben sind, ihnen die Zustimmung ein-

fach unmöglichmachte.
Einer der ersten Anträge im Herrenhause ging

daher dahin, alle Zwangsbestimmungen des Gesetzwi-
wurfes zu streichen. Zur Begründungdieser Stellung-
nahme der Vertreter der Städte führte der Bericht-
erstatter in der Kommission des Herrenhauses u. a.

aus, daß ein Bedürfnis für die Einführung von

solchenZwangsbestimmungennicht vorliege. Man solle
doch zunächstdie Erfahrungen abwarten, die mit denn

Zweckverbandsgesetzefür Groß-Berlin gemacht würden.
Eile habe die Schaffung eines allgemeinen Zweckver-
bandsgesetzes gewiß nicht. Stelle sich wirklich einmal

der Notfall ein, daß ein Zwang angewendet werden

müsse,so könne ähnlichwie bei Groß-Berlin und wie bei

Eingemeindungen durch ein Spezialgesetz Abhilfe ge-

schaffenwerden. Nach dem Entwurfe könne der Fall
eintreten, daß eine und dieselbe Gemeinde zu mehreren
Zweckverbändenmit verschiedenen Gemeinden ver-

bunden werde. Hierdurch werde die Schaffung vieler

besonderer Verwaltungsorgane notwendig, und das zu
einer Zeit, wo alles von einer Vereinsachungder Ver-

waltung spreche.
Nach der Städteordnung sei die berufene Ver-

tretung der Städte der Magistrat und die Stadtver-

ordnetenversammlung Diese würden nach der Schaffung
des Zweckverbandes von der Verwaltung wichtiger
Zweige ausgeschlossen. Dagegen werde das ständische
Prinzip in die Verwaltung eingeführt. Die Stadt-

gemeindenseien aber Rechtssubjekte,die sichallmählich
gebildet hätten und jetzt nicht ohne weiteres zerschlagen
werden könnten. Käme das Gesetzzu stande, so liege
für die Stgdtverwaltungendie Gefahr vor, daß ihnen
gerade die Uberschußverwaltungcn,wie z. B. die Wasser-
werke, entzogen würden, und daß ihnen in mancher
Beziehung UUV das bliebe- Was für sie das Unan-

genehmstesei, nämlich die Steuererhebung.— Werde

dagegen der Antrag der Städtevertreter angenommen,
so sei die Bildung von korporativ freiwilligen Zweck-
verbändell ermöglicht,für die in der Landgemeinde-
ordnung vorgesehenenFälle bleibe aber der Titel 4 der

Landgemeindeordnungbestehen. Halte man die Aus-

dehnung dieses Titels auf die westlichen Provinzen



für notwendig, so möge man dies durch eine Er-

gänzung der westlichen Landgemeindeordnungen tun.

Der Minister des Inneren erklärte,daß die Staats-

regierung den Antrag nicht annehmen könne. Das

würde eine vollkommene Abkehr von den bisherigen
Grundsätzenbedeuten. Nach der Landgemeindeordnung
sei der Zwang bereits in weiterem Maße vorgesehen,
als es durch die Vorlage in Aussicht genommen sei.
Für Ausnahmefälle, denn solche würden es bleiben,

müsse die Möglichkeitdes Zwanges gegeben werden·
Einen Nachweis des Bedürfnisfes zu führen, ver-

suchte der Herr Minister nicht. Auf die Bitte, die Fälle

anzugeben, in denen bisher eine Stadt mit einer Nach-

bargemeinde zwangsweise verbunden sei, führte er nur

einen Fall an, in welchem eine solche Verbindung

zwecks Anlegung eines gemeinsamen Friedhofes statt-

gefunden habe. Weitere Fälle waren trotz wieder-

holter Anfragen nicht in Erfahrung zu bringen.
Eine Abkehr von den bestehenden Grundsätzen

hatten die Antragsteller nicht beabsichtigt. Ihr Antrag

bezweckteia gerade, die Bestimmungen der Land-

gemeindeordnung bestehen zu lassen. Aber freilich,
diese Bestimmungen, waren die Ursache. warum bisher
so wenig Zwang ausgeübt worden war, und sie ge-

nügten der Staatsregierung nicht mehr. Sie waren

auf kleinere ländlicheVerhältnisse zugeschnitten. Zu-

lässig war zwar auch eine Verbindung von Stadt-

gemeinden mit Landgemeinden —- selbstzwangsweise —-

sie bildete aber einen Ausnahmefall. Und trat sie ein,

so hatte nach den Bestimmungen der Landgemeinde-
ordnung die Stadt den ihr gebührendenEinfluß-im
Verbande, was jetzt eben nicht mehr der Fall sein foll.
Das Ziel war bei den Zweckverbändender Land-

gemeindeordnung, durch Zusammenfassungmehrerer

schwächererGemeinden und Gutsbezirke einen Verband

zu schaffen, der eine größereAufgabe zu lösen ver-

möge, nach dem Grundsatze ,,verbunden werden auch
die Schwachen mächtig.« Die Begründung des Ent-

wurfs zu unserem Gesetzeaber steht auf einem anderen

Standpunkte. Sie sagt: »Meist wird die Anlehnung
eines schwachen an einen stärkerenKommunalverband

erforderlichsein, aber gerade hier pflegt die Abwägung
der Vor- und Nachteile im Kreise der Steuerzahler
eine hemmendeRolle zu spielen.«Deshalb die Zwangs-

bestimmungen, die den Widerspruch des stärkeren

Kommunalverbandes beseitigenund seinenEinflußlahm-

legen sollen.
Wie gesagt, der Antrag, die Zwangsbestimmungen

aus dem Entwurfe zu streichen, ward abgelehnt;Ver-

sucht wurde in der Kommission des Herrenhauses zu-
UächstNoch, die Zwangsbestimmungen nur dann ein-

treten zu lassen, wenn die Bevölkerungszahlder dem
Verbande Widersprechendengeringer sei als die Zahl
der Einverstandenen. Auch das war nicht zu erreichen.

Versncht wurde dann ferner, das öffentlicheInteresse,
das die Voraussetzung für die Zwangsverbandsbildung
sein soll, wenigstens dadurch näher zu begrenzen,daß
man bestimmte Fälle ausscheiden wollte, in denen ein
öffentlichesInteresse nicht vorliege. Es handelte sich
um Fälle, in. denen nach Erklärungen der Staats-

regierung von dem Zwange kein Gebrauch gemacht
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werden sollte, so abgesehen von einem Punkte, auf den

ich gleich noch komme, um Fälle, in denen einer der

Beteiligten durch die Bildung des Zweckverbandes
keinen Vorteil hat und in denen an Stelle des Zweck-
verbandes eine Eingemeindung in Frage kommt. Die

Kommission lehnte aber auch diesen Antrag wie alle

übrigen zahlreichenAnträge zum § 2 gegen die neun

Stimmen der Städtevertreter ab.

In dem einen Punkte, von dem ich soeben sprach,
kam dann jedoch das Herrenhaus selbst den Wünschen
der Städtevertreter entgegen, indem es den Antrag
Veltman und Genossen annahm, der dahin ging:

»Die Bildung eines Zweckverbändesunter-

bleibt, sofern und solange ein Beteiligter bereit
und imstande ist, die gemeinsame Ausgabe da-

durch zu erfüllen,daß er den übrigenBeteiligten
die Mitbenutzung einer kommunalen Anstalt
gegen angemessene Entschädigung einräumt.
Darüber, ob die vorangegebenenVoraussetzungen
vorhanden sind, sowie über die Höhe der Ent-

schädigungbeschließtim Streitfalle der Kreis-

(Bezirks-)Ausschuß,dem auch die Entscheidung
über sonstigeaus diesem Verhältnisseentstehende
Streitigkeitenzusteht.«

. Diese Bestimmung gibt den Beteiligten die Mög-
lichkeit, einem Zwangszweckoerbande unter gewissen
Voraussetzungenaus dem Wege zu gehen und die

Verwaltung der kommunalen Anstalt in der Hand
zu behalten.

Uber die Eingemeindungen und ihr Verhältnis zu
den Zweckverbändenenthält das Gesetz nun kein Wort.
Und doch ist darüber bei den Beratungen so viel ge-

sprochen worden, daß dieser Punkt auch hier nicht
ganz übergangenwerden kann. Es hatte den Anschein,
daß bei großen Parteien im Abgeordnetenhause zu
Anfang der Beratungen und schon vorher die Absicht
bestand, das Wachstum der Städte durch Eingemein-
dungen möglichstzu hindern. Es war daher natürlich,
daß die Vertreter der Städte sich hiergegen wehrten
und im Gesetze festgelegt wissen wollten, daß in be-

stimmten Fällen Eingemeindungen statt der Zweck-
verbände zulässig sein sollten. Wenn nun auch die

hierauf hinausgehendenAnträge abgelehnt worden sind,
so ist daraus doch nichts gegen fernere Eingemein-
dungen zu folgern. Der Minister des Innern hat
vielmehr in der Kommission des Herrenhauses erklärt:
»Es könne gar nicht in Frage kommen, die Ein-

gemeindungendurch dieses Gesetz zu beseitigen,-denn

Eingemeindungenund Zweckverbändeverfolgten ganz
verschiedenartigeTendenzen. Die Zweckverbändeseien
in erster Linie für ländlicheVerhältnissenotwendig,
und bei den Städten dann, wenn es sich nicht um

eine vollständigeGemeinschaft aller Interessen der

betreffenden Gemeinden handle, sondern um eine

partielle Interessengemeinschaft,die sich auf einzelne
konkrete kommunale Aufgaben, z. B. die Anlage von

Friedhöfenoder dergl. beziehe. In diesen Fällen
würde eine Eingemeindungeinen viel zu weit gehenden
Eingriff in die kommunale Selbständigkeitder einzu-
gemeindendenGemeinde bedeuten. Wenn aber durch die

nachbarliche Entwickelung zweier Gemeinden eine all-



gemeine Interessengemeinschaft in Bezug auf die zu

erfüllenden kommunalen Aufgaben hergestellt worden

sei, dann werde nach wie vor die Eingemeindung not-

wendig sein und auch durch dies Gesetz nicht aus-

geschaltet werden. Es liege nicht der mindeste Anlaß
vor, zu befürchten, daß eine vernünftigeEingemein-
dungen ausschließendeTendenz mit diesem Gesetz-
entwurfe verfolgt würde.« Auch die Vertreter der

verschiedenstenParteien beider Häuser des Landtages
haben sich in wesentlich gleichemSinne geäußert,selbst
Redner der Parteien, von denen man bisher annahm,
daß sie allgemein gegen Eingemeindungen seien. Wir

wollen hoffen, daß man sich bei späterenEingemein-
dungsvorlagen dieser Äußerungenerinnern wird, denn

daß Eingemeindungen vielfach notwendig sind, und

beiden Teilen große Vorteile bieten, brauche ich hier
wohl nicht auszuführen

Darüber, welches die kommunalen Aufgaben sind,
um deretwillen ein Zwangszweckverband geschlossen
werden kann, schweigt das Gesetz. Es sagt nur, es

müssen kommunale Aufgaben sein, welche allen Be-

teiligten gesetzlichobliegen. An einem Zweckverbande
können beteiligt sein Städte, Landgemeinden, Guts-

bezirke, Ämter und Landkreise· Jeder der Kategorien
dieser Selbstverwaltungskörperliegen verschiedeneAuf-

gaben gesetzlichob, die wenigstenwohl den Landkreiseu.
Deshalb werden, wo Landkreise mit in Frage kommen,

auch die wenigsten Möglichkeitenzur Bildung von

Zwangszweckoerbändengegeben sein. Die meisten
werden vorhanden sein, wo ein Zweckoerbandzwischen
Städten zwangsweise geschlossen werden soll. Aber

hier lassen sich die gesetzlichenAufgaben nicht voll-

ständig auszählen. Jhr Begriff wird vielmehr durch
die jeweiligeGesetzgebung und durch die Rechtsprechung
bestimmt. Die Begründung des Entwurfes weist
darauf hin, daß durch § 29 des PreußischenGesetzes,
betreffend die BekämpfungübertragbarerKrankheiten,
vom 28. August 1905 die Gemeinden ganz allgemein
verpflichtet werden, diejenigenEinrichtungen, welche zur

Bekämpfung der übertragbarenKrankheiten notwendig
sind, zu treffen und für deren ordnungsmäßigeEr-

haltung zu sorgen. Was aber weiterhin zu den obli-

gatorischen kommunalen Aufgaben zählt, welche für
Zweckoerbändein Frage kommen, haben auch die Ver-

treter der Staatsregierung erschöpfendnicht angeben
können. Man denke aber z. B. an die gesetzlichen
Pflichten, die den Gemeinden auf den Gebieten des

Schulwesens, des Armenwesens und des Wegebaues
obliegen.

Wie geschieht nun die zwangsweise Bildung
des Zweckverbandes?

Darüber sagt das Gesetz: Der Oberpräsidentkann,
wenn er die vorhin besprochenen Voraussetzungen für-
vorliegend erachtet, auf Antrag von mindestens einem

Drittel der Beteiligten oder auf Antrag der Kommunal-

aufsichtsbehördeanordnen, daß zunächstder Bezirksaus-
schußüber die Ergänzungder mangelnden Zustimmung
Beschlußfaßt. Die Beschlußfassungerfolgt auf Grund

mündlicherVerhandlung. — Gegen den auf Beschwerde
von dem Provinzialrat gefaßtenBeschlußsteht den
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Beteiligten binnen 4 Wochen die Klagebei dem Ober-

verwaltungsgericht zu. Die Klage kann nur darauf
gestütztwerden, daß die Aufgabe, zu deren Erfüllung
der Zweckverbandgebildet werden soll, den Beteiligten
nicht gesetzlichobliege.— Nach Ergänzungdes mangeln-
den Einverständnissesder Beteiligten beschließtder Ober-

präsidentüber die Bildung des Zweckverbandes.
Sie sehen, es handelt sich um ein recht umständ-

liches Verfahren, das unter Umständen Jahre lang
dauern kann. Zunächst ist ein Antrag auf Bildung
des Zweckverbandeserforderlich. Nach dem Entwurfe
konnte ihn ein Beteiligter stellen. Jetzt mußmindestens
ein Drittel der Beteiligten sich dazu vereinigen. Das

erschwert immerhin in etwas die Stellung unbegrün-
deter Anträge. Abgelehnt wurde, den Antrag nur

durch die Mehrheit der Beteiligten stellen zu lassen.
Abgelehnt wurde leider auch die Streichung der

Worte ,,oder auf Antrag der Kommunal-Aufsichts-
behörde«. Sie kann also den Antrag stellen, selbst
wenn kein Beteiligter dies tut. Hoffentlich werden sich
aber nie solcheFälle ereignen, denn von Selbstver-
waltung würde bei einem derartigen Verfahren auch
nicht ein Hauch mehr zu spüren sein.

Der Oberpräsidentkann seine Anordnung erlassen,
wenn er die gesetzlichenVoraussetzungen für gegeben
erachtet, er muß es aber nicht. Jn seine Hand ist
also in erster Linie das Schicksal des Antrags gelegt.
Ordnet er die Beschlußfassungüber die Ergänzung der

mangelnden Zustimmung an, so muß mündlicheVer-

handlung vor dem Beschlußkollegiumerfolgen. Hier
werden also die Beteiligten, die gegen die Bildung des

Zweckoerbaudessind, ihre Gründe ausführlich darzu-
legen haben.

Das Recht auf Klage ist erst im Abgeordneten-
hause in den Entwurf ausgenommen worden. Leider

ist trotz gestellter Anträge die Klage nicht unter jeder
Begründung zugelassen, auch nicht einmal unter der

Begründung,daß die Bildung des Zweckverbandes im

öffentlichenInteresse nicht notwendig sei, sie kann viel-

mehr uur darauf gestütztwerden, daß die Aufgabe, zu
deren Erfüllung der Zweckoerbandgebildet werden soll,
den Beteiligten oder auch nur einem Beteiligten gesetz-
lich nicht obliegt. ·

Lehnt die Beschlußbehördeoder das Oberoerwal-

tungsgericht die Ergänzung des mangelnden Einver-

ständnissesab, so kann der Zwangszweckverband nicht
zustande kommen. Erfolgt dagegen die Ergänzung,so
beschließtder Oberpräsident über die Bildung des

Zweckoerbandes.
Die gleichen Vorschriften wie für die Bildung der

Zweckverbände
— sowohl der freiwilligenals auch der

zwangsweisen — finden sinngemäßAnwendung auf
die Fälle einer Veränderung in der Zusammensetzung
wie auf die Fälle einer Auflösungvon Zweckverbänden.

Der Zweckverband hat die Rechte einer öffentlichen
Körperschaft,sofern sämtlichenVerbandsmitgliedernfür
sich diese Rechte uneingeschränktzustehen. Trifft diese
Voraussetzung nicht zu, so können dem Zweckverbande
auf seinen Antrag die Rechte einer öffentlichenKörper-
schaft mit KöniglicherGenehmigung beigelegt werden.



Mit der bloßenVerleihung juristischerPersönlichkeit
ist es aber nicht getan. Der Zweckverband bedarf
eines Vermögensund gewisserEinrichtungen, um seine
Tätigkeit beginnen zu können. Es muß bestimmt
werden, was die einzelnen Mitglieder in den Verband

hineinbringen sollen. Meist wird auch erforderlichsein,
zwischenden Gliedern des Zweckverbandeseinen Aus-

gleich herzustellen,damit nicht das eine gegenüberdem

andern zu Unrecht belastet wird. Wenn z. B. eine

Stadt eine Kanalisation besitztund nun mit mehreren

Landgemeinden, die noch keine Kanalisation haben, zu

einem Zweckverbandevereinigt wird, um auch sie an

ihrer Kanalisation teilnehmen zu lassen, wäre es un-

gerecht, wenn die Landgeineindennicht einen angemesse-
nen Teil der Kosten jener Kanalisation bezahlen müßten.
Nach dem Gesetze hat über die deshalb notwendig
werdende Regelung der Verhältnisse zwischenden Be-

teiligten der Bezirksausschußzu beschließen,vorbehalt-
lich der den Beteiligten gegeneinanderzustehendenKlage
im Verwaltungsstreitverfahren, womit den Behörden,

die im Beschluß- und Verwaltungsstreitverfahren zu

entscheiden haben, eine überaus schwierige Aufgabe
ohne nähere Anleitung überwiesen ist. Das Gesetz
bestimmt nur folgendes: »Bei der Regelung sind er-

forderlichenfalls Bestimmungen zur Ausgleichung der

öffentlichrechtlichen Interessen der Verbandsmitglieder
zu treffen. Insbesondere können einzelneBeteiligte zu

Vorausleistungen verpflichtet werden, wenn diejenigen,
mit welchen sie verbunden werden sollen, für gewisse

Berbandszwecke bereits vor der Verbindung für sich
allein in genügenderWeise Fürsorge getroffen haben
oder aus anderen Gründen nur einen geringeren Vor-

teil von der Verbindung haben.« Ein Antrag, in

solchem Falle die andern Beteiligten zu Voraus-

leistnngen zu verpflichten, indem das Wort ,,können«

durch ,,müssen«ersetzt werden sollte, ist leider abgelehnt
worden, ebenso der Antrag, daß für die Regelung der

privatrechtlichen Verhältnisse,insbesondere für die Ent-

schädigung, der ordentliche Rechtsweg offen stehe, und

daß volle Entschädigungunter entsprechenderAnwen-

dung der Grundsätze des Enteignungsgesetzeszu ge-

xwährensei. Angenommen wurde dagegen der Antrag
-Scholtz:

,,Eine dem Zweckedes Verbandes dienende

Einrichtung, welche einem Beteiligten gehört,
verbleibt dem bisherigenEigentümer; dieser kann

indessen verlangen, daß das Eigentum der Ein-

richtung gegen Entschädigng auf den Verband

übergeht.«
Über die Tragweite dieses Zusatzes sind die Mei-

:nungen im Herrenhause sehr auseinander gegangen.

In der Kommission des Herrenhauses war er u. a.

damit begründetworden, daß den Beteiligten dochnicht

ohne weiteres das Eigentum an Gegenständenge-

nommen werden könne, die fie mit großenKosten ge-

schaffen hätten und die z. B. bei der Aufnahmevon
Anleihen von großerBedeutung seien. Eine derartige
Maßnahmekönne den Kredit der Städte untergraben.
Daran anknüpfendhat man dann sagen wollen: »Das

Eigentum mögen die Beteiligten behalten, die Ver-

Jfügungund Verwaltung muß aber auf den Zweckvek-
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band übergehen.« Gegen ein solches aller Rechte ent-

kleidetes und bedeutungsloses Eigentum, das auch für
die Gläubiger der Beteiligten gar kein Interesse hat,
haben sich natürlich die Vertreter der Städte lebhaft
erklärt; sie halten das volle Eigentum einschließlichder

Verwaltung für die bisherigen Eigentümerin Anspruch
genommen. Nachdem das Herrenhaus nun den An-

trag ohne Einschränkungangenommen hat, wird man

annehmen müssen, daß zunächst das volle Eigentum
der Einrichtung, also z. B. eines Wasserwerkes, ein-

schließlichder Verwaltung, dem bisherigen Eigentümer
verbleibt und daß er beiden Verhandlungen, die wegen
der Regelung der Verhältnissevor der Beschlußbehörde
kaum zu umgehen sind, sichdarüber wird äußernmüssen,
ob und unter welchen Bedingungen er nur die Ver-

waltung abgeben will, oder ob er beansprucht, daß
das Eigentum gegen Entschädigungauf den Verband

übergeht.

Die bisher besprocheneRegelung betrifft nur das

Anfangsstadium des Zweckverbandes. Einer weiteren

Regelung bedarf es aber für seine dauernde Wirksam-
keit. Hierzu dient die Satzung, welche die Rechtsver-
hältnissedes Zweckoerbandes regeln soll. Sie ist von

den Beteiligten im Wege der Vereinbarung festzustellen
und unterliegt der Bestätigung des Bezirksausschusses.
Soweit eine Übereinstimmungder Beteiligten nicht zu
erzielen ist, erfolgt die Feststellung der Satzung durch
Beschlußdes Bezirks-Ausschussesauf Grund mündlicher
Verhandlung, und zwar bei freiwilliger Verbands-

bildung auf Antrag aller Beteiligten, bei zwangsweiser
ohne Antrag. Auch·diese zwangsweise Feststellungder

Satzung ist eine Neuerung; die Landgenieindeordnung
kannte nur die sreiwilligeFeststellung

Was die Satzung enthalten muß und was sie ent-

halten kann, bitte ich in § 10 des Gesetzesnachzulesen.
Ich beschränkemich darauf, noch einzelne wichtige
Punkte zu erörtern, über die das Gesetz besondere Be-

stimmungentrifft.

Hauptbeschlußbehördedes Zweckverbandes ist der

Verbandsausschuß;die Satzung kann daneben aber

noch andere Beschlußorganevorsehen· Ausführende
Behörde ist der Verbandsvorsteher, der zugleich
den Zweckverband nach außenvertritt. Inder Satzung
kann aber vorgesehen werden, daß die Verbandsver-

waltung durchBeschlußdes Verbandsausschusses einem

Verbandsgliedeübertragenwird. Dies ist durch das

Herrenhaus hinzugefügtworden und kann unter Um-

ständen bedeutungsvoll sein.
Der Verbandsausschußbesteht aus Abgeordneten

der Verbandsglieder. Wie diese verteilt werden, ist
sehr wichtig und hat zu lebhaften Kämpfen geführt.
Die Landgemeindeordnungbestimmte als Grundsatz für
den Fall, daß eine Vereinbarung nicht zustande kam,
daß die Zahl der von jeder Gemeinde zu entsendenden
Vertreter sich nach dem Gesamtbetrage der zu dem

Zeitpunkt der Feststellung des Statuts in den Ge-

meindebezirkenzu entrichtenden direkten Staatssteuern
bemesse. In ähnlicherWeise erfolgte die Verteilung
der gemeinsamen Ausgaben. Hier war also Vorsorge
dafür getroffen, daß der leistungsfähigsteBeteiligte den
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größten Teil der gemeinsamen Ausgaben trug, aber

auch dementsprechendden meisten Einfluß hatte.
Der Entwurf des Zweckverbandsgesetzesglaubte

von diesen Grundsätzen abgehen zu müssen, weil

häufig das Maß, in dem die einzelnen Verbands-

glieder an dem Gegenstande des Zweckverbandes inter-

essiert seien, in keinem Verhältnis zu dem Maße ihrer
Leistungsfähigkeitstehen würde. Es sollte aber auch
verhindert werden, daß ein Verbandsmitglied die

übrigenmajorisiere. So gab der Entwurf eine Reihe
von Maßstäben an, nach denen die Verteilung er-

folgen könne,erklärte auch jeden anderen Maßstab für
zulässig,fügte indessen hinzu, daß in Zweckverbänden
mit mehr als drei Verbandsmitgliedern die Abgeord-
netenzahl eines Mitgliedes nicht über ein Drittel der

Gesamtzahl hinausgehen solle. Es sollte also eine

große Stadt, wenn sie mit drei kleinen Landgemeinden
oder Gutsbezirken zu irgend einem Zwecke zwangs-
weiseverbunden würde, im Verbandsausschussehöchstens
ein Drittel der Stimmen haben, auch wenn sie sowohl
an Einwohnerzahl als an Steuersoll als an Leistungenfür
den gemeinsamen Zweck sämtlicheanderen Beteiligten
zusammen um ein vielfaches überragte. Daß hierdurch
eine Majorisierung des Hauptbeteiligten herbeigeführt
werden würde, ließ sich nicht leugnen. Es wurde

deshalb verlangt, daß die Abgeordnetenzahl eines Mit-

gliedes nicht über zwei Drittel der Gesamtzahl hinaus-
gehen dürfe. Die Mehrheit blieb jedoch bei der An-

sicht, der einzelne Beteiligte solle in der Regel nicht
das Übergewichthaben. So ist denn die immerhin
erheblich verbesserte Fassung beschlossen,daß in Zweck-
verbänden mit mehr als drei Verbandsmitgliedern die

Abgeordnetenzahl eines Verbandsmitgliedes der Regel
nach hinter der Hälfte der Gesamtzahl zurückbleibensoll.

Auch nach dieser Fassung ist es noch möglich,daß
eine Gemeinde, die den größten Teil der Lasten des

Zweckverbandes trägt, im Verbandsausschusse die

Minderheit hat; denn Leistung und Einfluß sind nicht
mehr in ein festes Verhältnis zu einander gesetzt.

Die Verteilung der Abgeordneten kann mit Rück-

sicht auf eingetretene Veränderungenvon Zeit zu Zeit
neu geregelt werden.

Dem Verbandsausschusfe gehört ohne Wahl als

Abgeordneter einer Gemeinde der Bürgermeisteroder

Gemeindevorsteher oder ein von ihm zu bestimmendes

Mitglied der Gemeindeverwaltung, bei Aemtern der

Amtsmann, bei Landkreisen der Vorsitzende des Kreis-

ausschusses an. Jm übrigenwerden die Abgeordneten
der Beteiligten durch ihre Vertretungskörperschaften,in

Städten unter Zutritt des Magistrats, auf eine zu be-

stimmende Zeit gewählt, desgl. Erfatzmänner. Wähl-
bar sind nur Personen, welche in die Vertretungs-
körperschaftgewählt werden können.

Die gewähltenMitglieder des Verbandsausschusses
werden vom Vorsitzenden vereidigt. Sie können im

Wege des Disziplinarverfahrens ihrer Stellen ent-

hoben werden.

Die Vorschriften über die Beschlußfähigkeitdes

Verbandsausschussesund über die Abstimmung bitte

ich im Gesetzenachzulesen. (§ 13.)
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Der Verbandsausschußbeschließtüber die Offenb-
lichkeit seiner Verhandlungen Ein mehrfach gestellter
Antrag, die Verhandlungen öffentlichstattfinden und

nur durch besonderen geheim zu fassenden Beschluß
die Offenuichkeitausschließenzu lassen, wie das in den

Stadtverordnetenversammlnngengeschieht,ist abgelehnt
worden.

Der Verbandsvorsteher und sein Stellvertreter

werden, sofern die Satzung nicht eine andere Art der-

Bestellung vorschreibt, vom Verbandsausschusse aus-

der Zahl seiner Mitglieder auf eine zu bestimmende
Amtszeit gewählt. Natürlich liegt auch hierbei die Ge-

fahr vor, daß eine Stadt, welche mit mehreren Land--

gemeinden in einem Zweckverbande vereint ist, majo--
risiert wird. Ein Antrag, der dies wenigstens für
den Fall verhindern wollte, wenn die Einwohner--
zahl der Stadt doppelt so groß sei als die der Land-

gemeinden, ist abgelehnt worden. Die Wahl des Ver--

bandsvorstehers bedarf in gewissen Fällen der Bes-

stätigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde.Wird

gegen die Gültigkeiteiner Wahl, welche der Bestätigung
nicht bedarf, Einspruch erhoben, so entscheidet der Ver-

bandsausfchuß. Gegen den Beschlußfindet die Klage
bei dem Bezirksausschussestatt.

Der Verbandsvorsteher führt den Vorsitz im Ver--

bandsausschusse und gibt, soweit einfache Stimmen--

mehrheit genügt, bei Stimmengleichheitden Ausschlag.
Die auf Beschlußdes Verbandsausschusses vom

Verbandsvorsteher anzustellenden Beamten des Zweck-—
verbandes gelten bei Beteiligung von Städten oder

Landkreisen als Beamte von Städten.

Wenn der Zweckverband eine bis dahin von einem

Verbandsgliede geführteVerwaltung übernimmt,ist er-

verpflichtet, die bisher von diesem hierfür angestellten
Beamten mit ihren Besoldungs- und Ruhegehalts-
ansprüchen auf Verlangen des Verbandsgliedes in

seinen Dienst zu übernehmen. Auch dies ist ein sehr
wichtiger, vom Herreuhause gemachter Zusatz. Bis-

dahin war ganz unklar, was aus den Beamten werden

sollte, die ein Verbandsglied, das z. seine Wasser-
werksverwaltung abgeben muß, in dieser Verwaltung
beschäftigthatte.

Der Zweckverband ist berechtigt, in sinngemäßer-
Anwendung des Kommunalabgabengesetzes Gebühren
und Beiträge (nicht aber Steuern) zu erheben. So-.

weit seine eigenen Einnahmen, die Gebühren und die

Beiträge zur Bestreitung der Verbandsausgabennicht-
ausreichen, wird der Fehlbetrag auf die Verbandsmit-.

glieder nach dem Maßstabe entweder ihrer Beteiligung
an den von dem Zweckverbandezu ekfüllendenAuf-.
gaben oder ihres der Kreis- oder Provinzialbestenerung
zu Grunde zu legenden Steuersolls oder eines anders

berechneten Steuersolls oder nach einem anderen in

der Satzung zu bestimmenden Maßstabeumgelegt. Es-

ist also völlige Freiheit gelassen. Daß danach auch-
Maßstäbezulässigsind und im Einzelfallezwangsweise
festgestellt werden können,die höchstungerecht sind,.
läßt sich nicht in Abrede stellen.

Den Verbandsmitgliedern bleibt die Aufbringung
der Verbandsumlagen nach Maßgabeihrer Verfassung
vorbehalten



Die Angehörigen der Verbandsglieder sind zur

"Mitbenutzung der öffentlichenAnlagen, Anstalten und

Einrichtungen des Zweckverbandesnach Maßgabe der

für diese bestehenden Bestimmungen berechtigt. Auf

Beschwerden und Einsprüche, welche dies Recht be-

treffen, beschließtder Verbandsvorsteher, gegen dessen

BeschlußKlage im Verwaltungsstreitverfahren gegeben
ist. — Dasselbe Verfahren findet bei Beschwerden und

Einsprüchengegen die Heranziehung zu den Gebühren,

Beiträgen und Umlagen für Verbandszweckestatt.
Bestimmte wichtigere Beschlüssedes Verbandsaus-

schusses bedürfen nach § 24 des Gesetzes der Be-

stätigungdurch den Bezirksausschuß.
Dies ist der uns interessierendeInhalt des Zweck-

verbandsgesetzes, mit dessenAusführung der Minister
des Innern beauftragt ist.

·

Das Gesetz ist während der Beratungen außer-
ordentlich verschieden beurteilt worden. Von dem

Berichterstatter des AbgeordnetenhausesHerrn Ecker-
Winsen ist es ungemein gelobt; es ist den großen

Gesetzen aus der Stein-Hardenberg’schenZeit eben-

bürtig an die Seite gestellt worden. Herr Ecker sah
die große organisatorische Tragweite des Entwurfs

darin, daß für die ganze Monarchie neue kommunale

Verbände mit den Rechten öffentlicherKörperschafteu

geschaffenwerden. Auch am Schlusse der Beratungen,

nachdem er die beharrlichen Einwendungen der Gegner
kennen gelernt und selbst eine ganze Reihe von er-
heblichenBedenken geäußerthatte, blieb er doch dabei,

daß ein Scheitern der Vorlage zu bedauern seinwürde«
Er sagte, daß der Entwurf mit der historischenGlie-

derung der Kommunalverbände breche und sich den

modernen Bedürfnissendes kommunalpolitischenLebens

anpasse, indem er neue Kommunalverbände neben die

alten Verbände stelle, die in neuen»Formenkommunale

Aufgaben erfüllen sollen. Diese Anderung der kom-

munalpolitischen Beziehungen werde auf unser gesamtes
kommunales, wirtschaftliches und soziales Leben an-

regend und förderndwirken. Er übersiehtdabei aber,

daß diese neuen Verbände nur dadurch entstehenkönnen,
daß wichtige Verwaltungszweige aus den alten be-

stehendenVerbänden, die sich durchaus bewährt haben,
herausgerisfen und einem Verbande überliefertwerden,
der sich aus ganz verschiedenenTeilen mit häufig ent-

gegengesetzten Interessen zusammensetztund deshalb
gar nicht so einheitlich und geschlossenarbeiten kann

wie jene alten Verbände. Das ist gerade das gewesen,
wodurch die Städteordnungenso mächtigund wohl-
tätig auf die Entwickelung der Städte eingewirkthaben,
daß sie sie einerseits auf die Wahrung der örtlichen
Gemeinschaft, auf die Vertretung lokaler Interessen
beschränkten,daß sie ihnen aber andererseits auf diesem
Gebiete eine möglichstuneingeschränkteSelbstverwaltung

«

«gestatteten.Dadurch wurde der Sinn der Bürger für

sdie Aufgaben ihres Gemeinwesens geweckt,und durch

ihre eifrige Mitarbeit ist es zu der erstaunlichen Ent-
wicklung des deutschen Städtewesens gekommen, die

nicht nur ihnen, sondern dem ganzen Vaterlande ge-

nützt hat. Professor Loening konnte frmHerrenhause,
ohne Widerspruch zu finden, darauf hinweisen,daß es

die Städte sind, die vor allem dazu betgetragen haben,
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Deutschland wirtschaftlich und kulturell in die Reihe
der ersten Nationen der Welt zu stellen. Und nun

kommt ein Gesetz, das geeignet ist, die Städte zu

schwächen,ihre Entwicklung zu hemmen und damit
dem ganzen Vaterlande einen schlimmenDienst zu- er-

weisen. Wenn auch der Minister des Innern mehr-
fach betont hat, daß sein Entwurf keine städtefeindliche
Tendenz habe, und wenn man nach seinenErklärungen
auch hoffen darf, daß er nicht beabsichtigt, eine den

Städten schädlicheAnwendung des Gesetzes zu fördern,
so liegt doch nun die Möglichkeitfür eine solche An-

wendung vor. Deshalb mußten die Vertreter der

Städte dies Gesetz bekämpfen,und deshalb hatte der

Abgeordnete Flesch Recht, wenn er in der entscheiden-
den Sitzung des Abgeordnetenhauses sagte: »Hier
wird ein Gesetz gemacht, nicht für die Städte, sondern
gegen die Städte.«

Was nun? Zunächst wird die Ausführungs-
anweisung des Ministers des Innern abzuwarten sein,
von der man erwarten darf, daß sie im Sinne seiner
bei den Verhandlungen abgegebenen beruhigenden Er-

klärungen abgefaßt sein und die zwangsweise Ver-

bindung von Städten und anderen Selbstverwaltungs-
körpern zu Zweckverbändennur bei dringender Not-

wendigkeit zulassen wird. Sodann wird, sobald
irgendwo eine solche Zwangsverbindung angeregt
werden sollte, es Sache der in Betracht kommenden
Stadt sein, sich alle die Nachteile klar zu machen, die

ihr aus einer solchen Zwangsverbindung erwachsen
können,und kein Mittel unversucht zu lassen, um ihre
Selbständigkeittunlichst zu wahren. Die Entscheidung
ist allerdings in die Hände der Herren Oberpräsidenten
und der Bezirksausschüssegelegt, und es ist in den

Verhandlungen mehrfach gesagt worden, daß man von

den Bezirksausschüssenbei ihrer Zusammensetzungnicht
erwarten könne, daß die berechtigtenInteressen der
Städte bei ihnen die genügendeBerücksichtigungfinden
würden. Es ist aber von anderer Seite und auch
von der Staatsregierung immer wieder betont worden,
daß die Städte doch zu den Instanzen, in deren Hand
die Entscheidunggelegt werde, Vertrauen haben sollten.
So wollen wir denn dies Vertrauen haben und im

gegebenen Falle den in Betracht kommenden Instanzen
dartun, welche Schäden ein Zwangszweckverband für
die von uns vertretene Stadt im Gefolge hat, zugleich
aber uns auch darauf berufen, daß eine Schwächung
der Städte auch eine Schädigung der allgemeinen In-

teressen des Landes bedeutet. Vielleicht gelingt es

dann, die Gefahren, die in dem Zweckverbandsgesetze
enthalten sind, zu bannen. Das würde nicht nur den

Städten, sondern dem ganzen Vaterlande zum Nutzen
gereichen. Wenn aber doch die befürchtetenSchäden
eintreten sollten, dann werden die Städte erneut ihre
Stimmen erheben müssen, um die Abänderungoder

Beseitigung diesesGesetzeszu fordern. Auch das wird
dann im Interesse des Ganzen liegen. (Beifall.)

Vorsitzenden Ich eröffne die Verhandlung Ich
möchte zunächst selbst einige Worte sagen. Ich
glaube, es ist noch nie um ein Gesetz im Herrenhause
soviel gekämpftworden, wie um dieses. Es hat sich
auch wohl noch·nie eine solche Einigkeit unter den



Städtevertretern gefunden, wie gerade bei diesem Ge-

setz. Die Einigkeit unter den Städtevertretern ist in

dem Herrenhanse sonst nicht übermäßiggroß. Es ist
ähnlich wie bei den Stadtverordnetenversammlungen
und Magistraten, wo ja auch außerordentlichverschie-

dene Meinungen zu Tage treten. In diesem Falle
aber waren wir alle derselben Meinung, nämlich,daß
das Gesetz, wie es uns vorgelegt war, von außer-
ordentlich schädlicherBedeutung für die Städte sei.
Herr Kollege Dr. Bail hat schon darauf hingewiesen,
daß im Abgeordnetenhausezunächstgesagt worden ist,
dies Gesetz sei ganz was Hervorragendes Es schließe
an die Städteordnung an und bilde sie weiter als

eines der großartigsteuWerke seit der Stein-Harden-
berg’schenGesetzgebung. Das hat aber nur in dem

Korrekturbogen des Berichtes der Kommissiongestanden.
Nachdem die Herren gesehen hatten, wie gefährlich
manche Bestimmungen waren, haben sie es aus dem

Korrekturbogen wieder entfernt, in der Reinschrist steht
es nicht mehr. (Heiterkeit.) Nach meiner festen Über-

zeugung wäre es auch garnicht zu verantworten, eine

solche Erklärung abzugeben. In der Form, wie das

Gesetz vorgelegt war, halte ich es für direkt gefährlich,
In seiner jetzigenForm ist es nicht mehr so gefährlich,
weil die schlimmstenBestimmungen herausgebracht sind,
aber ich wünschte,daß das Gesetz nicht oft angewendet
würde, und ich glaube auch, es wird nicht viel ange-
wendet werden, denn auch die Väter des Gesetzeshaben
nachher ihr Kind mit sehr mißtrauischenAugen ange-

sehen. Sie haben zu wenig Klarheit in der Sache
gehabt, und man hat ihnen das auch garnicht zum

Vorwurf machen können, denn sie standen ja den

Dingen viel zu fern. Warum befragt man denn bei

einem solchen Gesetz nicht vorher die Städte selbst?
(Sehr richtig!) Bei den Provinzen ist die Sache ganz
anders gelaufen· Da hat man die Landeshauptleute
erst gefragt, nnd diese haben mit Ausnahme vou —

wie ich glaube — zweien gesagt: Das Gesetzpaßtnicht
für uns! Und nun steht in der Begründung: Die

Landeshanptleute sind befragt und haben sich mit nur

zwei Ausnahmen dagegen erklärt, infolgedessen besteht
ein Bedürfnis für das Gesetz in den Provinzen nicht!
(Sehr gut !) Ich möchteeinmal hören, welche Stadt

für sich ein Bedürfnis anerkennen würde. (Sehr gut !)
Selbst bei dem Berliner Gesetz hat man vorher nicht

ungefragt Ein paar Oberbürgermeisterwurden zwar

gefragt, aber unter dem Siegel der tiefsten Verschwie-
genheit, sie durften nicht einmal Rücksprachemit ihren
Magistraten nehmen. Bei einem so wichtigen Gesetz
hätte man die Städte vorher anhörenmüssen. Wozu
haben wir denn unsere Organe und unsere VerbändeP

Übrigenshaben sich die Oberbürgermeister,die man

unter der Hand gefragt hat, alle dagegen erklärt, und

wenn sich die Städtetage mit der Sache hätten be-

schäftigenkönnen,wenn die Städte selbst befragt wor-

den wären, so würde man die Bedürfnisfragewohl
nicht bejaht haben. Uns ist es nicht klar geworden,
daß ein Bedürfnis vorliege. Der einzige Fall, den

der Minister anführte,wär die Verbindung einer Stadt

mit einer anderen zur Schaffung eines Friedhofes
(Heiterkeit.) Ein solcherFall kann doch nicht den An-
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laß bieten, um ein neues Gesetz zu schaffen. Wir-

haben ja jetzt schon eine so großeGesetzesfabrikation,
wenn ich so sagen darf, daß man nur wünschenkann,
daß nicht immer gleich ein Einzelfall zum Anlaß für-
ein neues Gesetz genommen wird. Wenn man einen

Versuch machen wollte, so hätte man ihn auf Berlin

beschränkenkönnen. Die Herren werden noch ihre-
Nüsse zu knacken haben. Charakteristischfür diese Ge-

setzesmachereiwar es, daß einer von der Mehrheit des

Abgeordnetenhauses sagte, das wolle er ehrlich sagen,
daß im Abgeordnetenhausewohl kein Mensch den § 4

voll verstanden habe ; er hoffe aber, daß das Herren-
haus eine verständlicheFassung finden werde. (Heiter-
keit.) Wir haben uns redliche Mühe gegeben· Zu
verstehen ist er jetzt, aber ob er etwas taugt, ist eine

andere Frage. (Heiterkeit.) Ich teile das mit, um die

Art zu charakterisieren, wie verfahren worden ist. Es·
ist nicht so verfahren worden, wie es im Interesse der-

Städte gelegen hätte. Wir haben als Städte das-

allergrößteInteresse daran, mit der Staatsverwaltung
Hand in Hand zu gehen, und es ist daher für uns-

Oberbürgermeistereine höchstunangenehme Situation

gewesen, die ganze Zeit über geschlossenin der Opposition
zn sein, aber die Notwendigkeit hierzu war eben da.

Ich möchteIhnen ein kurzes Beispiel anführen, inwie-

fern dies Gesetz in seiner ursprünglich vorgelegten
Fassung einen so außerordentlichenEingriff in die

Selbstverwaltung der Städte bedeutet hätte. In der-

Herrenhauskommissionhat dieses Beispiel eine besondere
Rolle gespielt. Der Kollege aus Halle erzählte fol-
gendes: Die Stadt Halle besitzt ein sehr gutes Wasser-
werk, sie hat es mit großenKosten errichtet und seit
Jahren erheblicheAufwendungen dafür gemacht. Nun-

liegt in der Nachbarschaft ein Ort, mit Namen Dümitz.
Dieser Ort Dümitz hat keine Wasserleitung, sondern
hygienischsehr schlechteBrunnen, sodaß häufig Krank-

heiten entstehen und Halle ein Interesse daran hat,
daß die Brunnen geschlossenwerden, aber dafür bereit

ist, den DümitzernseineWasserleitung zur Mitbenutzung
zu geben. Jahrelang haben Verhandlungen geschwebt,
aber Dümitzhat erklärt: Nein, ich nehme die Wasser-
leitung nur, wenn ich auch die Brunnen behalten kann..

Darauf ließ sichHalle nicht ein. Als nun das Zweck-
verbandsgesetz kam, da sagte Dümitz: »Jetztverhandle-
ich überhaupt nicht mehr, sondern sorge dafür, daßein

Zweckverband gemacht wird.« Ich glaube ja nicht-.
daß das Oberpräsidium in diesem Falle einem solchen
Ansuchen entsprochen haben würde, aber nach dem Ge-

setzewäre es möglichgewesen, und dann hätte man-

der Stadt Halle das Eigentum an ihrer Wasserleitung
genommen und es dem Verbandsausschußübertragen,
gebildet aus dem Schulzen von Dümitzund dem Ober-

bürgermeistervon Halle. Die beschließendann über-

alles, über den Ausbau der Leitung,über Anleihen usw«
Die Stadtverordneten haben nichts mehr zu sagen, der

Magistrat auch nicht. Die beiden Herren beschließen..
Sie wählen unter sich einen Vorstand. Nehmen Sie

mI- jeder Wählt sich selbst· Dann entscheidet das Los,.
und jetzt hat der OberbürgermeisterPech und der

Schulze von Dümitzwird gewählt. (GroßeHeiterkeit.)
Dann liegt die Leitung in seinenHänden! Wenn das
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noch Selbstverwaltung ist, dann weiß ich nicht, was

man darunter versteht. Ich stehe auf dem Stand-

punkte, daß.diejenigen, welche die Notwendigkeit einer

Einrichtung empfinden, sie auch bezahlen müssen. Das

Geld spielt eine erheblicheRolle. Wie würde das Ver-

antwortlichkeitsgefühlin einein solchen Zweckverbande
sinken, wenn über die Bewilligung der Mittel niemand

mehr zu hören ist, wenn alles hinter verschlossenen
Türen geschieht.Das schlägt unserm ganzen Selbst-

verwaltungsgefühldirekt ins Gesicht, und darum haben
wir uns so sehr gegen das Gesetz gewährt. Die Sache

ist ja auch erheblich gemildert, indem wir die Be-

stimmung in das Gesetz hiiieinbekonimenhaben, daß
die Städte niemals verpflichtet werden können, einen
Zweckverbandzu bilden, wenn sie den Nachbargemein-
den ihre Einrichtungen zu angemessenen Bedingungen
zur Verfügung stellen. Das ist ja eigentlichganz selbst-

verständlich,und das haben wir auch jetzt schon getan.

Nehmen wir au, daß eine Nachbargemeinde sich an

unsere Kanalisatioii anschließenwill. Wenn sie uns

die Mittel gibt, welche uns die Vermehrung der An-

lage kostet, so werden wir uns gewißnicht dagegen
sträuben,aber daß man sein Eigentum los wird, daß
man seine ganze Verwaltung usw. los wird, das wäre

denn doch wirklich zu weit gegangen. Von der Re-

gierung und auch von der Mehrheit des Abgeordneten-
hauses wurde allerdings immer darauf hingewiesen-
Was regt Jhr euch denn auf? Das haben-wirja
auch schon in der Landgenieindeordnung. Das ist aber

ein ganz unrichtiger Standpunkt In der-Land-

genieindeordnung steht, daß die Siiinmenzahl sich nach
den Verhältnissender Beiträge richten soll. Da hat
die größteGemeinde zwar die meisten Kosten zu tragen,
aber sie hat auch alles zu sagen. Nach-deUrsprung-
lichenFassung des Zweckoerbandsgesetzessollte aber die
große Stadt nicht einmal die Hälfte oder gar nur ein

Drittel der Stimmen haben. JU der jetzigen Fassung
heißt es wenigstens, daß sie in der Regel nichtmehr
als die Hälfte der Stimmen haben soll. Es können

also vom OberpräsiventenErweiteruiigen ihrer Stimmen-

zahl zugelassenwerden. Vielfach wurde-auchgesagt,
das Gesetz sei nicht gegen die Eingemeindungenge-
richtet. Weil das gesagt wurde, so habe ich die Mi-
nisterialerklärungenüber die Eingemeindungenals An-

trag formuliert, um sie im Gesetze festzulegen. Da

wurde uns aber gesagt: Das sind unsere Erklärungen,
aber in das Gesetz wollen wir sie nicht hiiieinhaben.
Wir haben gesagt, es würde uns beruhigen, wenn sie

im Gesetz ständen, da doch dieMinister wechselten.
Es wurde uns aber entgegnet: Jhr könnt euch mit

unserer Erklärung begnügen. Nun, wir freuenuns,
daß die Erklärung, das Gesetz sei nichtgegendieEin-

gemeindungen gerichtet, mit aller Bestimmtheit abge-

geben worden ist.
«

Als wir das Gesetz bekamen, war es recht ober-

flächlichgearbeitet. Als es vom Abgeordnetenhausezu
uns kam, stand zum Beispiel garnichts darüberdrin,
was aus den Beamten werden soll. Denken Sie sich,
eine Wasserleitung geht auf den Zweckverbandüber.
Dann war der Direktor der Wasserleitung mit den

anderen Beamten gesetzlichnicht verpflichtet, in den
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neuen Verband überzutreten. Die Stadt hat dann
kein Wasserwerk mehr, sie hat auch über seine Ver-
waltung nichts zu sagen, aber sie behält die Beamten.

(Heiterkeit.) Nun, das ist jetztgebessert; aber allgemein
besteht noch die Uberzeugung der Städtevertreter, daß
ein Bedürfnis für dieses Gesetz nicht vorliegt und daß
wir nur den einen Wunsch haben können,daß es recht,
recht wenig angewendet wird. (Lebhafter Beifall.)

Wird das Wort weiter gewünscht? — Das ist
nicht der Fall; ich schließedie Verhandlung Anträge
und Leitsätze sind nicht eingebracht. Jch danke dem

Herrn Redner namens des Städtetages für die aus-

fülsrlichenund klaren Darlegungen, die jedenfalls zum

Verständnis des Gesetzes sehr viel beigetragen haben.
Wir gehen über zum nächstenGegenstande:

Ranberatungsstellew
Herr Stadtbauinspektor Daehne hat das Wort.

gerichtctstattey Stadtbauinspekior Daehne-Daiizig:
Meine Herren! Wir leben in einer Zeit, in der Wohl-
fahrtspflege und soziale Fürsorge zur Schasfiing guter
Wohngelegenheit sich betätigen wollen und müssen.
Gerade die Behörden der Selbstverwaltungmarschieren
in dieser Betätigungmit an erster Stelle. Es sei nur

an die Arbeiter- und Beamtenwohnhäusererinnert, die
einzelne Gemeinden erbaut haben, oder an die großen
Geländeankäufe,die andere betrieben haben, um billiges
und gutes Wohngeländezu schaffen. Aber diese Be-

tätigung ist nur immer ein Mittel, das nebenbei nur

einem kleinen Teil der Bevölkerung zugute kommt.

Gleich wichtig erscheint es, daß die Gemeinden im

ganzen mehr Einfluß auf das Bauen zu gewinnen
suchen und diesen Einfluß in einer das allgemeine
Wohl förderndenWeise ausüben· Diese Arbeit wird
dem Hausbesitzerstandezugute kommen, wenn der Cin-

fliiß in wirtschaftlicherBeziehung erfolgt, den Mietern,
wenn man mit dein Wirtschaftlichendas Hygienische
betont, und der Allgemeinheit, da wirtschaftlich und

hygienischdurchdachtePläne sich leichter ästhetischbe-

friedigend gestalten lassen. Sie ist nicht nur auf Neu-

anlagen beschränkt,sondern wird in gleicher Weise bei

ÜberführungzeitgemäßerWohnverhältnisse in das
Innere der Städte besondere Dienste leisten.

Die Betrachtungunseres modernen Bauwesens mit

sachverständigem,vorurteilsfreiem Blicke lehrt, daß
unsere Kultur darin sich durchaus nicht auf der Höhe
befindet, die sonst im allgemeinen so gern und so laut
gepriesen wird. Die schwerenSchädigungen,die Volks-

gesundheit und Sittlichkeit namentlich in den Groß-
städten nahmen, mußtenüber die Mängel der modernen
Bebauungspläne aufklären mit ihrer engen Be-
bauung, den tiefen Grundstücken,den hohen Hinter-
häusern und schmalen, dunklen Hinterhösen. Sie
mußten die Fehler der Baupolizeiordninigenzeigen,
bei denen hygienische und künstlerischeRücksichten
gegenüberdenen der Verkehrs und der Feuersicherheit
zurückgedrängtwaren.

Die Bestrebungen für Volkswohlfahrt, soweit sie
zur Herbeiführungeiner besseren Bauweise in Stadt
und Land dienen, sind aus den Beobachtungen heraus
entstanden, wie traurig sich die Wohnungsverhältnisse
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der mittleren und ärmeren Bevölkerungsschichtenge-

staltet haben, wie sich hinter prunkvollen äußeren
Fassaden unzweckmäfsige,ungefunde Wohnungen voll

falschen Prunkes verbergen. ,

Der Ruf nach Schutz und Pflege alter Baudenk-

mäler ist nicht nur ein leeres Geschrei. Nachdem

jahrzehntelang mit kunst- und kulturgeschichtlichen
Werten gewüftetist, ist die Erkenntnis gekommen, daß
Werte für immer vernichtet sind, für die unsere moderne

Kultur in ihrem Suchen und Drängen nach Neuem

keinen gleichwertigenErsatz gegeben hat«
Die Heimatschutzbewegungist die natiirliche Folge-

erscheinung, nachdem in den letzten 5Jahrzehnten alles

Streben dahin gegangen ist, das ganze Reich in

gleicher Weise zu egalisieren. Volkscharakter und kli-

matische Verhältnisse einer Gegend lassen sich nicht
verwischen; daher ist es notwendig, die Eigenart und

Schönheit der heimatlichenKultur und Landschaft zu

erhalten und neues Leben auf der gesunden, natürlichen,
Jahrhunderte alten Grundlage auszubauen.

Diese Ausrufe, die zunächst von einzelnen, dann

von ganzen Vereinen und Verbänden erhoben wurden,
unter denen der Verband deutscher Architekten- und

Jngenieurvereine und die Heimatschutzvereinegenannt

seien, konnten nicht ungehört verhallen. Es muß an-

erkannt werden, daß in den letzten 10 Jahren in

Bayern, Hessen und Sachsen durch die verschiedensten
staatlichen, städtischenund privaten Maßnahmen Be-

deutendes zur Herbeiführungeiner gesunden Bauweise
geleistet ist. Von der preußischenStaatsregierung ist
bisher leider außer dem Erlasse einiger Gesetze und

der Mitwirkung bei der Aufstellung einzelner Bau-

polizeiordnungenwenig ge schehen,dieseschlechtenZustände
zu bessern. Dagegen haben die Kommunen mehr und

mehr Mittel erhalten, die Art des Bauens wirtschaft-
lich, hygienifchund künstlerischzu beeinflussen, und sie
haben diese Tätigkeit mit großem Eifer aufgenommen,
so daß schon vielfach gute Erfolge gezeitigt sind. Es

ist zu hoffen, daß die KöniglicheStaatsregierung die

Kommunen in diesem Streben kräftig unterstütztund

in weitgehendsterWeise fördert.
Eines der Mittel zur Beeinflußungdes Bauens ist

die Schaffuug von Bauberatungsstellen.
An den schlechtenZuständenunseres Bauwesens

trifft die Baumeister nicht allein die Schuld. Wer mit

Privaten gebaut hat, weiß, wie schwer es ist, gegen

bestehende Vorurteile anzukämpfen.Wir können wohl
behaupten, daß unsere Bürgerschaft die Wohnungen
nicht so verlangt, wie es einer guten Kultur ent-

sprechen sollte. Es wird viel zu viel Wert auf äußere
Pracht, auf falschen Prunk und Schein gelegt, anstatt
eine einfache, aber gediegene Solidität, Behaglichkeit,
angemessene Gruppierung der Zimmer, gute Ab-

messungen in den Räumen und reichlichLicht und Luft
auch in den Höfen zu fordern. Das Hochherrfchaft-
liche gilt heute noch mehr als das Schlichte, Sachliche·

Wenn unser ganzes Volk mehr Wohnungskultur
hätte,würden die Bauherren gezwungen, nach seinen

Wünschenzu bauen, und die Architekten, die die Kunst

nicht beherrschen,würden zur Seite geschoben. Aber
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wie wenige sind sich darüber klar, was gutes und

schlechtesBauen, was Wohnungskultur ist.
Darum ist es eine der ersten Aufgaben der Bau-

beratungsstellen, in diesem Sinne auf Mieter und Ver-

mieter aufklärendzu wirken. Diese aufklärendeTätig-
keit kann erfolgen durch Sammlung von zeichnerischen
und photographischen Ausnahmen alter, guter, boden-

ständigerGebäude, durch Vervielfältigung und Ver-

breitung dieser Ausnahmen, sowie durch Verbreitung
von Vorlagen mustergiltiger neuer Bauten in Gesamt-
ansicht und in einzelnen Teilen. Eine gute Durchsicht
und Auswahl gerade der modernen Ansichtswerke ist
von besondererBedeutung. Unter dem Worte »modern«

verbirgt sich reichlich viel Unkenntnis und Geschmack-
losigkeit. Der Handwerker in der kleinen Stadt, der

seine gesunde Tradition aufgegeben hat, ist nur allzu-
sehr geneigt, die ihm in einer Zeitschrift dargebotene
künstlerischeKost als vorzüglichanzusehen, da sie ja
modern ist. Ohne sie zu verdauen, nimmt er sie in

sich auf, und ohne das Wesen der neuen Kunst zu

durchdenken, ahmt er sie blindlings nach. Wenn schon
große bedeutende Männer sich durch solcheSchlagworte
bestecheu lassen und den Weg einer gesunden Weiter-

entwickelungunserer heimatlichen Kunst verlassen, wie-

viel leichter ist das beim kleinen Handwerker möglich.
Ferner wird durch Vorträge und Ansstellungen zu

wirken sein· Durch Gegenüberstellenvon schlechten,
modernen und guten, alten und neuen Beispielen wäre
der Sinn der Bauenden und der Bürgerschaftauf das

Solide, Sachgemäße und künstlerischHochsteheude zu
lenken. Dabei würde der Geschmack für gutes Neues

geschult und die Ehrfurcht und das Verständnis für
das wertvolle Alte geweckt.

Die Presse kann hier ebenfalls gute Dienste leisten,
indem sie belehrende Aufsätzeveröffentlicht

Auch darüber wird eine Aufklärungerfolgenmüssen,
wie nötig es ist, daß beim Bauen mehr als bisher
durchgebildete Architekten neben tüchtigenHandwerks-
meistern mitwirken. Heute herrscht in den meisten Fällen,
nicht nur in der Allgemeinheit, nicht nur bei denen, die

Wohnhäuserauf Spekulation und zum Vekmieteu Von

Wohnungen bauen, auch bei den meisten, die sich ein

eigenes Haus, ein Gefchäftshaus oder eine Villa er-

richten, eine falsche Ansicht über die Kunst des Baums-

Wenn es sich um Rechts-fragen handelt, zieht auch bei

Kleinigkeiten fast ein jeder einen Rechtsanwalt mit der

vorgeschriebenenjuristischen Bildung zu Rate. Der

Bauherr glaubt sein eigener Baumeister sein zu können

und scheut sich nicht, die Entwükfe von irgend einem
Unbekannten anfertigen zu lassen, wenn er nur recht
billig dabei fährt. Und dabei handelt es sichbeim Bauen

fast immer um große Summen.

Darum ist eine Aufklärungerforderlich, welche ge-
waltigen Vermögenswerte dem Hausbesitzerstandeund

unserer ganzen Volkswirtschaftalljährlichdadurch ver-

loren gehen, daß die Wohnhausprojekteso oft von ganz
jungen, ungeeigneten und nicht genügend vorgebildeten
Technikekn gefertigt Wetdeth während die Kunst, das

reiche Wissen und die lange Erfahrung eines Architekteu
oder Meisters dazu gehört,die für die Wohlfahrt, Ge-

sundheit und Kraft unseres Volkes so wichtigen Woh-



nungen zu bauen. Die Entwurfsbearbeitung ist gleich
wichtig wie die Ausführung. Sie bedarf großergeistiger
Kraft, umfassender Kenntnis aller Bedürfnisse, reicher

Bildung und angemessenerZeit und erfordert eine ent-

sprechendeBezahlung. Das muß mehr und mehr be-

kannt werden. Auch die Veranstaltung von Meister-

kursen ist zu erwägen, um den Meisterii in den kleinen

Städten Gelegenheit zu geben, sich immer wieder über

die stark vorwärts fchreitende Baukunst zu unterrichten

und sie dauernde Erfolge von modischemWesen unter-

scheiden zu lehren. Dabei muß gezeigt werden, daß
gutes, sachliches und künstlerischesBauen gewöhnlich

nicht teurer ist als schematisches,modernes, daß das

Projektieren eine gleich schwierige Arbeit ist wie das

Ausführen, und daß es durchaus nicht gegen die Würde

eines tüchtigen,mit den unendlich vielseitigenAufgaben
der Bauausführung und Berechnung überlastetenHand-
werksmeisters verstößt,wenn er die Projekibearbeitung
bei größerenBauten in die Hände des Architekten legt.

Eine gesundeBauweise kann nur dort gedeihen, wo

an einer guten und zweckmäßigenWeiterentwickelung
des Ortes gearbeitet wird, und wo praktische Bauvor-

schriftenbestehen. Meine Herren, die Bauordnungen von

Westpreußenbestehen mit Ausnahme einiger größeren
Städte seit dem Jahre 1891 für die Städte und

für das platte Land. Jn den zwanzig Jahren seit
dem Bestehender Bauordnungen haben sich die Ansichten
über das Bauen wesentlichgeändert.Die Bauordnungen
enthalten Härtenund Begünstigungen,die sichheute nicht

mehr mit unseren Ansichten vertragen. Wieviel Städte

haben für eine neuzeitlicheEntwickelungund Ausdehnung
gut und ausreichend Vorsorge getroffen. Wo finden
die kleinen Gemeinden namentlich Berater in Fragen
des Heimatschutzes und der Erhaltung von Baudenk-

mälern, die nicht in staatlichem Schutz stehen? Ohne
viel Überlegungahmt man das Großstädtischenach und

merkwürdigerweifenicht das Gesunde, sondern mehr
das Übertriebene. Man baut sich statt der schlichten,
großzügigenLandkirche eine kleinliche, mit unechteni

Prunk überladene Dorfkathedrale, reich mit Türmchen,

Giebelchen und Verzieriingen geschmückt.Die male-

rischen, reizvollen Vorsprünge und Winkel räumt man

aus dem Wege, um Verkehrsbedürfnissewie in der
Großstadt zu befriedigen. Schematifche,

«

langweilige

Fluchtlinien- und Bebauungsplänemit breiten Straßen

werden angelegt. VielstöckigeMietskafernen werden

errichtet, als ob Grund und Boden wie in der Groß-

stadt unerfchwingliche Preise hätte. Das Warenhaus
mit den Fassaden aus Glas und Eisen muß gebaut
werden, um die Bedürfnisseder Großstadt in die kleinen
Städte zu übertragen, auch wenn dadurch die Ge-
schlossenheitund Schönheit und der Maßstab eines

alten Marktplatzes zerstörtwird-

Mancher von Ihnen wird sich nach einem beraten-

den Freunde gefehnt haben, wenn ein altes, schönes

Bild zerstörtwerden sollte, um einem neuenPlatz zu

machen. Das Bauwerk an sich ist ganz schon,aberes

paßt nicht in den vorhandenen Rahmen hinein und

daher die schrecklicheWirkung des GesamteirKaum
eine andere Tätigkeit einer Menschengeneration hinter-

läßt ja in der Erscheinungso schwerverlöschbareSpuren
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wie die Bautätigkeit; denn bei allen Veränderungen
und Verbesserungen handelt es sich um gewaltige Geld-

summen. Die Bauberatungsstelleii dürften besonders
geeignet seiii, hier helfend und neu gestaltend einzu-
greifen. Sie werden in diesen Fragen uin so segens-
reicher wirken können,je zweckmäßigerihre Zusammen-
setzung aus Männern der Praxis und der Theorie ist«

Auch in allen Fragen, in denen es sich darum

handelt, grundsätzlicheUnterlagen für die Bildung von

Rechtsauffassungen zu schaffen, würden die Bau-

beratungsstellen mitzuwirken haben.
Jhre Haupttätigkeitwird natürlich die Beratung

Baulustiger sein. Diese Beratung soll sich auf alle

wirtschaftlichen,technischen, rechtlichen und ästhetischen
Fragen erstrecken. Jch betone die wirtschaftlichen und

technischenFragen besonders, weil es kurzsichtigwäre,
den Wert auf die Lösung der ästhetischenFrage haupt-
sächlichzu legen. Steht ein Gebäude auf dem richtigen
Platze, hat es einen guten Grundrisz, ist die Bedürfnis-
frage der Wohnungen gelöst,sind die Materialien und
die Konstruktionen gut, und ist auch finanziell eine

sichereGrundlage geschaffen,dann wird es nicht schwer
sein, auch eine ästhetischbefriedigendeLösungzu finden-
Die Arbeit ist nun nicht so zu verstehen, als ob Bau-

lustige sich ein fertiges Projekt von der Beratuiigsstelle
holen können. Die Bauherren, welche ohne Bauent-

wurf kommen, müssen an einen Architekten verwiesen
werden. Dagegen hat sie die Architekteii,die in ihren
guten Ideen bei den Bauherren kein Verständnis
finden, zu unterstützenund die Bauherren, die von

ihren Baumeistern nicht gut beraten sind, auf die
Fehler aufmerksamzu machen. Auch über wirtschaft-
liche Fragen, über Rentabilitätsberechnungen,über

Beleihungensoll die BeratuiigsstelleAuskunft erteilen,
um an einer immer stärkeren Gesundung unseres
Hausbesitzerstandesmitzuwirken.

Nicht minder wichtig ist ihre Tätigkeit im Begut-
achten von Bauentwürfen.

Jst das eiiigereichteProjekt im allgemeinen brauch-
bar, wird es leicht sein, mit ein paar Strichen die

erforderlichen Änderungenanzugeben. Jst der Ent-
wurf schlecht, so muß sich die Bauberatungsstelle
darüber klar werden, ob der Entwurfsbearbeiter die

Umarbeitung sachgemäßausführen kann oder nicht,
und hat die Pflicht, wenn er es nicht vermag, ihm
tüchtigeArchitektenzu empfehlen. Das muß nament-
lich dann geschehen, wenn der Bauausführendeund
der Bauherr vermögendeLeute sind, Nur ausnahms-
weise, bei fehlenden Mitteln, kann die Beratungsstelle
gezwungen sein, selbst Verbesserungsentwürfeaufzu-
stellen. Auch wird man in solchenFällen mit Archi-
tekten verhandeln können,ob nichtder eine oder andere
namentlich jüngere Kräfte, für geringeres Honorar:
eventuell für Erstattung der Selbstkostenim Interesse
des Allgemeinwohlesdie Bearbeitung übernehmen
wollen.

Die Empfehlungvon Architekten wird selbstver-
ständlichvollständigvorurteilsfrei und ohne jede per-
sönlicheBevorzugungdes einen oder anderen erfolgen
müssen. Man wird aber wohl annehmen können daß
tüchtigeLeistungen sich selbst am besten empfehlen, daß



mit zunehmendemVerständnis für gute Arbeiten den

Bauenden auch die Wahl eines geeignetenBaumeisters
nicht allzu schwer fallen wird;

Es muß vermieden werden, daß der zeitige Ge-

schmack des Leiters einer Bauberatungsstelle sich zu.

sehr vordrängen kann. Deshalb ist auf die Begut-
achtung von größerenEntwürfen durch mehrere Mit-

glieder besonderer Wert zu legen.
Wird die Tätigkeitder Bauberatungsstellen in der

geschilderten Weise ausgeübt, dann ist die Furcht
unbegründet, daß sie den Bauenden gute Entwürfe

unentgeltlich für schlechteaufdrängt und die Architekteu
in ihrem Erwerb schädigt. Es wird vielmehr mit der

Zeit der Wert der architektonischenArbeit immer höher

eingeschätztwerden, und manche Arbeit wird Architekten
überwiesenwerden, die sie sonst nie gesehenhätten.

Den Einwurf möchte ich noch zurückweifen,daß
eine neue Zwischeninstanz geschaffenwird, die geeignet
ist, die Erteilung der Bauerlaubnis zu ver-zögern
Meine Herren, ich stehe nicht an zu erklären, wenn

nicht viele Banherren, nachdem sie monatelang wegen
des Baues nicht zum Entschlusse gekommen sind, von

ihren Baumeistern in voller Verkennung der zu leisten-
den großen Arbeit und Überlegungin zu kurzerFrist
den Bauentwurf verlangen würden, wenn viele Ent-

würfe mehr durchgearbeitet und ausgereift zur Prüfung
vorgelegt werden könnten, würde vielleicht eine kleine

Verzögerung im Baubeginn, aber eine beträchtliche
Steigerung im Werte der gut durchgearbeiteten Ent-

würfe für den Bauherrn eintreten. Der Nutzen einer

vorurteilsfreien, unentgeltlichen Beratung wird der

Allgemeinheit stets überreichenErsatz für einen kleinen

Zeitverlust bringen.
Die geschilderte vielseitigeTätigkeit erfordert zwei

Arten von Bauberatungsstellen, zunächstsolche, die in
einem engeren Heimatsgebiet, etwa einer Stadt, einem

Kreise wirken. Ihnen wird die mehr praktische, die

beratende und begntachtendeTätigkeit vor allem zu-
kommen ; dann Hauptstellen, die die Arbeit der Durch-
führung der ideellen Aufgaben zu erledigen haben.
Man wird hier Bezirke schaffen müssen,wie sie sich
aus den klimatischen und Bodenverhältuisseneiner

Gegend und aus dem Charakter und den Lebens-

bedingungen der Bevölkerungergeben, und je nachdem
am Sitz der Verwaltung eines Regierungsbezirkesoder

in der Provinzialhauptstadt die Bauberatungsstellen
unterbringen.

Da man die Tätigkeit der Bauberatungsstellen so
auffassen muß, daß neben der baupolizeilichenPrüfung
eine Durchsprechung des Projektes stattfinden soll, so
ist es naturgemäß, daß man die örtlichen Stellen

möglichsteng mit der Baupolizei in Beziehung bringen
soll. Es erscheinen daher die kommunalen und staat-
lichen Bau- und Verwaltungsbehörden,die städtischen
Hochbauämter,die Baupolizeiämter, die königlichen
Hochbauämterder Kreise, auch die Landratsämter,die

Architekten als Kreisbaumeister angestellt haben, be-

sonders geeignet, Mitglieder zu den Bauberatungs-
stellen zu entsenden. Um möglichstenge Fühlung mit

der Praxis zu behalten und um die Erfahrungen der-

jenigen,die mitten imBauleben stehen, der Allgemein-
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heit zugute kommen zu lassen, ist eine recht vielseitige
Betätigung freier Architekten nnd tüchtigerBaugewerks-
meister in den Bauberatungsstellen notwendig. Außer-
dem wird man auf eine tatkräftigeMitwirkung der

Lehrkräfteder höherenund mittleren technischenSchulen
im Dienste der Allgemeinheit rechnen können.

Es werden alljährlich gewaltige Arbeiten in den

Gemeinden ehrenamtlich geleistet und- großeMittel für
die Wohlfahrtspflege der unteren-und mittle-renKlassen,
für die Hebung der Bevölkerung in wirtschaftlicher,

hygienischerund sittlicher Beziehung aufgewendet Es

ist daher anzunehmen, daß auch die Arbeit in den

Bauberatungsstellen, die Mißstände in der Wurzel
beseitigen will, indem sie gesunde und einwandfreie
Wohnstätten schafft, in gleich selbstloser Weise ehren-
amtlich übernommen wird. Nur die erforderlichen

geringen Hilfsmittel und Hilfskräfte werden Ausgaben
erfordern, die die Gemeinden aufbringen müssen. Da-

gegen wird der umfangreiche geschäftlicheVerkehr der

Hauptstelle mit den Nebenstellen und dieser miter-

einander, sowie der Wunsch der Aufrechterhaltungder

Einheitlichkeitund des Zusammenwirkens der einzelnen
Bauberatungsstellen eine fest angestellteKraft erfordern,
Die Stelle muß einem besonders tüchtigenArchitekten

übertragen werden, der praktisch und litterarisch gleich
tätig sein muß. Von ihm muß ein immer neu be-

fruchtendes Wirken auf die Beratungsstellen in den

kleinen Städten ausgehen.
Die Mittel zur Unterhaltung der Hauptstelle wird

die Provinz aufbringen müssen. Sie hat ein großes
Interesse an der Denkmalpflege und dem Heimatschutz
und betätigt dieses Interesse bereits durch Unterhaltung
von Museen, durch Hergabe der Mittel für die Denk-

malpflege, soweit sie vom Provinzialkonservator aus-

geübtwird. Jhr fällt die Fürsorge für einen Teil der

Kranken und Elenden aus der Provinz zu. Sie er-

ledigt daher in vorbeugender Weise einen Teil ihrer

späteren Verpflichtungen, wenn sie ein gesundes Bauen

unterstützt. Als Geldleiherin für den Bau guter

Wohnungen, für Krankenhäuser und öffentlicheGe-

bäude hat sie von einer soliden, wirtschaftlich vorteil-

haften und ästhetischbefriedigenden Bauweise weit-

gehende Vorteile, weil erfahrungsgemäßeinfache, aber

gut und zweckmäßigausgeführteBauten einen größeren
Wert haben nnd dauernd behalten als solche, die als
Blendwerk mit falscher Kunst und falschem Schein ek-

richtet sind,
Es ist ein gewaltiges Feld der Tätigkeit,das sich

den Kommunen durch eine zielbewuszteArbeit in der

Schaffung und Vervollkommnt von Bauberatungs-
stellen eröffnet. Die Bauberatungsstellenwerden dazu
beitragen, daß- der Hausbesitzerstandwirtschaftlich ge-

kräftigtwird- indem fein Besitz einwandsfreier gestaltet
werden kann; sie werden den Mietern mehr als bisher
hygieniich Und älthetilch befriedigendeWohnungen
schaffen- sie werden den Stand der Akchitekten und

tüchtigenHandwerksmeister heben und stärken, indem

ere bessereWürdigungihrer Arbeit als bisher erfolgt,
sie werden den allgemeinenVolkswohlstandvermehren
Ach PoltswlkkschaftgWße Dienste leisten, denn ein
Wlktschaftllchgutes- technlschvollendetes und ästhetisch



einwandfreies Bauen wird für die Danerdie besten
Früchte tragen. Wenn man die Erfolge betrachtet,
dürfte es wohl wert sein, daß auch in unserer Provinz
Baubetatungsstellen geschaffenwerden. (Beifall.)

Yorsitzendcn Jch eröffne die Verhandlung-

(Der Verichterstatter hat folgende Leitsätze aus-.

gestellt, die den Mitgliedern gedruckt eingehändigtsind:

I. Die Kommunen haben an einer wirtschaftlich
guten, gesundheitlicheinwandfreien und ästhetisch

befriedigenden Art des Baues größtes Interesse.

II. Das Bauen in den letzten Jahrzehnten zeigt,
daß es den Kommunen an Mitteln, zu seiner

Beeinflussung in diesem Sinne gefehlt hat.

Die Schaffnng von Bauberatungsstellen erscheint

geeignet, ihnen brauchbare Mittel zur Betätigung

hierzu zu gewähren.
Die Bauberatungsstellen haben daher als ihre

Aufgabe zu betrachten:

1. Die Aufklärung der Bürgerschaft,sowohl der

Vermieter als der Mieter:

a) über gutes uud schlechtes Bauen z. B.

durch Vorträge, Ansstellungen, Sammlungen
von Vorbildern guter alter und neuer Bau-

anlagen,
b) über die Notwendigkeit der Mitwirkung

durchgebildeterArchitekten neben der Be-

tätigung tüchtigerHandwerksmeister.
2. die Mitwirkung bei Schasfung allgemein gil-

tiger Vorschriften zur Ordnung des gesamten

Bauwesens z. B. bei der Bauordnung, den

Fragen des Städtebaues, des Heimatschutzes,
der Denkmalpflege und bei Aufstellunggrund-

sätzlicherUnterlagen für die Bildung von

Rechtsausfassungen.
3· Die Beratung einzelner in allen wirtschaft-

lichen, technischen, rechtlichen und ästhetischen

Bausragen.
4. Die Begutachtung von Bauentwürsen.

V. Es sind erforderlich:
1. örtlicheStellen im Anschluß an die kommu-

nalen oder staatlichenAufsichtsstellendes Bau-

wesens,
2. Hauptstellen im Sitz der Verwaltungder Re-

gierungsbezirkeoder der Provinz.

Zu ihren Mitgliedern erscheinen die Vorstände
der kommunalen und staatlichen Bau- und Ver-

waltungsbehörden,freie Architekten und praktische
Handwerksmeister zunächst berufen. Außer-
dem ist auf die Mitwirkung der Lehrkräfte
der höheren nnd mittleren technischen Schulen

zU rechnen Die Tätigkeitsoll ehrenamtlichsein.

Der Hauptstelle wird naturgemäßdie Wahr-
nehmung der Maßnahmenzur Durchführungder

ideellen Ausgaben zufallen.
Diese Tätigkeit, sowie die Erledigung des

geschäftlichenVerkehrs der Stellen untereinander

und mit der Hauptstelle zur Aufrechterhaltung
der Einheitlichkeitin den Bestrebungen erfordert
.e.ine festangestellteKraft.

1II-·

IV.

·VI.

"VlI.
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V111.Die etwa entstehenden geringen Kosten der ört-

lichen Beratungsstellen werden die einzelnen
Gemeinden, die Kosten der Hauptstelle wird die

Provinzialverwaltungaufzubringen haben.)

·

BürgermeisterYiedtke-Neumark: Wenn ich mich
nicht sehr irre, sagte der Berichterstatter, es bestände
für Westpreußendie Baupolizeiordnungvon 1892, die

gleichzeitigfür das platte Land und die Städte gelte.
Jch möchtedoch bemerken, daß wir je eine besondere
Baupolizeiordnungfür das Land und für die Städte

haben.
.

Stadtrat Dr. Wankr-Danzig: Jch glaube, die Aus-

führungendes Herrn Vortragenden haben uns alle

außerordentlichinteressiert und auch überzeugendauf
uns gewirkt. Es wird wohl keiner unter uns sein,
dem es nicht so ergangen ist wie dem Vortragenden,
der, wenn er durch die Stadt geht oder auch über
Land, einen wahren Schreck bekommt darüber, was

alles durch die Bautätigkeit angerichtet wird. Wenn
man sich die schlichtenHäuser von früher ansieht und

dagegen die jetzigen Mietshäuser oder auch die so-
genannten Prunkpa·läste,dann überläuft einen ein ge-

wisserSchauer, und wir alle haben wohl die Empfindung,
daß etwas geschehenmuß· Es liegt doch anders im

Bauwesen wie in anderen Gewerben. Wenn ein Schuster
keinen guten Schuh nnd ein Schneider kein gutes Kleid

macht, dann geht das die Allgemeinheit nichts an, denn

der schlechteSchuh drückt mich ganz allein, aber das

schlechteHaus drückt die ganze Stadt. (Lebhaste Zu-
stimmung) Deshalb ist es sehr erfreulich, daß der

Vorstand des Städtetages diesen Gegenstand auf die

Tagesordnung gesetzthat. Jch hätte den Wunsch,,daß
dieser Vortrag hier nicht im Ohre verklingt, sondern

daßwirklich etwas daraus wird, und darum möchte
ich den Antrag stellen:

»Der Vorstand des Städtetages wird beauf-
tragt, die Begründung einer Hanptstelle für die

Bauberaiungsstellen Westprenßens in die Wege
zu leiten.«

Der Vorstand soll dabei freie Hand behalten. Die

Hauptstelle ist außerordentlichwichtig. Jn der Groß-

stadt hat man das städtischeBauamt; dort läßt sich
das, was man will, vielleicht ganz einfach erreichen;
aber für die ganze Provinz oder den Regierungsbezirk
ist eine solche Hauptstelle von außerordentlicherBe-

deutung. Von allein ist sie nicht da, sie muß erst ins

Leben gerufen werden. Wer sie schaffen soll, hat der

Vortragende auch gesagt: Die Provinz soll es sein.
Mein Antrag geht nicht etwa dahin, daß der Städtetag
die Sache ins Leben rufen soll, sondern ich denke mir
das Vorgehen so, daß eine Kommission die Sache vor-

berät und dann an die Provinz herantritt. Die Haupt-
bauberatungsstellewürde mit ihren Hilfsmitteln, mit

Musterplänen,Lichtbildern usw. befruchtend aus die

ganze Provinz wirken. Jch bitte meinen Antrag an-

zunehmen.

Erster BürgermeisterDr.Ylerten-Elbing:- Ich kann

mich mit der Tendenz des Verichterstatters einverstanden
erklären,meine aber, daß die Bauberatungsstelle mög-
lichst einfach gestaltet sein muß. Wenn es wieder eine
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Kommission sein soll, bei der die Entwürfedurch mehrere
Hände gehen, dann würde der Bautätigkeiteine große
Erschwerung erwachsen. Es würde dann eine zweite
Kommissionbestehenneben der Verunstaltungskommission,
die schon an mehreren Stellen besteht und die Aus-

führung der Bauprojekte verzögert. Man müßte die

Sache mit der Baupolizei verbinden, indem man ihr
einen guten Architekten zur Seite stellt, der den Bau-

nachsuchenden Ratschlägeerteilt und die Zeichnungen
verbessert. Nun wird es ja schwierig sein, in den

kleinen Städten einen Architekten anzustellen und darum

würde auch ich zur Beratung der kleineren Städte eine

solcheHauptstelle wünschen;sonst aber wüßte ich nicht,
was sie noch zu tun hätte. Wir haben ja schon eine

gewisseHauptstelle insofern, als auch die· Regierungs-
behörden sich von größeren Projekten Zeichnungen
kommen lassen und ihren Rat erteilen. Das ist für
uns genug und übersichtlich.Eine Hauptstelle würde
also nur für solchekleinere Städte in Frage kommen, wo

Architekten nicht vorhanden sind. Jcn übrigen möchte
ich die Hauptstelle verwerfen, namentlich auch, wie

gesagt wurde, ,,zur Förderung der idealen Aufgaben.«
Das ist Sache der Städte selbst.

Stadtverordnetenvorsteher ecse-Thorn: Auch ich
möchtemeiner lebhaften Befriedigung über den Vor-

trag Ausdruck geben. Der Herr Vortragende hat
erwähnt,daß es Mangel an Tradition im Bauwesen
war, der in den letzten Jahrzehnten des vorigen Jahr-
hunderts einen solchen Tiefstand im Bauwesen herbei-
führte. Inzwischen ist nun ja das Gesetz gegen die

Verunstaltung der Städte angenommen worden, dessen
Hauptfördererwohl Jhr verstorbener Oberbürgermeister
Ehlers war· Dieses Gesetz hat die Möglichkeitgegeben,
Kommissionen zu bilden, die die Ausführung des

Statuts überwachen. Mir will es scheinen, daß in

Städten, die über eine solche Kommission verfügen,
diese gleichzeitigals Bauberatungsstelle fungieren könnte.
Die Bedenken von Dr. Mertens gegen eine Zentral-
stelle sind nicht unwichtig. Man kann eine solcheStelle

ja nur schaffenin der Art einer höheren Instanz, an

die appelliert werden sollte, wenn die örtlichenBau-

beratungsstellen etwa nicht befriedigen sollten, und ich
weiß nicht, ob das überhaupt möglich ist. Ich bitte,
den Vortrag der Allgemeinheitzugänglich zu machen,
ihn nicht bloß in dem Bericht erscheinenzu lassen, der

ja den einzelnen Stadtverwaltungen nur in wenigen
Exemplaren zugeht, sondern diesen Vortrag auch noch

besonders drucken zu lassen und ihn den Städten in

einer solchen Zahl zur Verfügung zu stellen, daß sie

nicht nur die einzelnen Stadtverordneten, sondern auch
die Hausbesitzer und Bürgervereine erhalten können,
um aufklärendzu wirken in den Kreisen, von denen wir

wünschen, daß sie sich diesen Anregungen anschließen.

Vorsitzenden »Wer da bauet an den Straßen, der

soll die Leute reden lassen!«,so hießes früher. Dieser
schöneSatz hat aber doch einen gewissenBeigeschmack-
Er spricht von dem stolzen Gefühl des Eigentümers:

Jch baue mein Haus und wie ich baue das ist meine

Sache, darum habt ihr euch nichtzu kümmern,
— aber

seitdem die Bautechnik in manchen Städten so unan-
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genehmeFormen angenommen hat, kann man den Satz
nicht ohne weiteres mehr gelten lassen, und es ist
dringend erwünscht,daß etwas geschieht. Ich glaube
nun, man kann den Anregungen des Herrn Bericht-
erstatters im wesentlichen beistimmen, und ich würde

auch gegen den Antrag des Stadtrats Dr. Mayer
nichts einzuwenden haben. Er ist ja ganz allgemein
gehalten; wie der Vorstand dem Antrage entsprechen
wird, muß eben weiter geprüft werden, aber der Ge-

danke, von einer Stelle aus befruchtendauf die übrigen
Städte wirken zu wollen, scheint mir gut zu fein. Jch
möchtenoch einige Worte des Berichterstatters unter--

streichen. Es ist unbedingt notwendig, daß das Ver-

ständnis für diese wichtigen Fragen auf jede Weise in

unsere Bevölkerung hineingetragen wird. Wenn man

hier durch Danzigs Straßen geht, wird man ja dank-:

bar anerkennen, daß Danzig es verstanden hat, sich
so viele schöne alte Gebäude zu erhalten; aber wir·

haben doch auch schon manche recht unschönenGebäude

zwischenunsern schönenund einheitlichenHäusernstehen.
Meist ist es so, daß ein verständigerEigentümerzu-

sammen mit einem tüchtigenBaumeister durchaus ein

Werk schaffenkann, das seinen privaten Interessen ent-

spricht und zugleich den Interessen der Allgemeinheit..
Jch glaube nun, daß die Presse einen sehr großen
Einfluß ausüben kann. Wenn irgendwo ein Konzert-
ist, dann entsendet die Presse ihren Berichterstatter und-

bringt einen Bericht, wenn eine neue Theaterauffüh--
rung stattfindet, ist es gerade so, wenn ein Verein

irgendwo tagt, nicht minder. Überall sind die Bericht-
erstatter da, wird aber ein schönesHaus gebaut, so-
hört man selten etwas davon. Jch meine, die Presse
sollte uns auch in dieser Beziehung helfen, sie sollte
bei guten Bauten einen verständigenArchitekten beauf-
tragen, eine Kunstkritik darüber zu schreiben geradeso,
wie sie sonstKunstkritiken schreibt. Dadurch würde die

Aufmerksamkeit erregt und die Ansicht der Allgemein-
heit geklärtwerden. Jch glaube auch, daß die Städte

selbst in einer sie nicht sehr belastenden Weiseeingreisen
können,nämlich dadurch, daß sie geringe Beträge zu
einer Prämierung der bestenHäuser in ihre Haus-habs-
pläne einsetzen. Wir haben das in Magdeburg mit-

großemErfolge getan. 3000 Mark waren dafür im

Etat ausgesetzt, und damit prämiiertenwir eine Anzahl
von Häusern, die besichtigt waren von einer vom-.

Magistrate eingesetztenKommission Das wirkte an-
regend auf den Eigentümer. Er war nicht nur stolz,
wenn er die Prämie bekam, sondern er bekam dadurch
auch einen Teil des Architektenhonorars heraus, Ich
stehe nun nicht auf dem Standpunkt, daß es notwendig
sei, dadurch den Architekten zu bezahlen,denn ein guter
Architektmacht sich stets selbst bezahlt. Dadurch soll
in keiner Weise der gute Handwerksmeisterirgend eine

Benachteiligung erfahren; im Gegenteil,Architektenund-

Handwerksmeistersollen zusammen wirken. Wir bauen-
doch für viele Jahre, wenn auch vielleichtnicht mehr
für Jahrhunderte, und da kommt es nicht fo sehr auf-
einige MehrkostenAU- Wie darauf, daß der Eigentümer-
ein Haus bekommt, auf das er dauernd stolz seinkann.
Jch bitte Sie, im Sinne dieses Vortrages aufklärend
zu wirken.·



BürgermeisterEichhardt-Dirschau: Ich weisedarauf
hin, daß die Bauberufsgenossenschaftenin Ostpreußen
seine Bauberatungsstelle eingerichtethaben, und ichglaube,
die Satzung ist jetzt so geändert,daß die Wirksamkeit
dieser Stelle auch auf Westpreußenausgedehnt werden

soll. Im Wesentlichen ist die Aktion wohl auf den

Bau von Kleinwohnungen beschränkt. Vielleicht kann

man an diese Bauberatungsstelle anknüpfen, sodaß sie

für beide Provinzen gemeinsamwird. Herr Dr. Bleyer
ist wohl in der Lage hierübernochNäheres mitzuteilen.

Stadtrat Dr. MaijersDanzig: Herr Dr· Merten

wandte ein, es sei nicht recht·ersichtlich,welcheTätigkeit
die Hauptstelle ausüben solle, und es schien so, als

wenn er daran dachte, daß auch sie im einzelnenFalle
beratend eintreten sollte. So weit ichden Vortragenden

verstanden habe, ist das nicht der Fall. Die Tätigkeit
der Hauptstelle ist ja auch in denLeitfätzennäherdar-
gelegt. In kleineren Städten wird man ohne Hilfe
der Hauptstelle nicht auskominen können. Es ist auch
durchaus nicht völliges Neuland, um was es sich hier

handelt. In Ostpreußenist eine solche Bauberatungs-
stelle schonbegründet,mag sein, daß sie dort auf das

-Kleinbauwesen beschränktist, aber in anderen Provinzen
existieren auch schon solcheStellen, in der Rheinprovinz
shat die Einrichtung sehr segensreich gewirkt. Alsodie

Hauptstelle ist durchaus nicht überflüssigund ich bitte

nochmals, meinen Antrag anzunehmen.

Stadtveror dnetenvorsteherDr. gleyevElbingz Mein

Name wurde hier genannt, und ich fühle mich ver-

pflichtet über das, was ich weiß, Auskunftzugeben,
Ich bin über Ostpreußen genau informier-t,weil der-

jenige, der die Beratung dort ausübt, mein Sohn ist.

In Königsberg besteht ein allgemeiner Wohnungsbau-
verein, der sozialpolitischeInteressen verfolgt und Von

der Seehandluiig für seine Zweckebilliges Geld bekommt.

Auf die Anregung dieses Vereins-, haben sichdie kleineren

Vereine in der Provinz zusammeiigetan und sich in

Gestalt meines Sohnes einen Bauberaier gewählt.
Wenn sie nun in der Provinz irgendwo bauen wollen

:und nicht recht klar darüber sind, wie sie bauen sollen,
wie sie den Grundriß oder die Fasfade gestalten, dann

fragen sie bei meinem Sohne an. Ich glaube er ist

auch einmal in einer ähnlichenAngelegenheitin Dirschau
gewesen. Genau ist mir das nicht erinnerlich«.Im

allgemeinen wird aber seineTätigkeitnach dieserRichtung
nicht übermäßighäufig in Anspruch genommen.

gerichterstatteyStadtbauinspektorYaehne: Jch möchte-

UUf die Ausführungenvon Herrn Di. Merten zurück-
kommeii und mich anschließenan das, was Herr Pr.
Maykk gesagt hat. Es kommt mir daraufan, daßeine

Zentrallstellegeschaffenwird, um die in den.Leitsätzen
unter 1 Und 2 genannten Arbeiten zu erledigen. Ich

halte diese Arbeit für so umfangreich, daß sie ehren-
amtlich nicht geleistet werden kann. Deswegen ist die

.Hauptstellenotwendig. Es muß ein Architektda sein,
der ständigmit der Provinz in Fühlung bleibt, denn

neben der Aufklärung des Publikums liegt ihm auch
noch ob die Beobachtung der Bauordnuiigen und die

Mitwirkung bei der Abstellung ihrer Mängel. Weiter

wird es Aufgabe der Zentralstellesein, gute Bebauungs-
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pläne zu schaffen, denn gerade hierin sind die kleinen
Städte bis jetzt nicht gut beraten. Dann kommt noch
hinzu der Heimatschutz,die Denkmalspflege und die

Aufstellung grundsätzlicherUnterlagen für die Bildung
von Rechtsauffassungen. Auch das sind Gebiete, die
weit über das Maß ehrenamtlicher Tätigkeit hinaus-
gehen, so daß eine bezahlte Kraft notwendig ist. Zu
dem Einwand, es werde eine Verzögerungin der Bau-

ausführungeintreten, bemerke ich, daßichmir die Sache
folgendermaßendenke: Die Bauberatungsstelle gliedert
sich an die Baupolizeiverwaltung an. Sie setzt sich
zusammen aus dem Architekten,dem Baugewerksmeister
und einem Verwaltungsbeamten. Diese werden wöchent-
lich einmal oder zweimal aus der Behörde zusammen-
kommen, sich die Projekte vorlegen lassen und dann

urteilen, ob sie ausgeführt zu werden verdienen, oder
ob Gegenvorschlägezu machen sind. Ich erlaube mir

hierzu einen Brief vorzulesen, den Herr Erster Bürger-
meister Mitzlaff über die Bauberatungsstelle in Bromberg
an mich gerichtet hat. Er schreibt:
»Die hiesigen Einrichtungen sind folgende:

l- Ich habe seit Anfang April hier eine Kommission
zusammen berufen, die zunächstprovisorisch zu-

sammengesetztist. Die Aufforderungen zur Teil-

nahme der Kommissionen sind von mir persönlich
ergangen, ohne daß ein Beschlußvom Magistrat
und Stadtverordnerenverfammlungherbeigeführt
ist. Sobald sich gezeigt hat, ob die gewählte
Organisation zweckmäßigist, wird es wohl richtig
sein, ihr durch Erlaß eines Gemeindebefchlusses
dauernde Form zu geben.

Der Kommissiongehörenaußer mir selbst an:

Das Magistratsmitglied,daß die Polizeiverwal-
tung ausübt, die beiden technischen Mitglieder
des Magistrats (Stadtbaurat Meyer und Stadt-
rat Metzger), der Bauiiispektor der Polizeiper-
waltung, der Direktor der neuen Kunstgewerbe-
schule, ein aktiver Regierungs- und Baurat

(Dezernent für Baupolizeisachen), ein von mir

aiisgewählter Privat-Architekt aus Bromberg,
ein Maurer- und Zimmermeister, der zugleich
Stadtverordneter ist.

2. Diesem Bauberatungs-Ausschuß, wie er hier
heißt,sollen vorgelegt werden:

a) alle Baukonsenssachen,die bei der Baupolizei
eingehen,

b) speziell ferner diejenigen Bauentwürfe,bei
denen der Magistrat sich privatrechtlich die

Genehmigung des Bauentwurfs oder doch der

Fassaden vorbehalten hat.
Die Kategorie b) ist in der Kategorie a)
natürlichmiteiithalten, ihre Hervorhebungsoll
nur zum Ausdruck bringen, daß etwas andere

Gesichtspunktedabei zur Anwendung kommen
können.

«

3. Die Aufgabe des Bau-Beratungs-Ausschussesist
eine doppelte; zunächst soll er der für die Ge-

nehmigung zuständigenInstanz (zu a Polizei,
zu b Magistrat) ein Gutachten vorlegen, auf
Grund dessen die Behörde sich schlüssigmachen
kann, ob die Genehmigung zu erteilen oder zu
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versagen ist. Diese Aufgabe ist naturgemäßim

Falle a sehr. beschränktdenn die Baupolizei kann

mangels eines Statuts die Baugenehmigung nur

versagen, wenn eine- ,,gröblicheVerunstaltung-«
eintreten würde.

Der Bau-Beratungs-Ausschußhat aber ferner
die Aufgabe, darüber hinaus in jedem Falle zu
prüfen, ob ein Bauentwurs eine geeignete ästhe-
tische Lösung der Bauaufgabe unter den gege-
benen Straßen- und Nachbarverhältnissendar-

stellt, und ästhetischeVerbesserungsvorschlägezu

machen. Jn bezug auf dieseAufgabe steht hinter
dem Bau-Beratungs-Ausschuß kein gefetzliches
Zwangsmittel, seine Wirksamkeit hängt Vielmehr
lediglich ab von-der überzeugendenKraft seiner
Verbesserungsvorschlägeund dem Entgegenkommen
der Bauherrn und Architekten.

Wir haben bisher wöchentlicheine Sitzung
gehabt, und die einzelnen Mitglieder haben da-

bei mit regem Eifer über ihre Sachen Bericht
erstattet und ans eigenemAntriebe Verbesserungs-
vorschlägein Skizzenform vorgelegt-

Werden diese Verbesserungsvorschlägevom

Ausschußgebilligt, so werden diese zwecks güt-
licher Verhandlung mit den Beteiligten der zu-

ständigenAmtsstelle (bei der Polizei dem Bau-

polizeiinfpektor, beim Magistrat, dem Stadtbau-

rat) übergeben. Wir haben bereits einige ge-

radezu überraschendeErfolge zu verzeichnen, die

Bauherren haben regelmäßigdie Verbesserungs-
vorschlägeangenommen.

BürgermeisterZude-Löbau: Der Herr Berichter-

statter hat vorhin nur kurz erwähnt, daß die Bau-

polizeiordnung für Westpreußen von 1891 datiert;
ich meine aber, man wird nicht früher an die Errich-

tung einer Bauberatungsstelle herangehen können oder

nur dann, wenn die in vielen Punkten veraltete Bau-

polizeiordnung geändertist. So viel ich weiß, ist vor

einigen Jahren ein solcher Entwurf seitens des Ober-

präsidentenaufgestelltworden und den einzelnenPolizei-
verwaltungen zugegangen. Es sind auch Verbesserungs-
vorschlägegemacht worden, aber weiter hat man. von

dem Entwurfe nichts gehört· Im letzten Jahre ist ja
nun die Baupolizeiordnung für das flache Land der

Provinz geändertworden durch Bestimmungen, die zum

Teil vielleicht auch auf die Städte Anwendung finden
können. wäre gewißzweckmäßig,wenn der Vorstand

des Städtetages sich nach den Aenderungen die für die

städtischeBaupolizeiordnung geplant waren, erkundigte
und es versuchte, bei- dem Erlaß einer neuen Bau-

polizeiordnung dahin zu- wirken, daß eine Bestimmung
hineinkommt, welche die Errichtung von Bauberatungs-
stellen fördert. Mit dem Gesetz über die Verunstaltung
von Straßen ist wohl in den kleinen Städten nichts

zu machen. Es genügt nicht, um unschöneBauten zu

verhindern. Jn den kleinen Städten findet man

Straßen, wo eine Unzahl unschönerHäuser vorhanden

sind. Auch in Löbau ist der Versuch gemacht, den

Leuten vorzuschreiben,wie sie bauen sollen. Bei

einigen ist es ja auch gelungen-, bei anderen aber

nicht; sie haben doch wieder statt des mafsiven Daches
das Pappdach gewählt oder unschöne Giebel vor-

gebaut usw. Die Erteilung der Bauerlaubnis hätten
wir schließlichdoch nicht verhindern können. Jch bin.

der Ansicht, daß sich in eine neue Baupolizeiordnung
wohl Vorschriften hineinbringen ließen, die auf der

Basis des Gesetzes über die Verunstaltung der Straßen

nähere Bestimmungen treffen.

Erster BürgermeisterDr. Betten-Elbing: Jch habe
mich nicht gegen die Einrichtung der Hanptstelle ge-

wandt-, sondern gegen ihre Beschränkungaus ideelle

Ausgaben. Gegen die Verbindung der neuen Kom-

mission mit den Verunstaltnngskommissionenmöchte ich
anführen, daß die letzteren sich bisher nicht sehr bewährt
haben- JU DUUzig besteht diese Kommission aus

12—15 Herren, in Elbing auch aus etwa 10; wenn

n.-n noch die neue Kommission angegliedert wird, dann

wird das eine sehr schwerfälligeBehörde darstellen.

Jch meine deshalb, daß, wenn man an die Begrün-
dung solcher Bauberatungsstellen herangeht, man sie
nicht mit so großenKominifsionen belasten sollte.

Stadtverordneter Hckiade-«Oanzig:Jch bin entgegen-
gesetzterAnsicht wie der Vorredner. Das unschuldigste
Ding bei dem ganzen Vorgehen ist die Hanptstelle.
Es besteht auch das Bedürfnis, im großen Publikum
ein besseres Verständnis für das Bauen zu verbreiten,
Und das kann am besten und erfolgreichsten von einer

Zentralstelle aus geschehen. Wenn man im Sinne der

Vorschlägedes Referenten überhauptvorgehen will, so
halte ich es für selbstverständlich,daß man mit dem

Allgemeinen anfangen muß, nni dort Erfahrungen zu

sammeln nnd auch in den weiteren Kreisen ein ge-

wisses Vertrauen zu erwerben, und zwar mittels einer

besoldeten Kraft. Jch stehe Vollständigauf den Boden

des Referenten, der erklärt hat, daß die örtlichenBau-

beratungsstellen wohl ehrenamtlich sein können, daß.
aber die Hauptberatungsstelle einer besoldeten Kraft
bedürfe, um dein Gedanken an sich, diesem ganzen
Streben erst einmal in der ganzen Provinz ordentlich
Geltung zu verschaffen. Das kann in anderer Weise
nicht geschehen. Jch bin auch überzeugt,daß sich die—
Lokalbauberatungsstellen unter unserer heutigen Orga-
nifation des Bauwesens schwer oder gar nicht durch-
führen lassen ohne ganz ungeheure Koinpetenzkonsliktc
und Verzögerungenin der Erledigung des Baugefchäfts.,
Es ist schon von Dr. Merten hingewiesenworden auf
die großenSchwierigkeiten,mit denen die Verunstaltung-Z-
kommissionen zu rechnen haben. Obschon doch diese
Kommissionen zu einem sicherlich allgemein als gut-
anerkannten Zweck arbeiten, erfreuen sie sichvorläufig
noch einer geringen Liebe und eines noch geringerem

Vertrauens sowohl bei der Bürgerschaftwie auch bei
dem Bauausführenden, und zwar deshalb, weil mit

ihrer Arbeit unweigerlich eine Verzögerungdes Bau-

geschäftsverknüpft ist. Wir müssen es in Danzig
erleben, — es handelt sich dabei nicht um ein Ver-
schulden der Behörden-sondern es liegt in der ganzen
Ausgestaltung der Verwaltung —, däßwir die Bau-
konzessionengewöhnlicherst dann erhalten, wenn wir
mit dem Bau fertig sind odek mindestens mit dem



Rohbau. Man behilft sich damit, daß man eine vor-

läufige Bauerlaubnis erteilt. Nun denken Sie sich
eine recht tätige und tüchtigeBauberatungsstelle, die

zwar alles vorgelegt erhalten muß, die aber absolut

ehrenamtlich arbeitet! Da hat ja die verantwortliche

Verwaltung gar kein Mittel, daraus einzuwirken, daß
die Dinge so erledigt werden, wie es die ordnungs-
mäßige Bautätigkeit erfordert.

Organisation des Bauwesens werden also die örtlichen

Bauberatungsstellen mit großen Schwierigkeiten zu

kämpfen haben, wenn es überhaupt möglich ist, sie

einzuführen. Gerade mit Rücksicht auf die vom

Referenten hervorgehobenenSchäden, dürfte es aber

an der Zeit sein, einzugreifen und an eine bessere

Ausgestaltung unserer ganzen baupolizeilichen Ver-

waltungsbehördenheranzugehenj Weshalb sollte es

denn nicht möglichsein, diese Verwaltungsbehördenin !

den Städten, die die Baupolizei selbst haben, so aus-

zugestalten, daß dieser ganze Apparat auf einen Schlag
zusammenarbeitetund sich nicht in vier verschiedene
Stellen zersplittert? Ich Würde wünschen,daß unser

Vorstand sich mit diesem Gedanken beschäftigteund

vielleicht im nächstenJahre einen Vortrag irgend eines

Sachverständigendarüber auf die Tagesordnung setzte.
Es wird sich darum handeln, wie unsere kommunalen

Baupolizeiverwaltungenabzuändernsind, daß sie allen

berechtigten Wünschen inbezug auf Wohlfahrt und

soziale Baufürsorge gerecht werden, ohne den geschäft-

lichen Verkehr Und die Wirtschaftlichkeitdes Bau-

betriebes zu hemmen. Ich meine, es wäre ein ungeheurer
Segen, wenn wir baupolizeilicheÄmter bekämen, die

nicht aus einer einzelnenPersönlichkeitbestehen, sondern
eine geschicktzusammengesetzteKommission darstellen,
in der sich nicht bloß Architekten, sondern auch die

gelehrtenFachleutevon den staatlichen und kommunalen

Bauverwaltungsstellen betätigen können. Wenn wir

das zu Wege bringen, dann brauchen wir keine be-

sonderen Bauberatungsstellen.

VorsitzendenDas Wort wird nicht weiter verlangt-
ich schließedie Beratung. Der Vorstand wird den

Anregungen nach Möglichkeitentsprechen. Der Antrag
Dr. May-er ist Ihnen bekannt. Ich bitte die Herren,
die gegen den Antrag sind, sich von den Plätzen zu

erheben.
—- Jch stelle fest: der Antrag ist angenommen.

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für die inter-

essanten Darlegungen Sie haben aus der langen
Debatte gesehen, wie sehr uns allen die Frage am

Herzen liegt. Hoffentlich wird das erreicht, was Sie

wünschen-
Wir kommen zum nächstenGegenstande:

Yerschiedenes und Mitteilungen
Wir haben noch die Entlastung der Rechnung

für 1910j11 vorzunehmen. Die Herren Revisoren

haben Monita nicht gezogen, ich darf annehmen, daß
Sie deshalb mit der Erteilung der Entlastung ein-

verstanden sind—

Mitzuteilenhabe ich noch, daß das baltische Jn-

genieurbureauin Danzig eine besondere Abteilung für
die fortlaufendeOberkontrolle von Gas- und Wasser-
werken kleinerer Städte Ostdeutschlandseingerichtethat.
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Der Vorstand hat beschlossen,dem Städtetage davon

Kenntnis zu geben.

Eingegangen ist eine Einladung des Deutschen
Städtetages zur Teilnahme an der Tagung in Posen
in der Zeit vom 10. bis 12. September d. Js. durch
Entsendung von 4 Mitgliedern unseres Städtetages.

. ; Der Vorstand schlägtvor, den WestpreußischenStädtetag
Bei der heutigen

«"

dort vertreten zu lassen durch mich, Herrn Dr. Merten-

Elbing, sowie durch Herrn Müller-Deutsch Krone und

Herrn Hartwich-Eulmsee, und zwar die beiden letzten
auf Kosten des Städtetages zu entsenden. Ich darf
Ihr Einverständnis annehmen.

Wir kommen zur

Beschlußfassung über Ort und Zeit des nächsten
Htädtetages.

Es liegt eine Einladung nach Deutsch-Krone vor,

außerdemwünschtThorn, daß der Städtetag dorthin
komme. Es ist eine Verständigungdahin erzielt, daß
Deutsch-Krone für 1912 und Thorn für 1913 in Aus-«

sicht genommen wird. Ich darf annehmen, daß die

Herren damit einverstanden sind.

Es steht noch aus die

Yeuwaljk des Vorstande-.
Stadtverordneter Dr. Teitenborn-Graudenz: Ich

habe zunächst den Auftrag, den stellvertretenden Vor-

sitzenden, Herrn Justizrat Obuch-Graudenz zu ent-

schuldigen. Er hat telegraphiert, daß er wegen des

Schützenfestesleider auch heute nicht herkommen kann-

»DesWeiteren stelle ich den Antrag auf Wiederwahl
des gesamten Vorstandes durch Zurnf.
Bürgermeistergutze-Tuchel: Jch bitte bei der dies-

jährigenWahl dafür zu sorgen, daß wieder eine kleinere

Stadt im Vorstande vertreten ist. Die kleineren Städte

bilden ja die Mehrzahl der Mitglieder, sind aber nicht
entsprechendim Vorstande vertreten. Ich bitte wenigstens
noch einen Vertreter der kleineren Städte hineinzuwählen,
damit insbesondere Vorträge ausgesucht werden, die

für die Mehrheit der Mitglieder des Städtetages zweck-
entsprechend sind.

Stadtverordneter Dr. Tettenborm Die Ausfüh-
rungen des Vorredners treffen nicht zu, denn die Vor-

standsmitgliederMüller-Deutsch-Krone und Hart-
wich-Culmsee vertreten doch beide Städte mit weniger
als 10000 Einwohner. (Zuruf: Nein, Culmsee ist
größer.)

Bürgermeistergutzu Es könnte vielleichtfür Herrn
Dr. Hasse-Thorn ein langjährigerBürgermeisteraus

einer kleinen Stadt genommen werden.

BürgermeisterHartwich-Eulmsee: Die Wahl des

Ersten Bürgermeisters Dr. Hasse ist bloß eingetreten
anstelle von Herrn Stachowitz, der früher immer Vor-

standsmitglied gewesen ist und sein Amt jetzt zugunsten
des Ersten Bürgermeisters niedergelegt hat. Wir
würden uns, wenn wir an seiner Stelle ein Mitglied
aus einer kleinen Stadt wählten, also mit den früheren
Grundsätzenin Widerspruch setzen.
BürgermeisterZahn Mir ist es nicht bekannt, daß

Thorn einen Sitz im Vorstande haben muß.

14



VorsitzendenDas Wort wird nichtweiter gewünscht,
ich schließedie Verhandlung
den Vorstand durch Zuruf wiederzuwählen,und ein

zweiter Antrag, anstelle von Dr. Hasse einen andern

Herrn zu wählen. Jch darf annehmen, daßSie bereit

sind, die anderen Herren mit Ausnahme von Dr.Hasse
durch Zuruf wiederzuwählen.(Zustimmung.) Jch stelle
fest, daß dieseMitglieder wiedergewähltsind. Es wird

sich nun fragen,. ob wir über die noch ausstehende
Wahl schriftlich oder auch durch Akklamation abstimmen
wollen. (Zurufe: Schriftlich!) Es wird schriftliche
Abstimmung beantragt. Jch bitte die Stimmzettel zu
verteilen und mache darauf aufmerksam, daß nur die

Herren stimmen können, die von ihren Städten mit

Stimmrecht entsandt sind. Jch bitte Herrn Bürger-
meister Hartwich, die Namen nach der Anwesenheits-
liste zu verlesen, und die einzelnenHerren, ihre Stimm-

zettel hier abzugeben. (Gefchieht.)
Hchriftsiihrey BürgermeisterHartwirinulmseet Es ,

sind abgegeben für Herrn Dr. Has s e 23 Stimmen, E

Es liegt vor ein Antrag,-

54—

für Herrn Kude--Löbau 7 Stimmen, für Herrn Eich--
hardt-Dirschau 5 und für - Herrn Lutze-Tuchel,
3 Stimmen.

Vorsitzenden-:Ich stelle fest, daß Herr Dr. Hasse-.
Thorn gewählt ist und schließeden Städtetag

BürgermeisterErdmann-Neustadt: Ich glaube in

Jhrer aller Namen zu sprechen, wenn ich dem Vor-

stande, der sich sovielMühe um diese Tagung gegeben
hat, insbesondere unserm hochverehrten Herrn Vor-

sitzenden,OberbürgermeisterScholtz, unsern herzlichsten
Dank ausspreche. Unser Vorsitzender und unser ganzer

Vorstand, er lebe hoch-! (Die Versammlung stimmt
dreimal lebhaft in den Ruf ein.)

Vorsitzenden Vielen Dank für die liebenswürdigen
Worte. Der Vorstand wird sich jetzt konstituieren.
Der Städtetag ist geschlossen.

Schluß 172 Uhr.



Ill. Anlagen zu dem Vortrage deS Herrn Bürgermeister
Erdmann-Neustadt über die Gemeindesteuerstatistik der

westpreußischenStädte.

Steuerbewegung der Westpreußischen Städte.

Rechnungsjahrc 1909 und 1910.

Zusammengestellt von BürgermeisterErdmann-Neustadt, Westpr.

Zuschläge ZZUickUCjSc
. zur zurGrund-, Kreis-

Lsd
« - Einkommen-

Gebunde-
ab bStadt K rets

«

u. Gewerbe- ga en

Nr. steuer steuer

1909I1910 1909I1910 1909 1910

u-» ojfo o,0 o,o o-o oxo

Gruppe I.

Zuschläge zur Staatseinkommcnsteuer bis 200 0,-»(6 Städte).

a) dieselben Sätze behielten bei (4 Städte):
1 Hammerstein. . . . . . .— . . . Schlochau . . . . . . . . 120 120 120l120 50 50

2 Zoppot . . . . . . . . . . . . Neustadt . . . . · . . . . 160 160 210 210 65 65

3 Pk.Fkied1aud . . . . . . . . . Zchlochau . . . . . . . . 200 200 175I175 50 50

4 Neustadt . . . . . . . . . . . Neustadt . . . . . . . . . 200 I 200 200 I200 65 65

b) die Zuschlägeerhöhte(1 Stadt):
5 I Jastrow . . . . . . . . . . . I Dt. Krone . . . . . . . . I 190 200 I 190 I 200 I 70 I 75

c) die Zuschlägesetzte herab (1 Stadt):
6 l Kamin . . . . . . . . . . . .IFIatow . . . . . . . . .s 217 s 200 I 185 i 175 I 80 i 80

Gruppe Il.

Zuschläge zur Einkommensteuer von 201—300 0»,-"·,(37 Städte).

a) dieselben Sätze behielten bei (17 Städte):
7 Thorn . . . . . . . . . . . . Stadtkreis . . . . . . . . 210 210 186 186 — —

8 Tuchel . . . . . . . . . . . . Tuchel . . . . . . . . . . 220 220 200 200 100 100

9 Putzig . . . . . . . . . . . . Putzig . . . . . . 220 220 230 230 110 110

10 Dt. Krone . . . . . . . . . . Dt. Krone . . 225 225 ·190 190 70 75·

11 Bischofswerder . . . . . . . . . Rosenberg 240 240 200 200 90 90

12 Riesenburg . . . . . . . . . . Roseuberg . . . . . . . . 250 250 200 200 90 85

13 Dt. Eylau . . . . . . . . . . Rosenberg . . . . . . . . 260 260 200 200 90 85

14 Neumark . . . . . . . . . . . Löbau . . . . . . . . . . 260 260 200 200 96 96

15 Culmsee . . . . . . . . . . . . Thorn . . . . . . . . . . 270 270 210 210 87 91,5
16 Schloppe . . . . . . . Dt. Krone. 270 270 235 235 70 75

17 Krojanke . . . . . . . . . . . Flatow 275 275 215 215 80 80

18 Tütz . . . . · . . . . . . . . Dt. Krone . . . . . . . . 280 280 230 230 70 75

19 Tiegenhof . . . . . . . . . . · Marienburg . . · . . 290 290 230 230 127 127

20 Neuenburg . . . . . . . . . . Schwetz . . . . . . . . . 300 300 200 200 68 60

21 Rehden . . . . . . . . . . . . Graudenz . . . . . . . . 300 300 225 225 83 89

22 Rosenberg . . . . . . . . . . . Rosenberg . . . . . . . . 300 300 225 225 90 85

23 Neuteich .· . . . . . . . . . . Marienburg . . . . . . . 300 300 260 260 127 127



Zuschläge Zuschläge

zur IIIer Kreis-

Lfd. -

,

-

S t a d t K r e i s
Einkommen-

u· G werbe- abgaben
Nr. steuer steuer

1909 1910 1909 1910 1909I1910
o-0 0-0 0-0 0-0 0,-0 I o-»

b) die Zuschlägezur Einkommensteuererhöhten(5 Städtch-

24 Dauzig . . . . . . . . . Stadtkreis . . . . . . . . 210 hI
220 255

«

255 — —

v Ue

Mietsstcuer
25 Freystadt . . . . . . . . . . . Rosenberg . . . . . . . . 2401250 200 200 90 85

26 Schönsee . . . . . . . . . . . Brieer . . . . . . . . . 250 280 220 220 105 105

27 Gollub . . . . . . . . . . . . Brieer . . . . . . . . . 275 290 215 215 105 105

28 Schwetz . . . . . . .- . . . . . Schwetz . . . . . . . . . 290 298 230 230 68 60

c) die Zuschlägezu allen Steuerarten erhöhten(7 Städte):

29 Graudenz . . . . . . . . . . . Stadtkreis . . . . . . . . 200 215 200 220 —I —

30 Elbing . . . . . . . . . . . . Stadtkreis . . . . . . . . 220 225 220 225 —

I
—

31 Flatow . . . . . . . . . . . . Flatow . . . . . . . .
—

. 210 225 180 200 8
l

80

32 Lesscn . . . . . . . . . . . . Graudenz . . . . . . · . 220 230 200 210 83 I 89

33 Cultn . . . . . . . . . . . . Culm . . . . . . . . . . 210 235 180 200 125 125

34 Garnsee . . . . . . . . . · . Marienwcrder . . . . . . 240 250 180 185 93 92

35 Konitz . . . . . . . . . . . . Konitz . . . . . . . . . . 250 290 200 222 67 66

d) die Zuschlägezur Einkommensteuersetzteherab (1 Stadt):

36 I Baldenburg .
.

. . . . . . . . .I Schlochau . . . . . . . . I 250 I 230 I 200 I 200 50 I 50

o) die Zuschlägezu den Realstcuern setzte herab (1 Stadt):

37 I Marienwerder . . . . . . . . .I Marienwerder . . . . . .I 260 I 260 I 210 I 200 93 I 92

f) die Zuschlägezu allen Steuern setzten herab (4 Städte):

38 Podgorz . . . . . . . . . . . Thom. . . . . . . . . 250 240 200 190 87 91,5
39 Brieer . . . . . . . . . . . . Brieer . . . . . . . . . 260 250 205 200 105 105

40 Löbau . . . . . . . . . . . . Löbau . . . . . . . . . . 310 290 230 200 100 96

41 Marienburg . . . . . . . . . . Marienburg . . . . . . . 318 300 229 225 127 127

42

43

44

45

46

47

48

49

g) die Zuschlägezur Einkommensteuer setzteherab und erhöhtediejenigen zu den Realsteuern (1 Stadt):

I Schlochau . . . . . . . . . . . I Schlochau . . . . . . . . I 280 I 270 I 200 I 210 I 50 I 50

h) die Zuschlägezur Einkommensteuererhöhteund setzte diejenigen zu den Realsteuern herab (1 Stadt):
I Vandsburg . . . . . . . . . . I Flatow . . . . . . · . . I 284 I 295 I 213 I 207 I 80 I 80

Gruppe Ill.

Zuschläge zur Einkommensteuer von 301—400 »A,(13 Städte).

a) dieselben Sätze behielten bei (6 Städte):

Pr. Stargard . . . . . . . . . Pr. Stargard . . . . . . 310 310 225 225 85 85

Zempelburg . . . . . . . . . . Flatow . . . . . . . . . 310 310 265 265 80 80

Lautenburg . . . . . . . . . . Strasburg . . . . . . . . 335 335 230 230 100 100

Chriftburg . . . . . . . . . . Stuhm . . . . . . . . . 355 355 275 275 125 125
Tolkemit . . . . · . . . . . . Elbing . . . . . . . . . 365 365 315 315 80 80

Stuhm . . . . . . . . . . . . Stuhm . . . . . 390 390 270 270 125 125



Zuschläge Zuschläge
I

zur DELITkaKreis-
Nr.

·

·

,

-

S t adt Kr ei s Einkommen-u. Gewerbe abgaben

Lfd. steuer steuer

1909 1910 1909 1910 1909I1910
Wo »Ja »Ja »Ja Wo I »Ja

b) die Zuschlägezur Einkommensteuererhöhte(1 Stadt):

50 I Berent . . . . . . . . · . . . I Berent . . . . . . . . . I 320 I 340 I 300 I 300 I 116 I 125

c) die Zuschlägezu allen Steuern erhöhten(2 Städte):

51 Dirschau . . . . . . . . . . Dirschau . . . . . . . . . 300 I 315 225 265 97 I 112

52 Schöneck . . . . . . . . . . Berent . . . . . . . . 310 I320 300 310 116 125

d) die Zuschlägezur Einkommensteuersetzte herab (1 Stadt):

v53 I Mewe . . . . . . . . . . . . I Marienwerder . . . . . . I 336 I 332 I 243 I 243 I 93 I 92

e) die Zuschlägezu den Realsteuern setzteherab (1 Stadt):

54 I Strasburg . . . . . . . . . .I Strasburg . . . . . . . . I 325 I 325 I 275 I 240 I 100 I 100

f) die Zuschlägezu allen Steuern setzte herab (t Stadt):

55 I Märk. Friedland . . . . . . · .I Di. Krone . . . . . . . .I 325 I 310 I 230 I 220 I 70 I 75

g) die Zuschlägezur Einkommensteuererhöhteund setzte diejenigen zu den Realsteuern herab (1 Stadt):

56 I Landeck . . . . . . . . . . . .I Schtochau . . . . . . . .I 235 I 316 I 353 I 253 I 50 I 50

Gruppe IV.

Zuschläge zur Einkommensteuer über 400 Oxz(1 Stadt).

Die Zuschlägesetzteherab:

57 I Gorzno . . . . . . . . . . . .I Strasbukg . . . . . . . . I 490 I 480 I 340 I 315 I 100 I 100

iö



Gemeindesteuerstatistik der

Rechnungs-

Zur Erhebung gelangen
Es sollen laut

Ein- Etat aufkommen
s Wohnst- An Unter-

Lfd. «ahl bt ’bt
St adt

d nehmungeu e reI
B..r cr- Mark- Bau- « ,

an an

Nr· (letzte die Stadt in rschss«stand3- polizei-
Schlacht- indirekten direkten

Volks- eigener Regie » gebühren Steuern Steuern

zählung)
geld geld gebuhren

»J! »f-

1 2 3 4

i

5 6" 7 8 9 10

1 Berent. . . . . 6475 Schlachthaus und 400 3000 400 11500 6400 97010

Elektrizixätsiverk

2 Bischofswcrdcr. 2310 Gaswerk, Schlachthaus
"

150 550 100 8200 2300 29981,58"
und Badeanstalt

3 Brief cn 8 1 73 Elektrizitätsiverk, 200 4600 400 ja 11 900 115074
·

Wasserwerk

4 Christburg . . . 3004 Gaswekk, Krankenhaus, 100 1300 nein 6000 3000 52900
Schlachthaus, Wasserwerk

5 Culm . . . . . 11717 Gasanstalt, Wasserwerk, nein 2015 nein 25651 12603 158632

Schlachthaus

6 Culmfce 10612 Gasanstalt, Wasserwerk, 400 3220 nein 18300 8000 205690,70
Kanalifation, Schlachthof

7 Danzig. . . . . 170347« 2 Gasanstalten, Wasser- nein 31662 nein 257310 470650 4710900
und Kanalisationswerk,
Elektrizitätswerk,

Schlacht- und Viehhof,
Markthalle, Sparkasse,

Leihamt

8 Dirfchau . 16896 Elektrizitätswerk, Nein 5000 700 ja 25600 362928
Gaswerk, Wasserwerk,

Kanalifation, Schlachthof

9 Eibiug . . . . . 58631 Gaswerk, Wasserwerk, nein 8270 2151 88576 96800 1223031,65
Sch·lachthof,Viehhof, —

Leihamt, Sparkasse,
Eichamt



weswreuszischen Städtc.

jahr 1910.
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An indirekten Steuern gelangen An direkten Steuern werden erhoben
zur Erhebung Prozente KDiereis-

L t- Hunde- ekHngxcvvgsSchank
der

der staatlich veranlagten ab-
Lfd

B«er-
us «

steuer Feuer Iu Staats- Grund- gaben B e m e r k u n g e n
I -

bar- wieviel zeigozzsgkåtzerlaub- em« und Gewerbe- be- Nr«
keits- für jeden vreises nis- kommen- G b-- d ,

M -

t —

«- ,
e all e teu r tseuer

steuer Hund) steuer steuer steuer
s e

steuer ragen

M Wo 0X0 Wo Wo Wo Wo
11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

1800 200
läg-C

für 1 — 340 300 300 200 125 —- 1

uxus-
hunde,

11 »f- für
Ge-

brauchs-
(FleIschet-)

hunde
und 6 »f-

für
Hirten-
hunde

900 100 2 1 —- 240 200 200 90 85 — 2

2150 250 6 1 — 250 200 200 200 105 — 3

600 100 9 1 — 355 275 275 100 125 — 4

4400 l 000 15 1 — 235 200 200 200 125 — 5

3000 300 10 1 —- 270 210 210 110 91,5 — 6

74000 139700 20 1 24700 230,6 An Stelle Kl. I, ll 200 — — 7

hiervon von 195-
entfallen 255 0X0 KL»IlI

10,6 Woauf 5,1 0Z00 1 sb-
die Woh- des Kl. IV

nungs- gemeinen 155

steuer Wertes
.

-6800 4500 9 1 1400 315 265 265 265 112 — 8

16200 10000 25 »f- 1 5000 225 225 Gesondert Staatl. — Elektrizitätstverk privat. 9
für jeden Gewerbe- Satz
Luxus- steuer und

und ·5 »f- · durchs 1250X0
fur jeden schnittlich

erFs
253 oXO

au -

hund 1910
Werden It 2,04 v.H. des Ertrages
t!1·"k)VbeUT-«e bei Betrieben mit einem

Ertrage von 1500 J- bis
ausschl. 4000 »f- oder einem
Anlage- und Betriebskapital
von 3000 »s- bis ausschl.
30000 »l-

2,24 = 1X10mehr Ertrag
von 4000 J- bis ausschl.
10000.«. Anlage- und Be-

triebskapital von 30000 »j-

bis ausschl. 75000 AC.

2,45 = 2X10mehr Ertrag
von 10000 »j- bis ausschl.
20000 »f- Anlage- usw.
Kapital von 75000 »f- bis

ausschl. 150000 Ack.

2,65 3J10 mehr bei

höheremErtrage und größe-
rem Anlage- und Betriebs-
kapital.



60

Zur Erhebung gelangen
Es sollen laut

Ein- Etat aufkommen

Wohnst- An Unter-
Lfd. ci l "

S t ad t
z h nehtnungfnbetreibt Bürger- Markt- Bau- Schlacht- , an .an

Nr« Uetzte die Stadt in

rechts« stand-Er polizei«
indirekten direkten

Volks- « «

« -

»

«

..
»

zählung)
eigener Regæ

geld gcld gebuhch gebuhren Steuern Steuern

J! »f-

1 2 3 4
»

5 i. 7 8 9 10

10 Di. Eylau . 10087 Gasanstalt, Wasserwcrk, nein 2000 1000 21000 11950 120000

Kanalisation, Schlacht-
haus

11 Fluten-— - - — — 4280 — nein 2800 400 nein 6210 65860

12 Freyftadt. . . . 2605 Gaswerk 100 175 nein nein 3210 29510

13 Garnfec 988 —- uein ja nein nein 1150 2 200

14 Gollub . . . . . 3061- Elektrizitätswerk, nein 100 500 nein 2560 36473,3()
Kanalisation, Freibank

15 Graudcnz 40314 Gasanftalt, Schlachthaus, nein 12x000»J-! 6000 40110 68500 834 300

Wassekwekk, Elektkizitiits- »Nicht-
werke und Straßenbahn, Z700

Kanaiisation, Gemüll- Pacht fUt
Abfuhr und Straßen- VIckP

reinigung Markt

16 Hammcrstein. . 3014 Schlachthnus nein ja nein ja 3460 20588

1·7 Jastrow 5512 Elektrizitätsiverk und 78-33 89 Ueill 5020-92 3014,37 51000

Schlachthaus

18 Konitz . . . . . 12010 Schlachthans nein 6060 2300 13536 11232 255110k

19
.

Dt« Krone 7673 Schinchthans 300 1400 350 11000 1825 109700

20 Lautenburg 4004 Schiechthof, Gasenstalt 125 1520 900 8000 2625 56715

21 Lcssen . . . . . 2717 Steinkohlengaswerk, ja« ja nein nein 3300 39938,07J
"

Wasserwerk

22 Löbau - - - . . 5359 Schlachthaus, Elektri- 200s 4300 nein 13980 4900 72700
zitätswerk, Wasserwerk

23 Marienburg 14019 Gaswerk- Wasserwerk, nein- ja Jja UciU
.

27540 293796
Kanalisationswerk,
ftädt. Gut

"

24 Maricnwerdcr . 12982 WasserwerLSchlachthaus nein; 4460 2500 29325 25800 320186.

25 Mewc . . . . -. 3820 Schlachthaus, Wasser- 160s 1100 UeiU 7616 3920 53672
merk, Gaswerk

26 Neuen-sung . . . 5154 Wassermen, Gnsanstalt, nein· 2470 nein ja 3650 73672
Schlachthof .

27 Neumark . . . . 4147 Elektrizitätswerk 200 2510 l150 ja 3600 61108

ndt . . . . 9805 Gaswerk, Waisen-Herz nein« ja ja ja 12950 9523028 Neust
Schlachthof mit Kühl-

anlage
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An indirekten Steuern gelangen An direkten Steuern werden erhoben
zur Erhebung Prozente Die

d st trch v 1 t
Kreis-

»
stund- er aa 1 eran ag en

b» -

unde- offner-IS- der ———————------—— U -

le«

B» ,

Lust- Heller Jsxpuckm Skhank St«ats- Grund-
·

gaben B e m e r k n n g e n
M« bür- wieviel ITZZUJFFIFJerlaub- ein- und Gewerbsp Bei be- Nr-

stmcr
kcits- für jeden viseises Ins- kommen- Gebäude- steuer tktlebNtragen
steuer HUW «si’2’12’22?-stcack steuer steuer sW

J! 0X0 ojv 0-"0 -"0 Wo Wo

11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

Z Zins 600 12 1 — 260 200 200 100 85 — 10

15s50 400 6 1 — 225 LU) 200 200 80 Elektrizitätswerk privat 11

1 250 150 7 1 —— 250 200 200 100 85 — 12

ja ja 3 Ue — 250 185 185 100 92 — 13

1(.00 160 5 1 — 290 215 215 200 105 — 14

1s;()00 7000 AJ »J! 1 »so für 7000 215 220 220 220 — — 15

sur bebaute, 4,4 oXoo
Lusts- 20-«"«0für vom

hunde, unbebaute Werte

ti-»f- Grnnd- der
sür stücke Grund-

Wach- stückc
hunde als

Grund-
wert-

steuer

jq ja 3 1«-2 — 120 120 120 100 50 Elektrizitätsbczugaus Ueber- 16

landzentrale

1127,38 190,33 5 ja — 200 200 200 200 75 Zu Sp. 15: 1300 foasPau- 17

schalsusnme vorn Kreise Di.

Krone

4092 1150 10 1 Wert- 290 222 222 100 66 Gaswerk privat, Wasserwcrk 18

zu- privat, Elektrizitätswerk
wachs- privat
steuer
DOOJØ

1300 nein 1,50 nein — 225 190 190 75 75 Gaswerk privat, Wasserwerk 19

privat, Elektrizitätswerk
privat

700 200 6 1 500 335 230 230 230 100 — 20

ja ja 4 1 — 230 210 210 210 89 — 21

2 400 200 5 ng — 290 200 200 nein 96 — 22

ja ja 20 1 ja 800 225 225 100 127 — 23

7250 2600 20 10X0von Zu- 260 584 der 200 200 92 Gaswerk privat 24

bebauten, wachs- Grund-

20X0von steuer steuer-
nn- 1000 210 der

bebauten Gebäude-

Grnnd- steuer
stücken

2000 239 6 Ixz 400 332 243 243 100 92 — 25

nein nein 6 1 — 300 200 200 100 60 -— 26

1 500 200 6 1 — 260 200 200 nein 96 — 27

ja ja 10 1 — 200 200 200 100 65 — 28

16



Zur Erhebung gelangen
Es sollen laut

Ein- Etat aufkommen

L
wvhner- An unter-

a I
— -

Stadt Ei
h nehnkungknbekrelbt Bürger- Markt- Bau- Schlacht- » »an an

Nr. Kiste die Stadt In

rechts- standssp polizei«
indirekten direkten

-

Volks- -
. « -.

« - «

»

»

«
»-

zählung)
elgemr Reg«

geld geld gebühren ngUhren Steuern Neuem

»s! »f-

1 2 3 4 5 i; 7 S 9 10

29 Neuteich 2 650 Gaswerk 100 270 nein nein 1 250 69 428,53

30 Podgorz . 3637 Gaswerk, Wasserwerk nein 550 - 200 ja 3300 45536

31 Putzig . . . . . 2540 Schlachthof nein 82 300 2"0 2167 28953

32 Rehdcn. . . . . 2009 Schlachthaus ja ja nein ja 4244 23312

33 Riefenburg . . . 4592 Gasanftalt, Wasserwerk 300 200 nein ja 4200 L)4600

34 Rosenbcrg . 3183 Gaswerk, Schlachthaus 50 300 nein 8000 ? 4Z4()()

35 Schlochau 3619 Schlacht"haus, Acetyreu- nein ja ja ja 2990 48716,94
gasanftalt

36 Schöncck . 3494 Elektrizitätswerk 200 1300 300 1600 4350 53911

37 Schiiusce . 3355 Gaswerk, Wassekwerk, ja ja ja ja 4034 31793,·;()

Schlachthaus

38 Schweiz 8043 Wassekwekk, Schlachthof nein 3430 150 ja 9940 121920

39 Pr. Stargard 10417 Gas- und Wasserwerk, 100 5000 nein 1683250 7640 246715

Schlachthaus

40 Strasburg . 7966 Wasserwerk,Kc-na1isation, nein 3200 1000 ja 8600 114695,65
Schlachthof

41 Stahm . . · . . 3092 Schlachthof nein ja nein ja 2225 50850,70

42 Thoku . . . . . 46230 Gaswerk, Wassckwerk nein 11600 2500 ja 62000 801194

43 Tiegcuh of 2 900 Elektrizitätswerk, nein 160 100 nein 2 155 83 059
Wasserwerk

44 Tolkcmit . . 3302 Keine, außer dem 200 50 nein nein 1055 28396
Hasen

45 Tnchcl . . . . . 4238 Gaswerk, Schlachthaus nein 3200 301 9800 4800 56092

46 Vandsburg. . . 3164 Gaswerk nein 685 nein nein 4121 26687

47 Zempelburg 3 823 Gaswerk nein 900 100 nein 2 910 55 700

48 Zoppot. . . . . 15033 Gaswerk, Wassechrk, nein 2300 4500 ja 54430 412084
Kanalisation, Schlacht-

hof, Seel-ad
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An indirekten Steuern gelangen An direkten Steuern werden erhoben -·

zur Erhebung Prozente DIE

d st tl· v l t
Kreis-

«

—

- er e n n

Lust- Hunde- Schank
der

aa Ich ra ag c
ab-

«

Bier- bar- steuer erlaub-
Staats- Grund-

B ,

gaben B e m e r k u n g e n

.

- - wieviel des Kauk-
Z k

em- Und Gewerbe-
triegz be- Nr·

.

,
, keits- für jeden Preises m - vmmen- Gebäude- .

H-
.

- eu r -

, teuer -

«st «

steuer Hund) steuer steuer steuer
s »Um nagen

M ojo 0Jf0 ojo oXo ojo ojo

11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22

nein 350 9 1 — 300 260 260 260 127 — 29

»

1 500 400 12 1,"2 — 240 190 190 100 91,5 — 30

900 109 6 1,«2 — 220 230 230 nein 110 Elektrizitätswerk privat 31

nein ja 6 1 — 300 225 225 nein 89 — 32

1800 500 10 As 1 — 250 200 200 100 85 — 33
und

20 »l-

für
jeden

weiteren

Hund

1 100 250 9 1 — 300 225 225 nein 85 — 34

ja ja 10 1j2 — 270 210 210 100 50 — 35

850 120 7 1 — 320 310 310 100 125 ——— 36

2 004 250 3 «
1 ja 280 220 220 100 1 05 — 37

-3200 700 10 1 — 298 230 230 150 60 Elektrizitätswerk 38

3000 400 15 1 1000 310 225 225 100 85 — 39

3000 600 12 1 — 325 240 240 240 100 Elektrizitätswerkprivat 40

nein ja 15 1 — 390 270 270 150 125 Straßenbeleuchtg. Keroslicht 41

18000 4000 20
,

1 Waren 210 186 185 100 —

Elektrizitätswerk privat 42
haus- bzw· bzw. bzto.
steuer 275 171 225
4000 bzw· bzw.
s« 100 250

Schank"
erlaub-

nis-

steuer
6000
»f-

nein 350 5 1 — 290 230 230 230 127 —- 43

700 35 4,50 1 — 365 315 315 180 80 — 44

1 550 450 .10 1 — 220 200 200 200 100 — 45

810 115 6 1 — 295 207 207 75 80 — 46

660 75 5 1 — 310 265 265 100 80 — 47

8000 1500 17 1 Wert- 160 210 Kl. i—III 100 65 Elektrizitätswerk privat 48
und 11X2 zu- 210

sür wachs- Kl. lV
unbebaute steuer 167

Grund- 9000

stücke »l-



Es sollen laut
Ein- Zur Erhebung gelangen Etat aufkommen

,

wohner- An Unter-
—

Lfd- Ha l ,

Stadt ?
h

nehltkungenbetreibt Bürger- Mark- Bau- Schlacht,
an an

Nr» (etzte die Stadt in
» t ds« l.»

.

«

indirekten direkten
Volks- eigener Regie

Achts- san «

po..ldu- b"hkku Steuern Steuern
zählungjl geld gcld gebuhren ge U

.
JØ »F

1 2
»

3 4 l 5 l 6 l 7 l 8 9 10

Yem Htädietage nicht
49 Baldcnburg . . 2461 Schlachthof nein ja nein ja 802 19230

50 Gorzno . . . . 1603 — nein a nein nein 2893 11989

51 Kamin . . . . . 1647 — nein ja nein nein 1589 8530

52 Krojankc . . . . 3427 — ja ja ja nein 9974 36527

53 Landcek. . . . . 768 Elektrizitätswerk, nein ja nein ja 5280 6553

Schlachthaus

54 Märk. Fricdland 1 929 — nein ja ja nein 3574 23 376

55 Pr. Friedland . 3864 Wasserwerk, Schlachthof ja ja nein ja 6447 35481

56 Schloppe . . . . 1957 — ja ja nein nein 1216 22180

57 Tütz . . . . . . 2096 — ja ja nein nein 3600 17491
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An indirekten Steuern gelangen An direkten Steuern werden erhoben «

zur Erhebung Prozente DIE

,
Kreis-

»
Grund- der staatlich veranlagten

PUUdc- erwekhss S
der ab-

Be »

Lust- steuer Titeucrtin
chank Staats- Grund- gaben B c m e r k u n g e n

I l- bar-

twievgeldzgoässueftj
erlaub- em- und Gewerbe-

t
be- Nr«

keits- für je en preises nis- kommen- Gebä, d -
M -

t .
.

,
! e teuerscuer

steuer Hund) (1s1tth333«steuer steuer steuer
s steuer tragen

J- UXO Wo Wo 0.-«o 0Jo Olo
11 12 13 14 15 16 17 18 19, 20 21 22

angehörendeHtädte.
ja ja 1-50 —

— 230 200 200 nein 50 — 49

ja ja 6 1,-4 — 480 315 315 215 100 — 50

ja ja nein 1 — 200 175 175 100 80 — 51

ja ja ja 1 — 275 215 215 215 80 — 52

nein ja ja ja — 316 253 253 100 50 Elektrizitätsbezugaus Ueber- 53

landzentrale

ja ja 1-50 1 — 310 220 220 100 75 Schrachthvf privat 54

ja ja 6 1 — 2co 175 175 100 50 Gaswerk privat 55

ja ja nein ja — 270 235 235 170 75 Schlachthvf privat 56

ja ja »ein ja — 280 230 230 100 75 — 57
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